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Vorwort 

„In der digitalen Kommunikation will man alles zeigen, und je-
der Einzelne wird auf anonymem Weg zu einem Objekt, das 
bespitzelt, entblößt und in die Öffentlichkeit gezerrt wird.“ So 
beschreibt Papst Franziskus in seiner Sozialenzyklika Fratelli 
tutti (Nr. 42) die Gefahren der Digitalisierung. Auch wir Bi-
schöfe haben es uns zur Aufgabe gemacht, die Digitalisierung 
kritisch zu begleiten und an die Menschendienlichkeit der Ent-
wicklung zu appellieren. Bereits vor nun beinahe fünf Jahren 
haben wir angesichts des Zeitalters von Big Data gesagt: „Die 
Würde, Persönlichkeit und die Selbstbestimmung des Menschen 
müssen nicht zuletzt durch den Schutz seiner Daten bewahrt 
werden. Ziel muss es sein, die Personalität und die Sozialität 
des Menschen als Ebenbild Gottes bewusst zu erkennen, zu er-
halten, zur Entfaltung zu bringen und bei Bedarf auch zu ver-
teidigen. Menschenwürde und Freiheit geraten in Gefahr, wenn 
der Mensch nicht mehr über seine Daten bestimmen kann. Das 
ist dann der Fall, wenn er zum Objekt staatlichen, unternehme-
rischen oder auch kirchlichen Begehrens wird …“1 

Erfolgreiche Digitalisierung setzt das Vertrauen der Menschen 
in den Schutz ihrer persönlichen Daten voraus. In Deutschland 
und Europa gibt es traditionell ein hohes Datenschutzniveau. 
Mit der Datenschutzgrundverordnung, die einen Umbruch im 
Datenschutzrecht ausgelöst hat, hat der europäische Gesetzge-
ber einheitliche Regeln geschaffen, die gleiche Datenschutz-
standards in der gesamten Europäischen Union ermöglichen 
sollen. Auch die katholische Kirche blieb von dieser Entwick-

                                                 
1 Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz (Hg.): Medienbildung und 

Teilhabegerechtigkeit. Impulse der Publizistischen Kommission der Deut-
schen Bischofskonferenz zu den Herausforderungen der Digitalisierung. 
Arbeitshilfen Nr. 288 (Bonn 2016), S. 10. 
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lung nicht unberührt. Denn mit ihrem Art. 91 billigt die Euro-
päische Datenschutzgrundverordnung den Kirchen auch weiter-
hin ein kircheneigenes Datenschutzrecht zu, dies allerdings un-
ter dem Vorbehalt, dass die bestehenden Regelungen in Ein-
klang mit dieser Verordnung gebracht werden. 

Mit dem Festhalten an einem kircheneigenen Datenschutzrecht 
signalisiert die Deutsche Bischofskonferenz, welch hohen Wert 
sie in einer Zeit der voranschreitenden Digitalisierung, der 
Würde, der Persönlichkeit und dem informationellen Selbstbe-
stimmungsrecht des Einzelnen einräumt: Es ist das Recht des 
Einzelnen, grundsätzlich selbst über die Preisgabe und Verwen-
dung seiner personenbezogenen Daten zu entscheiden. Vor die-
sem Hintergrund ist es der Zweck des Gesetzes über den kirch-
lichen Datenschutz und der anderen kirchlichen Datenschutzre-
gelungen, den Einzelnen davor zu schützen, dass er durch die 
Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten in kirchlichen 
Kontexten in seinem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt wird. 

Im Namen der Mitglieder der Deutschen Bischofskonferenz 
danke ich herzlich allen, die sich in unterschiedlichster Art und 
Weise um den Schutz des Einzelnen beim Umgang mit seinen 
personenbezogenen Daten bemühen und an der Erarbeitung der 
vorliegenden Regelungswerke und der Beratung des kirchlichen 
Gesetzgebers mitgewirkt haben. 

Bonn, den 1. Februar 2021 
 
 
 
 

Bischof Dr. Georg Bätzing 
Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz 
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A. Einführung 

Mit dem Inkrafttreten der Europäischen Datenschutz-Grundver-
ordnung (EU-DSGVO) hat auch das bisherige kirchliche Daten-
schutzrecht eine grundlegende Änderung erfahren. Art. 91 EU-
DSGVO räumt den Kirchen zwar weiterhin das Recht ein, kir-
cheneigenes anstelle des staatlichen Datenschutzrechts anzuwen-
den. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass die kirchlichen Be-
stimmungen mit der EU-DSGVO in Einklang stehen. 

Diese Broschüre enthält den Wortlaut des Gesetzes über den 
Kirchlichen Datenschutz und weiterer wichtiger Normen zum 
Kirchlichen Datenschutzrecht zum Stand von November 2020. 
Mit dieser Veröffentlichung soll Verantwortlichen und Auf-
tragsverarbeitern, den Beschäftigten kirchlicher Stellen, die per-
sonenbezogene Daten verarbeiten, betroffenen Personen, deren 
Daten durch kirchliche Stellen verarbeitet werden, sowie allen 
Interessierten ermöglicht werden, sich über das kirchliche Da-
tenschutzrecht zu informieren und einen datenschutzkonformen 
Umgang mit personenbezogenen Daten zu gewährleisten. 

Das Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz (KDG) (Kapitel 
B) ist die wichtigste Rechtsquelle des kirchlichen Datenschutz-
rechts. Das am 24. Mai 2018 in Kraft getretene Gesetz ist die 
Nachfolgeregelung der Anordnung über den kirchlichen Daten-
schutz (KDO), die bereits umfassende Regelungen zum Daten-
schutz enthielt. Es wurde – wie auch die anderen Regelungs-
texte – erlassen aufgrund des verfassungsrechtlich garantierten 
Selbstbestimmungsrechts der katholischen Kirche. In Wahrneh-
mung dieses Rechts stellt das KDG den Einklang mit der EU-
DSGVO her. Es orientiert sich im Wesentlichen an deren Wort-
laut, enthält aber an diversen Stellen kircheneigene, die kirchli-
chen Strukturen und Besonderheiten berücksichtigende Regelun-
gen. Für die katholische Kirche ist der Schutz der personenbe-
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zogenen Daten ein unverzichtbarer Bestandteil des in can. 220 
des Codex Iuris Canonici (CIC) anerkannten Rechts auf den 
„Schutz des guten Rufes und der Intimsphäre“. Das KDG in der 
Fassung des Beschlusses der Vollversammlung des Verbandes 
der Diözesen Deutschlands vom 20. November 2017 wurde in 
der Folgezeit von allen Diözesanbischöfen mit Wirkung zum 
24. Mai 2018 wortgleich in Kraft gesetzt und in den jeweiligen 
Amtsblättern veröffentlicht (siehe Anhang 1). Das Gesetz selbst 
sieht eine Überprüfung innerhalb von drei Jahren ab Inkrafttre-
ten vor. Vor diesem Hintergrund ist mit einer Gesetzesänderung 
innerhalb der nächsten drei Jahre zu rechnen. 

Während für die Ordensgemeinschaften bischöflichen Rechts 
das vom Diözesanbischof in Kraft gesetzte KDG Geltung hat, 
gilt für die Ordensgemeinschaften päpstlichen Rechts die Kirch-
liche Datenschutzregelung der Ordensgemeinschaft päpstlichen 
Rechts (KDR-OG) in der Fassung des Vorstandsbeschlusses des 
DOK Deutschen Ordensobernkonferenz e. V. vom 30. Januar 
2018, welche im Wesentlichen wortgleich mit dem KDG ist 
und von der jeweiligen Ordensgemeinschaft erlassen werden 
muss, um Rechtskraft zu erlangen. 

Die Durchführungsverordnung zum Gesetz über den Kirchli-
chen Datenschutz (KDG-DVO) (Kapitel C) wurde von der Voll-
versammlung des VDD am 19. November 2018 beschlossen 
und in der Folgezeit zum 1. März 2019 in Kraft gesetzt. Sie ver-
einigt auf KDG-Niveau die Regelungsmaterien der bisherigen 
KDO-DVO, der APC-/IT-Richtlinien und diverser diözesaner 
IT-Regelungen. Sie enthält insbesondere nähere Regelungen 
zum Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten, zum Datenge-
heimnis einschließlich Verpflichtungserklärung, zu technischen 
und organisatorischen Maßnahmen einschließlich der Einord-
nung in die Datenschutzklassen I bis III und die entsprechende 
Zuordnung eines Schutzniveaus, zum Umgang mit personenbe-
zogenen Daten, die dem Beicht- oder Seelsorgegeheimnis un-
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terliegen, zu den vom Verantwortlichen und von den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern zu treffenden Maßnahmen sowie zu 
besonderen Gefahrenlagen, zu denen unter anderem die Nut-
zung dienstlicher IT-Systeme zu auch privaten Zwecken und 
die Nutzung privater IT-Systeme zu dienstlichen Zwecken so-
wie die Datenübermittlung per Fax und per E-Mail gehören. 

Das Gesetz zum Schutz von Patientendaten bei der Seelsorge in 
katholischen Einrichtungen des Gesundheitswesens (Seelsorge-
PatDSG) (Kapitel D) ist eine Nachfolgeregelung zu der Patien-
tendatenschutzordnung, die in manchen (Erz-)Diözesen als Spe-
zialgesetz zur KDO die Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten im Krankenhaus regelte und mittlerweile ausgelaufen ist. 
Abweichend von der ursprünglichen Regelung enthält das Seel-
sorge-PatDSG jedoch ausschließlich datenschutzrechtliche Re-
gelungen im Kontext der Krankenhausseelsorge. Auf weitere 
konkretisierende Regelungen zu den bereits bestehenden Nor-
men des kirchlichen Datenschutzrechts (z. B. KDG, KDG-DVO) 
wurde verzichtet, um etwaige Inkongruenzen und Widersprüch-
lichkeiten zwischen den Regelwerken zu vermeiden. Soweit das 
Patientendatenschutzgesetz keine Regelungen enthält, kann auf 
das KDG und die KDG-DVO zurückgegriffen werden. 

Das Seelsorge-PatDSG trägt den unterschiedlichen Formen von 
Krankenhausseelsorge Rechnung und unterscheidet zwischen 
verschiedenen Seelsorgekonzepten: der implementierten Kran-
kenhausseelsorge, der nicht implementierten Krankenhausseel-
sorge durch eine mit Seelsorgeauftrag der zuständigen kirchli-
chen Stelle ausgestattete Person sowie der Seelsorge durch ei-
nen (ehrenamtlichen) Besuchsdienst der Kirchengemeinde des 
Patienten. 

Das Seelsorge-PatDSG ist nur in den (Erz-)Diözesen in Kraft zu 
setzen, in denen aufgrund der Existenz kirchlicher Krankenhäu-
ser ein entsprechender Regelungsbedarf besteht. 
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Bei dem Gesetz zur Regelung des Rechtsinstruments nach § 29 
KDG im Bereich der (Erz-)Diözese N. N. (§ 29-KDG-Gesetz) 
(Kapitel E) und der dazugehörigen Verordnung zur Durchfüh-
rung des § 29-KDG-Gesetzes (§ 29-KDG-Gesetz-DVO) (Kapi-
tel F) handelt es sich um Empfehlungen der für das Datenschutz-
recht zuständigen Arbeitsgruppe der Rechtskommission und der 
Rechtskommission des Verbandes der Diözesen Deutschlands. 
Beide Regelungstexte dienen dem Ziel, den Abschluss einer Viel-
zahl von Auftragsverarbeitungsverträgen zumindest zwischen 
den dem verfassten kirchlichen Bereich zuzuordnenden Rechts-
trägern im Bereich des Massengeschäfts zu vermeiden und da-
mit den Verwaltungsaufwand zu reduzieren. Nach § 2 des § 29-
KDG-Gesetzes erfolgt die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten im Auftrag aufgrund eben dieses Gesetzes – die zur Durch-
führung erforderlichen Regelungen trifft der Generalvikar über 
die § 29-KDG-Gesetz-DVO. Auch diese beiden Regelungstexte 
sind nur in solchen (Erz-)Diözesen in Kraft gesetzt worden, die 
einen entsprechenden Bedarf für sich sehen. 

Das KDG sieht in Kapitel 6 (§§ 42 ff.) die Einrichtung unab-
hängiger Datenschutzaufsichten vor. Ihre Kontaktdaten finden 
sich in Anhang 2. Die Diözesandatenschutzbeauftragten neh-
men ihre Funktion als von der sonstigen kirchlichen Verwal-
tung unabhängige Stellen wahr. Im Rahmen ihres in § 44 KDG 
geregelten Aufgabenspektrums haben sie auch die Möglichkeit, 
regelnd in die Verarbeitung personenbezogener Daten durch 
kirchliche Stellen einzugreifen. Das Gesetz über das Verwal-
tungsverfahren im kirchlichen Datenschutz (KDS-VwVfG) (Ka-
pitel G) regelt das Verwaltungsverfahren im Bereich des kirch-
lichen Datenschutzes und bietet damit die erforderliche, mit 
dem kanonischen Recht vereinbare Rechtsgrundlage für die Tä-
tigkeit der kirchlichen Datenschutzaufsichten. Es schafft die er-
forderliche Rechtssicherheit nicht nur für die Datenschutzauf-
sichten, sondern auch für die betroffenen kirchlichen Einrich-
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tungen, die betroffenen Personen und die Gerichte. In Anleh-
nung an das Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) des Bun-
des und der Länder sowie unter Berücksichtigung kodikarischer 
Grundsätze und Vorgaben enthält das KDS-VwVfG Regelun-
gen, die eine allgemeine Arbeitsgrundlage für die Tätigkeit der 
Datenschutzaufsichten darstellen (Verfahrensgrundsätze, Zustan-
dekommen und Bestandskraft von Verwaltungsakten, Verwal-
tungszustellung), Regelungen zur Anwendung des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten (OWiG) als Verfahrensgrundlage für den 
Erlass von Bußgeldern sowie Regelungen zur Durchsetzung und 
Vollstreckung von Bußgeldbescheiden und anderen Anordnun-
gen der kirchlichen Datenschutzaufsichten. 

§ 49 KDG sieht über die Beschwerde bei der kirchlichen Da-
tenschutzaufsicht hinaus einen gerichtlichen Rechtsbehelf gegen 
eine Entscheidung der Datenschutzaufsicht oder gegen den Ver-
antwortlichen oder den Auftragsverarbeiter vor. Vor diesem Hin-
tergrund waren unabhängige kirchliche Datenschutzgerichte zu 
errichten. Dies geschah aufgrund der Kirchlichen Datenschutz-
gerichtsordnung (KDSGO) (Kapitel H). Die KDSGO wurde auf-
grund eines besonderen Mandats des Apostolischen Stuhls am 
20. Februar 2018 durch Beschluss der Vollversammlung der 
Deutschen Bischofskonferenz approbiert; sie dient der Herstel-
lung und Gewährleistung eines kircheneigenen Rechtsschutzes 
auf dem Gebiet des Datenschutzes. Die KDSGO wurde durch De-
kret der Apostolischen Signatur vom 3. Mai 2018 rekognosziert 
und durch Schreiben des Vorsitzenden der Deutschen Bischofs-
konferenz vom 14. Mai 2018 promulgiert. Sie trat wie das KDG 
am 24. Mai 2018 in Kraft und regelt insbesondere die Errich-
tung kirchlicher Gerichte in Datenschutzangelegenheiten, deren 
Zusammensetzung, Zuständigkeiten, die Besetzung der Spruch-
kammern sowie die Verfahren vor dem Interdiözesanen Daten-
schutzgericht und dem Datenschutzgericht der Deutschen Bi-



12 

schofskonferenz. Wie das KDG soll sie innerhalb von drei Jah-
ren ab Inkrafttreten überprüft werden. 

Im Anhang finden sich die Anschriften des Interdiözesanen Da-
tenschutzgerichts und des Datenschutzgerichts der Deutschen 
Bischofskonferenz (Anhang 3). 
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B. Gesetz über den Kirchlichen 
 Datenschutz (KDG) 

in der Fassung des Beschlusses der Vollversammlung des 
Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 20. November 2017 
___________________________________________________ 

Inhaltsübersicht 

Präambel 

Kapitel 1 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Schutzzweck 
§ 2 Sachlicher Anwendungsbereich 
§ 3 Organisatorischer Anwendungsbereich 
§ 4 Begriffsbestimmungen 

Kapitel 2 
Grundsätze 

§ 5 Datengeheimnis 
§ 6 Rechtmäßigkeit der Verarbeitung personenbezogener Daten 
§ 7 Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten 
§ 8 Einwilligung 
§ 9 Offenlegung gegenüber kirchlichen und öffentlichen Stellen 
§ 10 Offenlegung gegenüber nicht kirchlichen und nicht 

öffentlichen Stellen 
§ 11 Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener 

Daten 
§ 12 Verarbeitung von personenbezogenen Daten über straf-

rechtliche Verurteilungen und Straftaten 
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§ 13 Verarbeitung, für die eine Identifizierung der betroffenen 
Person nicht erforderlich ist 

Kapitel 3 
Informationspflichten des Verantwortlichen und 

Rechte der betroffenen Person 

Abschnitt 1 
Informationspflichten des Verantwortlichen 

§ 14 Transparente Information, Kommunikation und Modalitä-
ten für die Ausübung der Rechte der betroffenen Person 

§ 15 Informationspflicht bei unmittelbarer Datenerhebung 
§ 16 Informationspflicht bei mittelbarer Datenerhebung 

Abschnitt 2 
Rechte der betroffenen Person 

§ 17 Auskunftsrecht der betroffenen Person 
§ 18 Recht auf Berichtigung 
§ 19 Recht auf Löschung 
§ 20 Recht auf Einschränkung der Verarbeitung 
§ 21 Mitteilungspflicht im Zusammenhang mit der Berichtigung 

oder Löschung personenbezogener Daten oder der 
Einschränkung der Verarbeitung 

§ 22 Recht auf Datenübertragbarkeit 
§ 23 Widerspruchsrecht 
§ 24 Automatisierte Entscheidungen im Einzelfall 

einschließlich Profiling 
§ 25 Unabdingbare Rechte der betroffenen Person 
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Kapitel 4 
Verantwortlicher und Auftragsverarbeiter 

Abschnitt 1 
Technik und Organisation; Auftragsverarbeitung 

§ 26 Technische und organisatorische Maßnahmen 
§ 27 Technikgestaltung und Voreinstellungen 
§ 28 Gemeinsam Verantwortliche 
§ 29 Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag 
§ 30 Verarbeitung unter der Aufsicht des Verantwortlichen oder 

des Auftragsverarbeiters 

Abschnitt 2 
Pflichten des Verantwortlichen 

§ 31 Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten 
§ 32 Zusammenarbeit mit der Datenschutzaufsicht 
§ 33 Meldung an die Datenschutzaufsicht 
§ 34 Benachrichtigung der betroffenen Person 
§ 35 Datenschutz-Folgenabschätzung und vorherige 

Konsultation 

Abschnitt 3 
Betrieblicher Datenschutzbeauftragter 

§ 36 Benennung von betrieblichen Datenschutzbeauftragten 
§ 37 Rechtsstellung des betrieblichen Datenschutzbeauftragten 
§ 38 Aufgaben des betrieblichen Datenschutzbeauftragten 
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Kapitel 5 
Übermittlung personenbezogener Daten an und in 
Drittländer oder an internationale Organisationen 

§ 39  Allgemeine Grundsätze 
§ 40 Datenübermittlung auf der Grundlage eines Angemessen-

heitsbeschlusses oder bei geeigneten Garantien 
§ 41 Ausnahmen 

Kapitel 6 
Datenschutzaufsicht 

§ 42 Bestellung des Diözesandatenschutzbeauftragten als 
Leiter der Datenschutzaufsicht 

§ 43 Rechtsstellung des Diözesandatenschutzbeauftragten 
§ 44 Aufgaben der Datenschutzaufsicht 
§ 45 Zuständigkeit der Datenschutzaufsicht bei über- und 

mehrdiözesanen Rechtsträgern 
§ 46 Zusammenarbeit mit anderen Datenschutzaufsichten 
§ 47 Beanstandungen durch die Datenschutzaufsicht 

Kapitel 7 
Beschwerde, gerichtlicher Rechtsbehelf, Haftung und 

Sanktionen 

§ 48 Beschwerde bei der Datenschutzaufsicht 
§ 49 Gerichtlicher Rechtsbehelf gegen eine Entscheidung der 

Datenschutzaufsicht oder gegen den Verantwortlichen 
oder den Auftragsverarbeiter 

§ 50 Haftung und Schadenersatz 
§ 51 Geldbußen 
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Kapitel 8 
Vorschriften für besondere Verarbeitungssituationen 

§ 52 Videoüberwachung 
§ 53 Datenverarbeitung für Zwecke des 

Beschäftigungsverhältnisses 
§ 54 Datenverarbeitung zu wissenschaftlichen oder histori-

schen Forschungszwecken oder zu statistischen Zwecken 
§ 55 Datenverarbeitung durch die Medien 

Kapitel 9 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 56 Ermächtigungen 
§ 57 Übergangsbestimmungen 
§ 58 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Überprüfung 
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Präambel 

Aufgabe des Datenschutzes ist es, die Grundrechte und Grund-
freiheiten natürlicher Personen und insbesondere deren Recht 
auf Schutz personenbezogener Daten bei der Verarbeitung die-
ser Daten zu schützen. 

Dieses Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz (KDG) wird 
erlassen aufgrund des verfassungsrechtlich garantierten Rechts 
der katholischen Kirche, ihre Angelegenheiten selbstständig in-
nerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes zu ord-
nen und zu verwalten. Dieses Recht ist auch europarechtlich ge-
achtet und festgeschrieben in Art. 91 und Erwägungsgrund 165 
der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Per-
sonen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum frei-
en Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung) – EU-DSGVO, Art. 17 des Ver-
trages über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV). 
In Wahrnehmung dieses Rechts stellt dieses Gesetz den Ein-
klang mit der EU-DSGVO her. 

Kapitel 1 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Schutzzweck 

Zweck dieses Gesetzes ist es, den Einzelnen2 davor zu schützen, 
dass er durch die Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten 
                                                 
2 Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht ausdrücklich in ge-

schlechtsspezifische Personenbezeichnungen differenziert. Die gewählte 
männliche Form schließt eine adäquate weibliche Form gleichberechtigt 
ein. 
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in seinem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt wird, und den frei-
en Verkehr solcher Daten zu ermöglichen. 

§ 2 
Sachlicher Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für die ganz oder teilweise automati-
sierte Verarbeitung personenbezogener Daten sowie für 
die nichtautomatisierte Verarbeitung personenbezogener 
Daten, die in einem Dateisystem gespeichert sind oder ge-
speichert werden sollen. 

(2) Soweit besondere kirchliche oder besondere staatliche 
Rechtsvorschriften auf personenbezogene Daten einschließ-
lich deren Veröffentlichung anzuwenden sind, gehen sie 
den Vorschriften dieses Gesetzes vor, sofern sie das Da-
tenschutzniveau dieses Gesetzes nicht unterschreiten. 

(3) Die Verpflichtung zur Wahrung des Beicht- und Seelsor-
gegeheimnisses, anderer gesetzlicher Geheimhaltungs-
pflichten oder anderer Berufs- oder besonderer Amtsge-
heimnisse, die nicht auf gesetzlichen Vorschriften beru-
hen, bleibt unberührt. 

§ 3 
Organisatorischer Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten durch folgende kirchliche Stellen: 

a) die Diözese, die Kirchengemeinden, die Kirchen-
stiftungen und die Kirchengemeindeverbände, 

b) den Deutschen Caritasverband, die Diözesan-Cari-
tasverbände, ihre Untergliederungen und ihre Fach-
verbände ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform, 
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c) die kirchlichen Körperschaften, Stiftungen, Anstal-
ten, Werke, Einrichtungen und die sonstigen kirchli-
chen Rechtsträger ohne Rücksicht auf ihre Rechts-
form. 

(2) Dieses Gesetz findet Anwendung auf die Verarbeitung 
personenbezogener Daten, soweit diese im Rahmen der 
Tätigkeiten eines Verantwortlichen oder eines Auftrags-
verarbeiters erfolgt, unabhängig davon, wo die Verarbei-
tung stattfindet, wenn diese im Rahmen oder im Auftrag 
einer kirchlichen Stelle erfolgt. 

§ 4 
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Ausdruck: 

1. „personenbezogene Daten“ alle Informationen, die sich 
auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche Per-
son (im Folgenden „betroffene Person“) beziehen; als iden-
tifizierbar wird eine natürliche Person angesehen, die di-
rekt oder indirekt, insbesondere mittels Zuordnung zu ei-
ner Kennung wie einem Namen, zu einer Kennnummer, 
zu Standortdaten, zu einer Online-Kennung oder zu einem 
oder mehreren besonderen Merkmalen, die Ausdruck der 
physischen, physiologischen, genetischen, psychischen, 
wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen Identität dieser 
natürlichen Person sind, identifiziert werden kann; 

2. „besondere Kategorien personenbezogener Daten“ perso-
nenbezogene Daten, aus denen die rassische und ethni-
sche Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder welt-
anschauliche Überzeugungen oder die Gewerkschaftszu-
gehörigkeit hervorgehen, sowie genetische Daten, biome-
trische Daten zur eindeutigen Identifizierung einer natürli-
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chen Person, Gesundheitsdaten oder Daten zum Sexualle-
ben oder der sexuellen Orientierung einer natürlichen Per-
son. Die Zugehörigkeit zu einer Kirche oder Religionsge-
meinschaft ist keine besondere Kategorie personenbezo-
gener Daten. 

3. „Verarbeitung“ jeden mit oder ohne Hilfe automatisierter 
Verfahren ausgeführten Vorgang oder jede solche Vor-
gangsreihe im Zusammenhang mit personenbezogenen Da-
ten wie das Erheben, das Erfassen, die Organisation, das 
Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder Verände-
rung, das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die 
Offenlegung durch Übermittlung, Verbreitung oder eine 
andere Form der Bereitstellung, den Abgleich oder die 
Verknüpfung, die Einschränkung, das Löschen oder die 
Vernichtung; 

4. „Einschränkung der Verarbeitung“ die Markierung ge-
speicherter personenbezogener Daten mit dem Ziel, ihre 
künftige Verarbeitung einzuschränken; 

5. „Profiling“ jede Art der automatisierten Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten, die darin besteht, dass diese per-
sonenbezogenen Daten verwendet werden, um bestimmte 
persönliche Aspekte, die sich auf eine natürliche Person 
beziehen, zu bewerten, insbesondere um Aspekte bezüg-
lich Arbeitsleistung, wirtschaftliche Lage, Gesundheit, per-
sönliche Vorlieben, Interessen, Zuverlässigkeit, Verhal-
ten, Aufenthaltsort oder Ortswechsel dieser natürlichen 
Person zu analysieren oder vorherzusagen; 

6. „Pseudonymisierung“ die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten in einer Weise, dass die personenbezogenen 
Daten ohne Hinzuziehung zusätzlicher Informationen nicht 
mehr einer spezifischen betroffenen Person zugeordnet 
werden können, sofern diese zusätzlichen Informationen 
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gesondert aufbewahrt werden und technischen und orga-
nisatorischen Maßnahmen unterliegen, die gewährleisten, 
dass die personenbezogenen Daten nicht einer identifi-
zierten oder identifizierbaren natürlichen Person zugewie-
sen werden; 

7. „Anonymisierung“ die Verarbeitung personenbezogener 
Daten derart, dass die Einzelangaben über persönliche 
oder sachliche Verhältnisse nicht mehr oder nur mit ei-
nem unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kosten 
und Arbeitskraft einer bestimmten oder bestimmbaren na-
türlichen Person zugeordnet werden können; 

8. „Dateisystem“ jede strukturierte Sammlung personenbe-
zogener Daten, die nach bestimmten Kriterien zugänglich 
sind, unabhängig davon, ob diese Sammlung zentral, de-
zentral oder nach funktionalen oder geografischen Ge-
sichtspunkten geordnet geführt wird; 

9. „Verantwortlicher“ die natürliche oder juristische Person, 
Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, die allein oder 
gemeinsam mit anderen über die Zwecke und Mittel der 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten entscheidet;  

10. „Auftragsverarbeiter“ eine natürliche oder juristische Per-
son, Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, die perso-
nenbezogene Daten im Auftrag des Verantwortlichen ver-
arbeitet; 

11. „Empfänger“ eine natürliche oder juristische Person, Be-
hörde, Einrichtung oder andere Stelle, der personenbezo-
gene Daten offengelegt werden, unabhängig davon, ob es 
sich bei ihr um einen Dritten handelt oder nicht; 

12. „Dritter“ eine natürliche oder juristische Person, Behörde, 
Einrichtung oder andere Stelle, außer der betroffenen Per-
son, dem Verantwortlichen, dem Auftragsverarbeiter und 
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den Personen, die unter der unmittelbaren Verantwortung 
des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters be-
fugt sind, die personenbezogenen Daten zu verarbeiten; 

13. „Einwilligung“ der betroffenen Person jede freiwillig für 
den bestimmten Fall, in informierter Weise und unmiss-
verständlich abgegebene Willensbekundung in Form einer 
Erklärung oder einer sonstigen eindeutigen bestätigenden 
Handlung, mit der die betroffene Person zu verstehen 
gibt, dass sie mit der Verarbeitung der sie betreffenden 
personenbezogenen Daten einverstanden ist; 

14. „Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten“ eine 
Verletzung der Sicherheit, die, ob unbeabsichtigt oder un-
rechtmäßig, zur Vernichtung, zum Verlust, zur Verände-
rung oder zur unbefugten Offenlegung von beziehungs-
weise zum unbefugten Zugang zu personenbezogenen Da-
ten führt, die übermittelt, gespeichert oder auf sonstige 
Weise verarbeitet wurden; 

15. „genetische Daten“ personenbezogene Daten zu den er-
erbten oder erworbenen genetischen Eigenschaften einer 
natürlichen Person, die eindeutige Informationen über die 
Physiologie oder die Gesundheit dieser natürlichen Person 
liefern und insbesondere aus der Analyse einer biologi-
schen Probe der betreffenden natürlichen Person gewon-
nen wurden; 

16. „biometrische Daten“ mit speziellen technischen Verfah-
ren gewonnene personenbezogene Daten zu den physi-
schen, physiologischen oder verhaltenstypischen Merk-
malen einer natürlichen Person, die die eindeutige Identi-
fizierung dieser natürlichen Person ermöglichen oder be-
stätigen, wie Gesichtsbilder oder daktyloskopische Daten; 
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17. „Gesundheitsdaten“ personenbezogene Daten, die sich auf 
die körperliche oder geistige Gesundheit einer natürlichen 
Person, einschließlich der Erbringung von Gesundheits-
dienstleistungen, beziehen und aus denen Informationen 
über deren Gesundheitszustand hervorgehen; 

18. „Drittland“ ein Land außerhalb der Europäischen Union 
oder des europäischen Wirtschaftsraums; 

19. „Unternehmen“ eine natürliche oder juristische Person, 
die eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübt, unabhängig von 
ihrer Rechtsform, einschließlich Personengesellschaften 
oder Vereinigungen, die regelmäßig einer wirtschaftlichen 
Tätigkeit nachgehen; 

20. „Unternehmensgruppe“ eine Gruppe, die aus einem herr-
schenden Unternehmen und den von diesem abhängigen 
Unternehmen besteht; 

21. „Datenschutzaufsicht“ die von einem oder mehreren Diö-
zesanbischöfen gemäß §§ 42 ff. errichtete unabhängige, mit 
der Datenschutzaufsicht beauftragte kirchliche Behörde; 

22. „Diözesandatenschutzbeauftragter“ den Leiter der Daten-
schutzaufsicht; 

23. „Betrieblicher Datenschutzbeauftragter“ den vom Verant-
wortlichen oder vom Auftragsverarbeiter benannten Da-
tenschutzbeauftragten; 

24. „Beschäftigte“ insbesondere 

a) Kleriker und Kandidaten für das Weiheamt, 
b) Ordensangehörige, soweit sie auf einer Planstelle in 

einer Einrichtung der eigenen Ordensgemeinschaft 
oder aufgrund eines Gestellungsvertrages tätig sind, 

c) in einem Beschäftigungsverhältnis oder in einem 
kirchlichen Beamtenverhältnis stehende Personen, 
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d) zu ihrer Berufsbildung tätige Personen mit Ausnah-
me der Postulanten und Novizen, 

e) Teilnehmende an Leistungen zur Teilhabe am Ar-
beitsleben sowie an Abklärungen der beruflichen Eig-
nung oder Arbeitserprobungen (Rehabilitanden), 

f) in anerkannten Werkstätten für Menschen mit Be-
hinderungen tätige Personen, 

g) nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz oder dem 
Jugendfreiwilligendienstegesetz oder in vergleich-
baren Diensten tätige Personen sowie Praktikanten, 

h) Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbst-
ständigkeit als arbeitnehmerähnliche Personen anzu-
sehen sind; zu diesen gehören auch die in Heimar-
beit Beschäftigten und die ihnen Gleichgestellten, 

i) sich für ein Beschäftigungsverhältnis Bewerbende 
sowie Personen, deren Beschäftigungsverhältnis be-
endet ist. 

Kapitel 2 
Grundsätze 

§ 5 
Datengeheimnis 

Den bei der Verarbeitung personenbezogener Daten tätigen Per-
sonen ist untersagt, diese unbefugt zu verarbeiten (Datengeheim-
nis). Diese Personen sind bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf 
das Datengeheimnis und die Einhaltung der einschlägigen Da-
tenschutzregelungen schriftlich zu verpflichten. Das Datenge-
heimnis besteht auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort. 
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§ 6 
Rechtmäßigkeit der Verarbeitung 

personenbezogener Daten 

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist nur recht-
mäßig, wenn mindestens eine der nachstehenden Bedin-
gungen erfüllt ist: 

a) Dieses Gesetz oder eine andere kirchliche oder eine 
staatliche Rechtsvorschrift erlaubt sie oder ordnet 
sie an; 

b) die betroffene Person hat in die Verarbeitung der sie 
betreffenden personenbezogenen Daten für einen 
oder mehrere bestimmte Zwecke eingewilligt; 

c) die Verarbeitung ist für die Erfüllung eines Ver-
trags, dessen Vertragspartei die betroffene Person ist, 
oder zur Durchführung vorvertraglicher Maßnah-
men erforderlich, die auf Anfrage der betroffenen 
Person erfolgen; 

d) die Verarbeitung ist zur Erfüllung einer rechtlichen 
Verpflichtung erforderlich, der der Verantwortliche 
unterliegt; 

e) die Verarbeitung ist erforderlich, um lebenswichtige 
Interessen der betroffenen Person oder einer ande-
ren natürlichen Person zu schützen; 

f) die Verarbeitung ist für die Wahrnehmung einer Auf-
gabe erforderlich, die im kirchlichen Interesse liegt 
oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, die 
dem Verantwortlichen übertragen wurde; 

g) die Verarbeitung ist zur Wahrung der berechtigten 
Interessen des Verantwortlichen oder eines Dritten 
erforderlich, sofern nicht die Interessen oder Grund-
rechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person, 
die den Schutz personenbezogener Daten erfordern, 
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überwiegen, insbesondere dann, wenn es sich bei 
der betroffenen Person um einen Minderjährigen han-
delt. Lit. g) gilt nicht für die von öffentlich-rechtlich 
organisierten kirchlichen Stellen in Erfüllung ihrer 
Aufgaben vorgenommene Verarbeitung. 

(2) Die Verarbeitung für einen anderen Zweck als zu demje-
nigen, zu dem die personenbezogenen Daten erhoben wur-
den, ist nur rechtmäßig, wenn 

a) eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend 
voraussetzt und kirchliche Interessen nicht entge-
genstehen, 

b) die betroffene Person eingewilligt hat, 
c) offensichtlich ist, dass es im Interesse der betroffe-

nen Person liegt, und kein Grund zu der Annahme 
besteht, dass sie in Kenntnis des anderen Zwecks ih-
re Einwilligung verweigern würde, 

d) Angaben der betroffenen Person überprüft werden 
müssen, weil tatsächliche Anhaltspunkte für deren 
Unrichtigkeit bestehen, 

e) die Daten allgemein zugänglich sind oder der Ver-
antwortliche sie veröffentlichen dürfte, es sei denn, 
dass das schutzwürdige Interesse der betroffenen 
Person an dem Ausschluss der Zweckänderung of-
fensichtlich überwiegt, 

f) es zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Si-
cherheit oder erheblicher Nachteile für das Gemein-
wohl oder zur Wahrung erheblicher Belange des Ge-
meinwohls erforderlich ist, 

g) es zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswi-
drigkeiten, zur Vollstreckung oder zum Vollzug von 
Strafen oder Maßnahmen im Sinne des § 11 Absatz 1 
Nr. 8 des Strafgesetzbuches oder von Erziehungs-
maßregeln oder Zuchtmitteln im Sinne des Jugend-
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gerichtsgesetzes oder zur Vollstreckung von Buß-
geldentscheidungen erforderlich ist, 

h) es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchti-
gung der Rechte eines Dritten erforderlich ist, 

i) es zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung 
erforderlich ist, das wissenschaftliche Interesse an 
der Durchführung des Forschungsvorhabens das In-
teresse der betroffenen Person an dem Ausschluss der 
Zweckänderung erheblich überwiegt und der Zweck 
der Forschung auf andere Weise nicht oder nur mit 
unverhältnismäßigem Aufwand erreicht werden kann 
oder 

j) der Auftrag der Kirche oder die Glaubwürdigkeit 
ihres Dienstes dies erfordert. 

(3) Eine Verarbeitung für andere Zwecke liegt nicht vor, 
wenn sie der Wahrnehmung von Aufsichts- und Kontroll-
befugnissen, der Rechnungsprüfung, der Revision, der 
Durchführung von Organisationsuntersuchungen für den 
Verantwortlichen, im kirchlichen Interesse liegenden Ar-
chivzwecken, wissenschaftlichen oder historischen For-
schungszwecken oder statistischen Zwecken dient. Das 
gilt auch für die Verarbeitung zu Ausbildungs- und Prü-
fungszwecken durch den Verantwortlichen, soweit nicht 
überwiegende schutzwürdige Interessen der betroffenen 
Person entgegenstehen. 

(4) Beruht die Verarbeitung zu einem anderen Zweck als zu 
demjenigen, zu dem die personenbezogenen Daten erho-
ben wurden, nicht auf der Einwilligung der betroffenen 
Person oder auf einer kirchlichen oder staatlichen Rechts-
vorschrift, so ist die Verarbeitung nur rechtmäßig, wenn 
die Verarbeitung zu einem anderen Zweck mit demjenigen 
Zweck, zu dem die personenbezogenen Daten ursprünglich 
erhoben wurden, vereinbar ist. 
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(5) Personenbezogene Daten, die ausschließlich zu Zwecken 
der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung oder zur Si-
cherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebes einer Da-
tenverarbeitungsanlage verarbeitet werden, dürfen nur für 
diese Zwecke verwendet werden. 

(6) Die Verarbeitung von besonderen Kategorien personenbe-
zogener Daten für andere Zwecke ist nur zulässig, wenn 
dies zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung er-
forderlich ist, das kirchliche Interesse an der Durchfüh-
rung des Forschungsvorhabens das Interesse der betroffe-
nen Person an dem Ausschluss der Zweckänderung erheb-
lich überwiegt und der Zweck der Forschung auf andere 
Weise nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand 
erreicht werden kann. Bei dieser Abwägung ist im Rah-
men des kirchlichen Interesses das wissenschaftliche Inte-
resse an dem Forschungsvorhaben besonders zu berück-
sichtigen. 

(7) Die Verarbeitung von besonderen Kategorien personenbe-
zogener Daten zu den in § 11 Absatz 2 lit. h) und Absatz 
3 genannten Zwecken richtet sich nach den für die in § 11 
Absatz 2 lit. h) und Absatz 3 genannten Personen gelten-
den Geheimhaltungspflichten. 

§ 7 
Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Personenbezogene Daten müssen 

a) auf rechtmäßige und in einer für die betroffene Per-
son nachvollziehbaren Weise verarbeitet werden; 

b) für festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke er-
hoben werden und dürfen nicht in einer mit diesen 
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Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise weiterver-
arbeitet werden;  

c) dem Zweck angemessen und erheblich sowie auf 
das für die Zwecke der Verarbeitung notwendige 
Maß beschränkt sein; insbesondere sind personen-
bezogene Daten zu anonymisieren oder zu pseudo-
nymisieren, soweit dies nach dem Verwendungs-
zweck möglich ist und der Aufwand nicht außer 
Verhältnis zum angestrebten Schutzzweck steht; 

d) sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem 
neuesten Stand sein; es sind alle angemessenen Maß-
nahmen zu treffen, damit personenbezogene Daten, 
die im Hinblick auf die Zwecke ihrer Verarbeitung 
unrichtig sind, unverzüglich gelöscht oder berichtigt 
werden; 

e) in einer Form gespeichert werden, die die Identifi-
zierung der betroffenen Personen nur so lange er-
möglicht, wie es für die Zwecke, für die sie verar-
beitet werden, erforderlich ist; 

f) in einer Weise verarbeitet werden, die eine ange-
messene Sicherheit der personenbezogenen Daten ge-
währleistet, einschließlich Schutz vor unbefugter oder 
unrechtmäßiger Verarbeitung und vor unbeabsichtig-
tem Verlust, unbeabsichtigter Zerstörung oder unbe-
absichtigter Schädigung durch geeignete technische 
und organisatorische Maßnahmen. 

(2) Der Verantwortliche ist für die Einhaltung der Grundsätze 
des Absatz 1 verantwortlich und muss dies nachweisen 
können. 
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§ 8 
Einwilligung 

(1) Wird die Einwilligung bei der betroffenen Person einge-
holt, ist diese auf den Zweck der Verarbeitung sowie, so-
weit nach den Umständen des Einzelfalles erforderlich 
oder auf Verlangen, auf die Folgen der Verweigerung der 
Einwilligung hinzuweisen. Die Einwilligung ist nur wirk-
sam, wenn sie auf der freien Entscheidung der betroffenen 
Person beruht. 

(2) Die Einwilligung bedarf der Schriftform, soweit nicht we-
gen besonderer Umstände eine andere Form angemessen 
ist. Erfolgt die Einwilligung der betroffenen Person durch 
eine schriftliche Erklärung, die noch andere Sachverhalte 
betrifft, so muss das Ersuchen um Einwilligung in ver-
ständlicher und leicht zugänglicher Form in einer klaren 
und einfachen Sprache so erfolgen, dass es von den ande-
ren Sachverhalten klar zu unterscheiden ist. Teile der Er-
klärung sind dann nicht verbindlich, wenn sie einen Ver-
stoß gegen dieses Gesetz darstellen. 

(3) Im Bereich der wissenschaftlichen Forschung liegt ein be-
sonderer Umstand im Sinne von Absatz 2 Satz 1 auch 
dann vor, wenn durch die Schriftform der bestimmte For-
schungszweck erheblich beeinträchtigt würde. In diesem 
Fall sind der Hinweis nach Absatz 1 Satz 1 und die Grün-
de, aus denen sich die erhebliche Beeinträchtigung des 
bestimmten Forschungszweckes ergibt, schriftlich festzu-
halten. 

(4) Soweit besondere Kategorien personenbezogener Daten 
verarbeitet werden, muss sich die Einwilligung darüber 
hinaus ausdrücklich auf diese Daten beziehen. 
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(5) Beruht die Verarbeitung auf einer Einwilligung, muss der 
Verantwortliche nachweisen können, dass die betroffene 
Person in die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Da-
ten eingewilligt hat. 

(6) Die betroffene Person hat das Recht, ihre Einwilligung je-
derzeit zu widerrufen. Durch den Widerruf der Einwilli-
gung wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilli-
gung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht be-
rührt. Die betroffene Person wird vor Abgabe der Einwil-
ligung hiervon in Kenntnis gesetzt. Der Widerruf der Ein-
willigung muss so einfach wie die Erteilung der Einwilli-
gung sein. 

(7) Bei der Beurteilung, ob die Einwilligung freiwillig erteilt 
wurde, muss dem Umstand Rechnung getragen werden, ob 
unter anderem die Erfüllung eines Vertrags, einschließlich 
der Erbringung einer Dienstleistung, von der Einwilligung 
zu einer Verarbeitung von personenbezogenen Daten ab-
hängig ist, die für die Erfüllung des Vertrags nicht erfor-
derlich sind.  

(8) Personenbezogene Daten eines Minderjährigen, dem elek-
tronisch eine Dienstleistung oder ein vergleichbares ande-
res Angebot von einer kirchlichen Stelle gemacht wird, 
dürfen nur verarbeitet werden, wenn der Minderjährige 
das sechzehnte Lebensjahr vollendet hat. Hat der Minder-
jährige das sechzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet, 
ist die Verarbeitung nur rechtmäßig, sofern und soweit 
diese Einwilligung durch den Personensorgeberechtigten 
erteilt wird. Der für die Verarbeitung Verantwortliche un-
ternimmt unter Berücksichtigung der verfügbaren Tech-
nik angemessene Anstrengungen, um sich in solchen Fäl-
len zu vergewissern, dass die Einwilligung durch den Per-
sonensorgeberechtigten oder mit dessen Zustimmung er-
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teilt wurde. Hat der Minderjährige das dreizehnte Lebens-
jahr vollendet und handelt es sich ausschließlich um ein 
kostenfreies Beratungsangebot einer kirchlichen Stelle, so 
ist für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten des 
Minderjährigen eine Einwilligung durch den Personensor-
geberechtigten oder dessen Zustimmung nicht erforderlich. 

§ 9 
Offenlegung gegenüber kirchlichen und öffentlichen Stellen 

(1) Die Offenlegung personenbezogener Daten im Sinne des 
§ 4 Ziffer 3. gegenüber kirchlichen Stellen im Geltungs-
bereich des § 3 ist zulässig, wenn 

a) sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der offen-
legenden oder der empfangenden kirchlichen Stelle 
liegenden Aufgaben erforderlich ist und 

b) die Voraussetzungen des § 6 vorliegen. 

(2) Die Offenlegung personenbezogener Daten auf Ersuchen 
der empfangenden kirchlichen Stelle ist darüber hinaus 
nur zulässig, wenn dieses Verfahren unter Berücksichti-
gung der schutzwürdigen Interessen der betroffenen Per-
son und der Aufgaben oder Geschäftszwecke der beteilig-
ten kirchlichen Stellen angemessen ist. 

(3) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Offenlegung 
trägt die offenlegende kirchliche Stelle. Erfolgt die Offen-
legung auf Ersuchen der empfangenden kirchlichen Stel-
le, trägt diese die Verantwortung. In diesem Falle prüft 
die offenlegende kirchliche Stelle nur, ob das Ersuchen 
im Rahmen der Aufgaben der empfangenden kirchlichen 
Stelle liegt, es sei denn, dass besonderer Anlass zur Prü-
fung der Zulässigkeit der Offenlegung besteht. 
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(4) Die empfangende kirchliche Stelle darf die offengelegten 
Daten für den Zweck verarbeiten, zu dessen Erfüllung sie 
ihr offengelegt werden. Eine Verarbeitung für andere Zwe-
cke ist nur unter den Voraussetzungen des § 6 Absatz 2 
zulässig. 

(5) Für die Offenlegung personenbezogener Daten gegenüber 
öffentlichen Stellen gelten die Absätze 1 bis 4 entspre-
chend, sofern sichergestellt ist, dass bei der empfangen-
den öffentlichen Stelle ausreichende Datenschutzmaßnah-
men getroffen werden. 

(6) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach Absatz 1 
und Absatz 2 offengelegt werden dürfen, weitere personen-
bezogene Daten der betroffenen Person oder eines Dritten 
in Akten so verbunden, dass eine Trennung nicht oder nur 
mit unvertretbarem Aufwand möglich ist, so ist die Offen-
legung auch dieser Daten zulässig, soweit nicht berechtig-
te Interessen der betroffenen Person oder eines Dritten an 
deren Geheimhaltung offensichtlich überwiegen; eine Ver-
arbeitung dieser Daten durch die empfangende kirchliche 
Stelle ist unzulässig. 

(7) Absatz 6 gilt entsprechend, wenn personenbezogene Da-
ten innerhalb einer kirchlichen Stelle offengelegt werden. 

§ 10 
Offenlegung gegenüber nicht kirchlichen und nicht 

öffentlichen Stellen 

(1) Die Offenlegung personenbezogener Daten gegenüber 
nicht kirchlichen Stellen, nicht öffentlichen Stellen oder 
sonstigen Empfängern ist zulässig, wenn 

a) sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der offen-
legenden kirchlichen Stelle liegenden Aufgaben er-
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forderlich ist und die Voraussetzungen vorliegen, 
die eine Verarbeitung nach § 6 zulassen würden, 
oder 

b) der Empfänger ein berechtigtes Interesse an der 
Kenntnis der offenzulegenden Daten glaubhaft dar-
legt und die betroffene Person kein schutzwürdiges 
Interesse an dem Ausschluss der Offenlegung hat, 
es sei denn, dass Grund zu der Annahme besteht, 
dass durch die Offenlegung die Wahrnehmung des 
Auftrags der Kirche gefährdet würde. 

(2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Offenlegung 
trägt die offenlegende kirchliche Stelle. 

(3) In den Fällen der Offenlegung nach Absatz 1 lit. b) unter-
richtet die offenlegende kirchliche Stelle die betroffene 
Person von der Offenlegung ihrer Daten. Dies gilt nicht, 
wenn damit zu rechnen ist, dass sie davon auf andere 
Weise Kenntnis erlangt, wenn die Unterrichtung wegen 
der Art der personenbezogenen Daten unter Berücksichti-
gung der schutzwürdigen Interessen der betroffenen Per-
son nicht geboten erscheint, wenn die Unterrichtung die 
öffentliche Sicherheit gefährden oder dem kirchlichen 
Wohl Nachteile bereiten würde. 

(4) Der Empfänger darf die offengelegten Daten nur für den 
Zweck verarbeiten, zu dessen Erfüllung sie ihm gegen-
über offengelegt werden. Die offenlegende kirchliche Stel-
le hat ihn darauf hinzuweisen. Eine Verarbeitung für an-
dere Zwecke ist zulässig, wenn eine Offenlegung nach 
Absatz 1 zulässig wäre und die offenlegende kirchliche 
Stelle zugestimmt hat. 
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§ 11 
Verarbeitung besonderer Kategorien 

personenbezogener Daten 

(1) Die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezoge-
ner Daten ist untersagt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht in folgenden Fällen: 

a) Die betroffene Person hat in die Verarbeitung der 
genannten personenbezogenen Daten für einen oder 
mehrere festgelegte Zwecke ausdrücklich eingewilligt, 

b) die Verarbeitung ist erforderlich, damit der Verant-
wortliche oder die betroffene Person die ihm bzw. 
ihr aus dem Arbeitsrecht und dem Recht der sozia-
len Sicherheit und des Sozialschutzes erwachsenden 
Rechte ausüben und seinen bzw. ihren diesbezügli-
chen Pflichten nachkommen kann, soweit dies nach 
kirchlichem oder staatlichen Recht oder nach einer 
Dienstvereinbarung nach der Mitarbeitervertretungs-
ordnung, die geeignete Garantien für die Grundrech-
te und die Interessen der betroffenen Person vorse-
hen, zulässig ist, 

c) die Verarbeitung ist zum Schutz lebenswichtiger In-
teressen der betroffenen Person oder einer anderen 
natürlichen Person erforderlich und die betroffene 
Person ist aus körperlichen oder rechtlichen Grün-
den außerstande, ihre Einwilligung zu geben, 

d) die Verarbeitung erfolgt durch eine kirchliche Stelle 
im Rahmen ihrer rechtmäßigen Tätigkeiten und un-
ter der Voraussetzung, dass sich die Verarbeitung 
ausschließlich auf die Mitglieder oder ehemalige Mit-
glieder der kirchlichen Einrichtung oder auf Perso-
nen, die im Zusammenhang mit deren Tätigkeits-
zweck regelmäßige Kontakte mit ihr unterhalten, be-
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zieht und die personenbezogenen Daten nicht ohne 
Einwilligung der betroffenen Personen nach außen 
offengelegt werden, 

e) die Verarbeitung bezieht sich auf personenbezogene 
Daten, die die betroffene Person offensichtlich öf-
fentlich gemacht hat, 

f) die Verarbeitung ist zur Geltendmachung, Ausübung 
oder Verteidigung von Rechtsansprüchen oder bei 
Handlungen der kirchlichen Gerichte im Rahmen 
ihrer justiziellen Tätigkeit erforderlich, 

g) die Verarbeitung ist auf der Grundlage kirchlichen 
Rechts, das in angemessenem Verhältnis zu dem ver-
folgten Ziel steht, den Wesensgehalt des Rechts auf 
Datenschutz wahrt und angemessene und spezifische 
Maßnahmen zur Wahrung der Grundrechte und In-
teressen der betroffenen Person vorsieht, aus Grün-
den eines erheblichen kirchlichen Interesses erfor-
derlich, 

h) die Verarbeitung ist für Zwecke der Gesundheits-
vorsorge oder der Arbeitsmedizin, für die Beurtei-
lung der Arbeitsfähigkeit des Beschäftigten, für die 
medizinische Diagnostik, die Versorgung oder Be-
handlung im Gesundheits- oder Sozialbereich oder 
für die Verwaltung von Systemen und Diensten im 
Gesundheits- oder Sozialbereich auf der Grundlage 
des kirchlichen oder staatlichen Rechts oder auf-
grund eines Vertrags mit einem Angehörigen eines 
Gesundheitsberufs und vorbehaltlich der in Absatz 3 
genannten Bedingungen und Garantien erforderlich, 

i) die Verarbeitung ist aus Gründen des öffentlichen 
Interesses im Bereich der öffentlichen Gesundheit 
oder zur Gewährleistung hoher Qualitäts- und Sicher-
heitsstandards bei der Gesundheitsversorgung und bei 
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Arzneimitteln und Medizinprodukten, auf der Grund-
lage kirchlichen oder staatlichen Rechts, das ange-
messene und spezifische Maßnahmen zur Wahrung 
der Rechte und Freiheiten der betroffenen Person, 
insbesondere des Berufsgeheimnisses, vorsieht, er-
forderlich, oder 

j) die Verarbeitung ist auf der Grundlage des kirchli-
chen oder staatlichen Rechts, das in angemessenem 
Verhältnis zu dem verfolgten Ziel steht, den We-
sensgehalt des Rechts auf Datenschutz wahrt und 
angemessene und spezifische Maßnahmen zur Wah-
rung der Grundrechte und Interessen der betroffe-
nen Person vorsieht, für im kirchlichen Interesse lie-
gende Archivzwecke, für wissenschaftliche oder his-
torische Forschungszwecke oder für statistische Zwe-
cke erforderlich. 

(3) Die in Absatz 1 genannten personenbezogenen Daten dür-
fen zu den in Absatz 2 lit. h) genannten Zwecken verar-
beitet werden, wenn diese Daten von Fachpersonal oder 
unter dessen Verantwortung verarbeitet werden und die-
ses Fachpersonal nach dem kirchlichen oder staatlichen 
Recht dem Berufsgeheimnis unterliegt, oder wenn die 
Verarbeitung durch eine andere Person erfolgt, die eben-
falls nach kirchlichem oder staatlichem Recht einer Ge-
heimhaltungspflicht unterliegt. 

(4) In den Fällen des Absatzes 2 sind unter Berücksichti-
gung des Stands der Technik, der Implementierungskos-
ten und der Art, des Umfangs, der Umstände und der 
Zwecke der Verarbeitung sowie der unterschiedlichen 
Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere der mit der Ver-
arbeitung verbundenen Risiken für die Rechte und Frei-
heiten natürlicher Personen angemessene und spezifische 
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Maßnahmen zur Wahrung der Interessen der betroffenen 
Person vorzusehen. 

§ 12 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten über 

strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten über strafrechtliche 
Verurteilungen und Straftaten oder damit zusammenhängende 
Sicherungsmaßregeln aufgrund von § 6 Absatz 1 ist nur zuläs-
sig, wenn dies nach kirchlichem oder staatlichem Recht zulässig 
ist. 

§ 13 
Verarbeitung, für die eine Identifizierung der betroffenen 

Person nicht erforderlich ist 

(1) Ist für die Zwecke, für die ein Verantwortlicher personen-
bezogene Daten verarbeitet, die Identifizierung der betrof-
fenen Person durch den Verantwortlichen nicht oder nicht 
mehr erforderlich, so ist dieser nicht verpflichtet, zur blo-
ßen Einhaltung dieses Gesetzes zusätzliche Informationen 
aufzubewahren, einzuholen oder zu verarbeiten, um die be-
troffene Person zu identifizieren. 

(2) Kann der Verantwortliche in Fällen gemäß Absatz 1 nach-
weisen, dass er nicht in der Lage ist, die betroffene Person 
zu identifizieren, so unterrichtet er die betroffene Person 
hierüber, sofern möglich. In diesen Fällen finden die §§ 
17 bis 22 keine Anwendung, es sei denn, die betroffene 
Person stellt zur Ausübung ihrer in diesen Bestimmungen 
niedergelegten Rechte zusätzliche Informationen bereit, die 
ihre Identifizierung ermöglichen. 
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Kapitel 3 
Informationspflichten des Verantwortlichen und 

Rechte der betroffenen Person 

Abschnitt 1 
Informationspflichten des Verantwortlichen 

§ 14 
Transparente Information, Kommunikation und 

Modalitäten für die Ausübung der Rechte 
der betroffenen Person 

(1) Der Verantwortliche trifft geeignete Maßnahmen, um der 
betroffenen Person innerhalb einer angemessenen Frist al-
le Informationen gemäß den §§ 15 und 16 und alle Mittei-
lungen gemäß den §§ 17 bis 24 und 34, die sich auf die 
Verarbeitung beziehen, in präziser, transparenter, verständ-
licher und leicht zugänglicher Form in einer klaren und ein-
fachen Sprache, ggf. auch mit standardisierten Bildsym-
bolen, zu übermitteln; dies gilt insbesondere für Informa-
tionen, die sich speziell an Minderjährige richten. Die Über-
mittlung der Informationen erfolgt schriftlich oder in ande-
rer Form, gegebenenfalls auch elektronisch. Falls von der 
betroffenen Person verlangt, kann die Information münd-
lich erteilt werden, sofern die Identität der betroffenen 
Person in anderer Form nachgewiesen wurde. 

(2) Der Verantwortliche erleichtert der betroffenen Person die 
Ausübung ihrer Rechte gemäß den §§ 17 bis 24. In den 
Fällen des § 13 Absatz 2 darf sich der Verantwortliche nur 
dann weigern, aufgrund des Antrags der betroffenen Per-
son auf Wahrnehmung ihrer Rechte gemäß den §§ 17 bis 
24 tätig zu werden, wenn er glaubhaft macht, dass er nicht 
in der Lage ist, die betroffene Person zu identifizieren. 
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(3) Der Verantwortliche stellt der betroffenen Person Infor-
mationen über die auf Antrag gemäß den §§ 17 bis 24 er-
griffenen Maßnahmen unverzüglich, in jedem Fall aber in-
nerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags zur Ver-
fügung. Diese Frist kann um weitere zwei Monate verlän-
gert werden, wenn dies unter Berücksichtigung der Kom-
plexität und der Anzahl von Anträgen erforderlich ist. Der 
Verantwortliche unterrichtet die betroffene Person inner-
halb eines Monats nach Eingang des Antrags über eine 
Fristverlängerung, zusammen mit den Gründen für die Ver-
zögerung. Stellt die betroffene Person den Antrag elektro-
nisch, so ist sie nach Möglichkeit auf elektronischem Weg 
zu unterrichten, sofern sie nichts anderes angibt. 

(4) Wird der Verantwortliche auf den Antrag der betroffenen 
Person hin nicht tätig, so unterrichtet er die betroffene 
Person ohne Verzögerung, spätestens aber innerhalb eines 
Monats nach Eingang des Antrags über die Gründe hier-
für und über die Möglichkeit, bei der Datenschutzaufsicht 
Beschwerde zu erheben oder einen gerichtlichen Rechts-
behelf einzulegen. 

(5) Informationen gemäß den §§ 15 und 16 sowie alle Mittei-
lungen und Maßnahmen gemäß den §§ 17 bis 24 und 34 
werden unentgeltlich zur Verfügung gestellt. Bei offen-
kundig unbegründeten oder – insbesondere im Fall von 
häufiger Wiederholung – exzessiven Anträgen einer be-
troffenen Person kann der Verantwortliche 

a) ein angemessenes Entgelt verlangen, bei dem die 
Verwaltungskosten für die Unterrichtung oder die 
Mitteilung oder die Durchführung der beantragten 
Maßnahme berücksichtigt werden, oder 

b) sich weigern, aufgrund des Antrags tätig zu werden. 
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Der Verantwortliche hat den Nachweis für den offenkun-
dig unbegründeten oder exzessiven Charakter des Antrags 
zu erbringen. 

(6) Hat der Verantwortliche begründete Zweifel an der Iden-
tität der natürlichen Person, die den Antrag gemäß den §§ 
17 bis 23 stellt, so kann er unbeschadet des § 13 zusätzli-
che Informationen anfordern, die zur Bestätigung der Iden-
tität der betroffenen Person erforderlich sind. 

§ 15 
Informationspflicht bei unmittelbarer Datenerhebung 

(1) Werden personenbezogene Daten bei der betroffenen Per-
son erhoben, so teilt der Verantwortliche der betroffenen 
Person zum Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten Folgen-
des mit: 

a) den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortli-
chen sowie gegebenenfalls seines Vertreters; 

b) gegebenenfalls die Kontaktdaten des betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten; 

c) die Zwecke, für die die personenbezogenen Daten 
verarbeitet werden sollen, sowie die Rechtsgrundla-
ge für die Verarbeitung; 

d) wenn die Verarbeitung auf § 6 Absatz 1 lit. g) be-
ruht, die berechtigten Interessen, die von dem Ver-
antwortlichen oder einem Dritten verfolgt werden; 

e) gegebenenfalls die Empfänger oder Kategorien von 
Empfängern der personenbezogenen Daten und 

f) gegebenenfalls die Absicht des Verantwortlichen, die 
personenbezogenen Daten an oder in ein Drittland 
oder an eine internationale Organisation zu übermit-
teln sowie das Vorhandensein oder das Fehlen eines 
Angemessenheitsbeschlusses der Europäischen Kom-
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mission oder im Falle von Übermittlungen gemäß 
§ 40 einen Verweis auf die geeigneten oder ange-
messenen Garantien und die Möglichkeit, wie eine 
Kopie von ihnen zu erhalten ist oder wo sie verfüg-
bar sind. 

(2) Zusätzlich zu den Informationen gemäß Absatz 1 stellt der 
Verantwortliche der betroffenen Person zum Zeitpunkt 
der Erhebung dieser Daten folgende weitere Informatio-
nen zur Verfügung, die notwendig sind, um eine faire und 
transparente Verarbeitung zu gewährleisten: 

a) die Dauer, für die die personenbezogenen Daten ge-
speichert werden oder, falls dies nicht möglich ist, 
die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer; 

b) das Bestehen eines Rechts auf Auskunft seitens des 
Verantwortlichen über die betreffenden personenbe-
zogenen Daten sowie auf Berichtigung oder Lö-
schung oder auf Einschränkung der Verarbeitung 
oder eines Widerspruchsrechts gegen die Verarbei-
tung sowie des Rechts auf Datenübertragbarkeit; 

c) wenn die Verarbeitung auf § 6 Absatz 1 lit. b) oder 
§ 11 Absatz 2 lit. a) beruht, das Bestehen eines 
Rechts, die Einwilligung jederzeit zu widerrufen, 
ohne dass die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Ein-
willigung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung 
berührt wird; 

d) das Bestehen eines Beschwerderechts bei der Da-
tenschutzaufsicht; 

e) ob die Bereitstellung der personenbezogenen Daten 
gesetzlich oder vertraglich vorgeschrieben oder für 
einen Vertragsabschluss erforderlich ist, ob die be-
troffene Person verpflichtet ist, die personenbezoge-
nen Daten bereitzustellen, und welche möglichen Fol-
gen die Nichtbereitstellung hätte und 
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f) das Bestehen einer automatisierten Entscheidungs-
findung einschließlich Profiling gemäß § 24 Absät-
ze 1 und 4 und – zumindest in diesen Fällen – aus-
sagekräftige Informationen über die involvierte Lo-
gik sowie die Tragweite und die angestrebten Aus-
wirkungen einer derartigen Verarbeitung für die be-
troffene Person. 

(3) Beabsichtigt der Verantwortliche, die personenbezogenen 
Daten für einen anderen Zweck weiterzuverarbeiten als 
den, für den die personenbezogenen Daten erhoben wur-
den, so stellt er der betroffenen Person vor dieser Weiter-
verarbeitung Informationen über diesen anderen Zweck 
und alle anderen maßgeblichen Informationen gemäß Ab-
satz 2 zur Verfügung. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 finden keine Anwendung, wenn und 
soweit die betroffene Person bereits über die Informatio-
nen verfügt oder die Informationserteilung an die betrof-
fene Person einen unverhältnismäßigen Aufwand erfor-
dern würde und das Interesse der betroffenen Person an 
der Informationserteilung nach den Umständen des Ein-
zelfalls, insbesondere wegen des Zusammenhangs, in dem 
die Daten erhoben wurden, als gering anzusehen ist. 

(5) Die Absätze 1 bis 3 finden auch dann keine Anwendung, 

a) wenn und soweit die Daten oder die Tatsache ihrer 
Speicherung aufgrund einer speziellen Rechtsvor-
schrift oder wegen überwiegender berechtigter Inte-
ressen Dritter geheim gehalten werden müssen und 
das Interesse der betroffenen Person an der Aus-
kunftserteilung zurücktreten muss, 

b) wenn die Erteilung der Information die Geltendma-
chung, Ausübung oder Verteidigung rechtlicher An-
sprüche beeinträchtigen würde und die Interessen 
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des Verantwortlichen an der Nichterteilung der In-
formation die Interessen der betroffenen Person über-
wiegen oder 

c) wenn durch die Auskunft die Wahrnehmung des 
Auftrags der Kirche gefährdet wird. 

§ 16 
Informationspflicht bei mittelbarer Datenerhebung 

(1) Werden personenbezogene Daten nicht bei der betroffe-
nen Person erhoben, so teilt der Verantwortliche der be-
troffenen Person über die in § 15 Absätze 1 und 2 genann-
ten Informationen hinaus mit 

a) die zu ihr erhobenen Daten und 
b) aus welcher Quelle die personenbezogenen Daten 

stammen und gegebenenfalls, ob sie aus öffentlich 
zugänglichen Quellen stammen. 

(2) Der Verantwortliche erteilt die Informationen 

a) unter Berücksichtigung der spezifischen Umstände 
der Verarbeitung der personenbezogenen Daten in-
nerhalb einer angemessenen Frist nach Erlangung 
der personenbezogenen Daten, längstens jedoch in-
nerhalb eines Monats, 

b) falls die personenbezogenen Daten zur Kommuni-
kation mit der betroffenen Person verwendet wer-
den sollen, spätestens zum Zeitpunkt der ersten Mit-
teilung an sie, oder, 

c) falls die Offenlegung an einen anderen Empfänger 
beabsichtigt ist, spätestens zum Zeitpunkt der ersten 
Offenlegung. 

(3) Beabsichtigt der Verantwortliche, die personenbezogenen 
Daten für einen anderen Zweck weiterzuverarbeiten als 
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den, für den die personenbezogenen Daten erlangt wur-
den, so stellt er der betroffenen Person vor dieser Weiter-
verarbeitung Informationen über diesen anderen Zweck 
und alle anderen maßgeblichen Informationen gemäß Ab-
satz 1 zur Verfügung. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 finden keine Anwendung, wenn und 
soweit 

a) die betroffene Person bereits über die Informationen 
verfügt, 

b) die Erteilung dieser Informationen sich als unmög-
lich erweist oder einen unverhältnismäßigen Auf-
wand erfordern würde; dies gilt insbesondere für die 
Verarbeitung für im kirchlichen Interesse liegende 
Archivzwecke, für wissenschaftliche oder histori-
sche Forschungszwecke oder für statistische Zwe-
cke oder soweit die in Absatz 1 genannte Pflicht vo-
raussichtlich die Verwirklichung der Ziele dieser 
Verarbeitung unmöglich macht oder ernsthaft beein-
trächtigt. In diesen Fällen ergreift der Verantwortli-
che geeignete Maßnahmen zum Schutz der Rechte 
und Freiheiten sowie der berechtigten Interessen der 
betroffenen Person, einschließlich der Bereitstellung 
dieser Informationen für die Öffentlichkeit, 

c) die Erlangung oder Offenlegung durch kirchliche 
Rechtsvorschriften, denen der Verantwortliche unter-
liegt und die geeigneten Maßnahmen zum Schutz 
der berechtigten Interessen der betroffenen Person 
vorsehen, ausdrücklich geregelt ist oder 

d) die personenbezogenen Daten gemäß dem staatli-
chen oder dem kirchlichen Recht dem Berufsgeheim-
nis, einschließlich einer satzungsmäßigen Geheim-
haltungspflicht, unterliegen und daher vertraulich be-
handelt werden müssen. 
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(5) Die Absätze 1 bis 3 finden keine Anwendung, wenn die 
Erteilung der Information 

a) im Falle einer kirchlichen Stelle im Sinne des § 3 
Abs. 1 lit. a) 

(1)  die ordnungsgemäße Erfüllung der in der Zu-
ständigkeit des Verantwortlichen liegenden 
Aufgaben gefährden würde oder 

(2)  die Information dem kirchlichen Wohl Nach-
teile bereiten würde und deswegen das Inter-
esse der betroffenen Person an der Informati-
onserteilung zurücktreten muss, 

b) im Fall einer kirchlichen Stelle im Sinne des § 3 
Absatz 1 lit. b) oder c) die Geltendmachung, Aus-
übung oder Verteidigung zivilrechtlicher Ansprüche 
beeinträchtigen würde und nicht das Interesse der 
betroffenen Person an der Informationserteilung über-
wiegt. 

(6) Unterbleibt eine Information der betroffenen Person nach 
Maßgabe des Absatzes 1, ergreift der Verantwortliche ge-
eignete Maßnahmen zum Schutz der berechtigten Interes-
sen der betroffenen Person. Der Verantwortliche hält schrift-
lich fest, aus welchen Gründen er von einer Information 
abgesehen hat. 

Abschnitt 2 
Rechte der betroffenen Person 

§ 17 
Auskunftsrecht der betroffenen Person 

(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwort-
lichen eine Auskunft darüber zu verlangen, ob sie betref-
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fende personenbezogene Daten verarbeitet werden; ist dies 
der Fall, so hat sie ein Recht auf Auskunft über diese per-
sonenbezogenen Daten und auf folgende Informationen: 

a) die Verarbeitungszwecke; 
b) die Kategorien personenbezogener Daten, die verar-

beitet werden; 
c) die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, ge-

genüber denen die personenbezogenen Daten offen-
gelegt worden sind oder noch offengelegt werden, 
insbesondere bei Empfängern in Drittländern oder 
bei internationalen Organisationen; 

d) falls möglich die geplante Dauer, für die die perso-
nenbezogenen Daten gespeichert werden, oder, falls 
dies nicht möglich ist, die Kriterien für die Festle-
gung dieser Dauer; 

e) das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Lö-
schung der sie betreffenden personenbezogenen Da-
ten oder auf Einschränkung der Verarbeitung durch 
den Verantwortlichen oder eines Widerspruchsrechts 
gegen diese Verarbeitung; 

f) das Bestehen eines Beschwerderechts bei der Da-
tenschutzaufsicht; 

g) wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der 
betroffenen Person erhoben werden, alle verfügba-
ren Informationen über die Herkunft der Daten; 

h) das Bestehen einer automatisierten Entscheidungs-
findung einschließlich Profiling gemäß § 24 Absät-
ze 1 und 4 und – zumindest in diesen Fällen – aus-
sagekräftige Informationen über die involvierte Lo-
gik sowie die Tragweite und die angestrebten Aus-
wirkungen einer derartigen Verarbeitung für die be-
troffene Person. 
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(2) Werden personenbezogene Daten an oder in ein Drittland 
oder an eine internationale Organisation übermittelt, so 
hat die betroffene Person das Recht, über die geeigneten 
Garantien gemäß § 40 im Zusammenhang mit der Über-
mittlung unterrichtet zu werden. 

(3) Der Verantwortliche stellt eine Kopie der personenbezo-
genen Daten, die Gegenstand der Verarbeitung sind, zur 
Verfügung. Für alle weiteren Kopien, die die betroffene 
Person beantragt, kann der Verantwortliche ein angemes-
senes Entgelt auf der Grundlage der Verwaltungskosten 
verlangen. Stellt die betroffene Person den Antrag elek-
tronisch, so sind die Informationen in einem gängigen 
elektronischen Format zur Verfügung zu stellen, sofern 
sie nichts anderes angibt. 

(4) Das Recht auf Erhalt einer Kopie gemäß Absatz 3 darf die 
Rechte und Freiheiten anderer Personen nicht beeinträch-
tigen. 

(5) Das Recht auf Auskunft der betroffenen Person gegen-
über einem kirchlichen Archiv besteht nicht, wenn das 
Archivgut nicht durch den Namen der Person erschlossen 
ist oder keine Angaben gemacht werden, die das Auffin-
den des betreffenden Archivguts mit vertretbarem Ver-
waltungsaufwand ermöglichen. 

(6) Das Recht auf Auskunft der betroffenen Person besteht 
ergänzend zu Absatz 5 nicht, wenn 

a) die betroffene Person nach § 15 Absatz 4 oder 5 oder 
nach § 16 Absatz 5 nicht zu informieren ist oder 

b) die Daten 

(1)  nur deshalb gespeichert sind, weil sie auf-
grund gesetzlicher oder satzungsmäßiger Auf-
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bewahrungsvorschriften nicht gelöscht wer-
den dürfen oder 

(2)  ausschließlich Zwecken der Datensicherung 
oder der Datenschutzkontrolle dienen 

und die Auskunftserteilung einen unverhältnismäßi-
gen Aufwand erfordern würde sowie eine Verarbei-
tung zu anderen Zwecken durch geeignete techni-
sche und organisatorische Maßnahmen ausgeschlos-
sen ist. 

(7) Die Gründe der Auskunftsverweigerung sind zu dokumen-
tieren. Die Ablehnung der Auskunftserteilung ist gegen-
über der betroffenen Person zu begründen, soweit nicht 
durch die Mitteilung der tatsächlichen oder rechtlichen 
Gründe, auf die die Entscheidung gestützt wird, der mit 
der Auskunftsverweigerung verfolgte Zweck gefährdet 
würde. Die zum Zweck der Auskunftserteilung an die be-
troffene Person und zu deren Vorbereitung gespeicherten 
Daten dürfen nur für diesen Zweck sowie für Zwecke der 
Datenschutzkontrolle verarbeitet werden; für andere Zwe-
cke ist die Verarbeitung nach Maßgabe des § 20 einzu-
schränken. 

(8) Wird der betroffenen Person durch eine kirchliche Stelle 
im Sinne des § 3 Absatz 1 lit. a) keine Auskunft erteilt, so 
ist sie auf Verlangen dem Diözesandatenschutzbeauftrag-
ten zu erteilen, soweit nicht die Bischöfliche Behörde im 
Einzelfall feststellt, dass dadurch kirchliche Interessen er-
heblich beeinträchtigt würden. 

(9) Das Recht der betroffenen Person auf Auskunft über per-
sonenbezogene Daten, die durch eine kirchliche Stelle im 
Sinne des § 3 Absatz 1 lit. a) weder automatisiert verar-
beitet noch nicht automatisiert verarbeitet und in einem 
Dateisystem gespeichert werden, besteht nur, soweit die 
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betroffene Person Angaben macht, die das Auffinden der 
Daten ermöglichen, und der für die Erteilung der Aus-
kunft erforderliche Aufwand nicht außer Verhältnis zu dem 
von der betroffenen Person geltend gemachten Informati-
onsinteresse steht. 

§ 18 
Recht auf Berichtigung 

(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verant-
wortlichen unverzüglich die Berichtigung sie betreffender 
unrichtiger personenbezogener Daten zu verlangen. Unter 
Berücksichtigung der Zwecke der Verarbeitung hat die be-
troffene Person das Recht, die Vervollständigung unvoll-
ständiger personenbezogener Daten – auch mittels einer 
ergänzenden Erklärung – zu verlangen. 

(2) Das Recht auf Berichtigung besteht nicht, wenn die perso-
nenbezogenen Daten zu Archivzwecken im kirchlichen In-
teresse verarbeitet werden. Bestreitet die betroffene Person 
die Richtigkeit der personenbezogenen Daten, ist ihr die 
Möglichkeit einer Gegendarstellung einzuräumen. Das zu-
ständige Archiv ist verpflichtet, die Gegendarstellung den 
Unterlagen hinzuzufügen. 

§ 19 
Recht auf Löschung 

(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verant-
wortlichen zu verlangen, dass sie betreffende personenbe-
zogene Daten unverzüglich gelöscht werden, und der Ver-
antwortliche ist verpflichtet, personenbezogene Daten un-
verzüglich zu löschen, sofern einer der folgenden Gründe 
zutrifft: 
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a) die personenbezogenen Daten sind für die Zwecke, 
für die sie erhoben oder auf sonstige Weise verar-
beitet wurden, nicht mehr notwendig; 

b) die betroffene Person widerruft ihre Einwilligung, 
auf die sich die Verarbeitung gemäß § 6 Absatz 1 
lit. b) oder § 11 Absatz 2 lit. a) stützte, und es fehlt 
an einer anderweitigen Rechtsgrundlage für die Ver-
arbeitung; 

c) die betroffene Person legt gemäß § 23 Absatz 1 Wi-
derspruch gegen die Verarbeitung ein und es liegen 
keine vorrangigen berechtigten Gründe für die Ver-
arbeitung vor, oder die betroffene Person legt ge-
mäß § 23 Absatz 2 Widerspruch gegen die Verar-
beitung ein; 

d) die personenbezogenen Daten wurden unrechtmäßig 
verarbeitet; 

e) die Löschung der personenbezogenen Daten ist zur 
Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung nach dem 
staatlichen oder dem kirchlichen Recht erforderlich, 
dem der Verantwortliche unterliegt. 

(2) Hat der Verantwortliche die personenbezogenen Daten öf-
fentlich gemacht und ist er gemäß Absatz 1 zu deren Lö-
schung verpflichtet, so trifft er unter Berücksichtigung der 
verfügbaren Technologie und der Implementierungskos-
ten angemessene Maßnahmen, auch technischer Art, um 
für die Datenverarbeitung Verantwortliche, die die perso-
nenbezogenen Daten verarbeiten, darüber zu informieren, 
dass eine betroffene Person von ihnen die Löschung aller 
Links zu diesen personenbezogenen Daten oder von Ko-
pien oder Replikationen dieser personenbezogenen Daten 
verlangt hat. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit die Verarbeitung 
erforderlich ist 
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a) zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäuße-
rung und Information; 

b) zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, die 
die Verarbeitung nach kirchlichem oder staatlichem 
Recht, dem der Verantwortliche unterliegt, erfordert, 
oder zur Wahrnehmung einer Aufgabe, die im kirch-
lichen Interesse liegt oder in Ausübung hoheitlicher 
Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen 
wurde; 

c) aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich 
der öffentlichen Gesundheit gemäß § 11 Absatz 2 
lit. h) und i) sowie § 11 Absatz 3; 

d) für im kirchlichen Interesse liegende Archivzwecke, 
wissenschaftliche oder historische Forschungszwe-
cke oder für statistische Zwecke, soweit das in Ab-
satz 1 genannte Recht voraussichtlich die Verwirkli-
chung der Ziele dieser Verarbeitung unmöglich macht 
oder ernsthaft beeinträchtigt, oder 

e) zur Geltendmachung von Rechtsansprüchen sowie 
zur Ausübung oder Verteidigung von Rechten. 

(4) Ist eine Löschung wegen der besonderen Art der Speiche-
rung nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Auf-
wand möglich, tritt an die Stelle des Rechts auf Löschung 
das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung gemäß 
§ 20. Dies gilt nicht, wenn die personenbezogenen Daten 
unrechtmäßig verarbeitet wurden. Als Einschränkung der 
Verarbeitung gelten auch die Sperrung und die Eintra-
gung eines Sperrvermerks. 
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§ 20 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung 

(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verant-
wortlichen die Einschränkung der Verarbeitung zu verlan-
gen, wenn eine der folgenden Voraussetzungen gegeben 
ist: 

a) die Richtigkeit der personenbezogenen Daten wird 
von der betroffenen Person bestritten, und zwar für 
eine Dauer, die es dem Verantwortlichen ermöglicht, 
die Richtigkeit der personenbezogenen Daten zu 
überprüfen; 

b) die Verarbeitung ist unrechtmäßig und die betroffe-
ne Person lehnt die Löschung der personenbezoge-
nen Daten ab und verlangt stattdessen die Einschrän-
kung der Nutzung der personenbezogenen Daten; 

c) der Verantwortliche benötigt die personenbezogenen 
Daten für die Zwecke der Verarbeitung nicht länger, 
die betroffene Person benötigt sie jedoch zur Gel-
tendmachung von Rechtsansprüchen oder zur Aus-
übung oder Verteidigung von Rechten oder 

d) die betroffene Person hat Widerspruch gegen die 
Verarbeitung gemäß § 23 eingelegt und es steht noch 
nicht fest, ob die berechtigten Gründe des Verant-
wortlichen gegenüber denen der betroffenen Person 
überwiegen. 

(2) Wurde die Verarbeitung gemäß Absatz 1 eingeschränkt, 
so dürfen diese personenbezogenen Daten – von ihrer Spei-
cherung abgesehen – nur mit Einwilligung der betroffenen 
Person oder zur Geltendmachung von Rechtsansprüchen 
oder zur Ausübung oder Verteidigung von Rechten oder 
zum Schutz der Rechte einer anderen natürlichen oder ju-
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ristischen Person oder aus Gründen eines wichtigen kirch-
lichen Interesses verarbeitet werden. 

(3) Eine betroffene Person, die eine Einschränkung der Ver-
arbeitung gemäß Absatz 1 erwirkt hat, wird von dem Ver-
antwortlichen unterrichtet, bevor die Einschränkung auf-
gehoben wird. 

(4) Die in Absatz 1 lit. a), b) und d) vorgesehenen Rechte be-
stehen nicht, soweit diese Rechte voraussichtlich die Ver-
wirklichung der im kirchlichen Interesse liegenden Archiv-
zwecke unmöglich machen oder ernsthaft beeinträchtigen 
und die Ausnahmen für die Erfüllung dieser Zwecke er-
forderlich sind. 

§ 21 
Mitteilungspflicht im Zusammenhang mit der Berichtigung 

oder Löschung personenbezogener Daten oder der 
Einschränkung der Verarbeitung 

Der Verantwortliche teilt allen Empfängern, denen personenbe-
zogene Daten offengelegt wurden, jede Berichtigung oder Lö-
schung der personenbezogenen Daten oder eine Einschränkung 
der Verarbeitung nach §§ 18, 19 Absatz 1 und 20 mit, es sei 
denn, dies erweist sich als unmöglich oder ist mit einem unver-
hältnismäßigen Aufwand verbunden. Der Verantwortliche un-
terrichtet die betroffene Person über diese Empfänger, wenn die 
betroffene Person dies verlangt. 

§ 22 
Recht auf Datenübertragbarkeit 

(1) Die betroffene Person hat das Recht, die sie betreffenden 
personenbezogenen Daten, die sie einem Verantwortlichen 
bereitgestellt hat, in einem strukturierten, gängigen und 
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maschinenlesbaren Format zu erhalten, und sie hat das 
Recht, diese Daten einem anderen Verantwortlichen ohne 
Behinderung durch den Verantwortlichen, dem die perso-
nenbezogenen Daten bereitgestellt wurden, zu übermit-
teln, sofern 

a) die Verarbeitung auf einer Einwilligung gemäß § 6 
Absatz 1 lit. b) oder § 11 Absatz 2 lit. a) oder auf 
einem Vertrag gemäß § 6 Absatz 1 lit. c) beruht und 

b) die Verarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren 
erfolgt. 

(2) Bei der Ausübung ihres Rechts auf Datenübertragbarkeit 
gemäß Absatz 1 hat die betroffene Person das Recht zu 
erwirken, dass die personenbezogenen Daten direkt von 
einem Verantwortlichen einem anderen Verantwortlichen 
übermittelt werden, soweit dies technisch machbar ist. 

(3) Die Ausübung des Rechts nach Absatz 1 lässt § 19 unbe-
rührt. Dieses Recht gilt nicht für eine Verarbeitung, die 
für die Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich ist, die 
im kirchlichen Interesse liegt oder in Ausübung hoheitli-
cher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen 
wurde. 

(4) Das Recht gemäß Absatz 2 darf die Rechte und Freiheiten 
anderer Personen nicht beeinträchtigen. 

(5) Das Recht auf Datenübertragbarkeit besteht nicht, soweit 
dieses Recht voraussichtlich die Verwirklichung der im 
kirchlichen Interesse liegenden Archivzwecke unmöglich 
macht oder ernsthaft beeinträchtigt und die Ausnahmen 
für die Erfüllung dieser Zwecke erforderlich sind. 
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§ 23 
Widerspruchsrecht 

(1) Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen, die 
sich aus ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit ge-
gen die Verarbeitung sie betreffender personenbezogener 
Daten, die aufgrund von § 6 Absatz 1 lit. f) oder g) er-
folgt, Widerspruch einzulegen; dies gilt auch für ein auf 
diese Bestimmungen gestütztes Profiling. Der Verantwort-
liche verarbeitet die personenbezogenen Daten nicht mehr, 
es sei denn, er kann zwingende schutzwürdige Gründe für 
die Verarbeitung nachweisen, die die Interessen, Rechte 
und Freiheiten der betroffenen Person überwiegen, oder 
die Verarbeitung dient der Geltendmachung von Rechtsan-
sprüchen oder der Ausübung oder Verteidigung von Rech-
ten. Das Recht auf Widerspruch gegenüber einer Stelle im 
Sinne des § 3 Absatz 1 lit. a) besteht nicht, soweit an der 
Verarbeitung ein zwingendes kirchliches Interesse be-
steht, das die Interessen der betroffenen Person überwiegt, 
oder eine Rechtsvorschrift zur Verarbeitung verpflichtet. 

(2) Werden personenbezogene Daten verarbeitet, um Direkt-
werbung oder Fundraising zu betreiben, so hat die betrof-
fene Person das Recht, jederzeit Widerspruch gegen die 
Verarbeitung sie betreffender personenbezogener Daten 
zum Zwecke derartiger Werbung einzulegen; dies gilt 
auch für das Profiling, soweit es mit solcher Direktwer-
bung in Verbindung steht. 

(3) Widerspricht die betroffene Person der Verarbeitung für 
Zwecke der Direktwerbung, so werden die personenbezo-
genen Daten nicht mehr für diese Zwecke verarbeitet. 

(4) Die betroffene Person muss spätestens zum Zeitpunkt der 
ersten Kommunikation mit ihr ausdrücklich auf das in den 
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Absätzen 1 und 2 genannte Recht hingewiesen werden; 
dieser Hinweis hat in einer verständlichen und von ande-
ren Informationen getrennten Form zu erfolgen. 

(5) Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen, die 
sich aus ihrer besonderen Situation ergeben, gegen die sie 
betreffende Verarbeitung sie betreffender personenbezo-
gener Daten, die zu wissenschaftlichen oder historischen 
Forschungszwecken oder zu statistischen Zwecken er-
folgt, Widerspruch einzulegen, es sei denn, die Verarbei-
tung ist zur Erfüllung einer im kirchlichen Interesse lie-
genden Aufgabe erforderlich. 

§ 24 
Automatisierte Entscheidungen im Einzelfall 

einschließlich Profiling 

(1) Die betroffene Person hat das Recht, nicht einer aus-
schließlich auf einer automatisierten Verarbeitung – ein-
schließlich Profiling – beruhenden Entscheidung unterwor-
fen zu werden, die ihr gegenüber rechtliche Wirkung ent-
faltet oder sie in ähnlicher Weise erheblich beeinträchtigt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Entscheidung 

a) für den Abschluss oder die Erfüllung eines Vertrags 
zwischen der betroffenen Person und dem Verant-
wortlichen erforderlich ist, 

b) aufgrund von kirchlichen Rechtsvorschriften, denen 
der Verantwortliche unterliegt, zulässig ist und die-
se Rechtsvorschriften angemessene Maßnahmen zur 
Wahrung der Rechte und Freiheiten sowie der be-
rechtigten Interessen der betroffenen Person enthal-
ten oder 
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c) mit ausdrücklicher Einwilligung der betroffenen Per-
son erfolgt. 

(3) In den in Absatz 2 lit. a) und c) genannten Fällen trifft der 
Verantwortliche angemessene Maßnahmen, um die Rech-
te und Freiheiten sowie die berechtigten Interessen der be-
troffenen Person zu wahren, wozu mindestens das Recht 
auf Erwirkung des Eingreifens einer Person seitens des 
Verantwortlichen, auf Darlegung des eigenen Standpunkts 
und auf Anfechtung der Entscheidung gehört. 

(4) Entscheidungen nach Absatz 2 dürfen nicht auf besonde-
ren Kategorien personenbezogener Daten beruhen, sofern 
nicht § 11 Absatz 2 lit. a) oder g) gilt und angemessene 
Maßnahmen zum Schutz der Rechte und Freiheiten sowie 
der berechtigten Interessen der betroffenen Person getrof-
fen wurden. 

§ 25 
Unabdingbare Rechte der betroffenen Person 

(1) Die Rechte der betroffenen Person auf Auskunft, Berichti-
gung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung, Daten-
übertragbarkeit oder Widerspruch können nicht durch 
Rechtsgeschäft ausgeschlossen oder beschränkt werden. 

(2) Sind die Daten der betroffenen Person automatisiert in ei-
ner Weise gespeichert, dass mehrere Verantwortliche 
speicherungsberechtigt sind, und ist die betroffene Person 
nicht in der Lage, festzustellen, welcher Verantwortliche 
die Daten gespeichert hat, so kann sie sich an jeden dieser 
Verantwortlichen wenden. Dieser Verantwortliche ist ver-
pflichtet, das Vorbringen der betroffenen Person an den 
Verantwortlichen, der die Daten gespeichert hat, weiter-
zuleiten. Die betroffene Person ist über die Weiterleitung 
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und den Verantwortlichen, an den weitergeleitet wurde, 
zu unterrichten. 

Kapitel 4 
Verantwortlicher und Auftragsverarbeiter 

Abschnitt 1 
Technik und Organisation; Auftragsverarbeitung 

§ 26 
Technische und organisatorische Maßnahmen 

(1) Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter haben 
unter Berücksichtigung unter anderem des Stands der 
Technik, der Implementierungskosten, der Art, des Um-
fangs, der Umstände und der Zwecke der Verarbeitung 
sowie der unterschiedlichen Eintrittswahrscheinlichkeiten 
und Schwere der Risiken für die Rechte und Freiheiten 
natürlicher Personen geeignete technische und organisato-
rische Maßnahmen zu treffen, um ein dem Risiko ange-
messenes Schutzniveau zu gewährleisten und einen Nach-
weis hierüber führen zu können. Diese Maßnahmen schlie-
ßen unter anderem ein: 

a) die Pseudonymisierung, die Anonymisierung und 
die Verschlüsselung personenbezogener Daten; 

b) die Fähigkeit, die Vertraulichkeit, Integrität, Verfüg-
barkeit und Belastbarkeit der Systeme und Dienste 
im Zusammenhang mit der Verarbeitung auf Dauer 
sicherzustellen; 

c) die Fähigkeit, die Verfügbarkeit der personenbezo-
genen Daten und den Zugang zu ihnen bei einem 
physischen oder technischen Zwischenfall rasch wie-
derherzustellen; 



 61

d) ein Verfahren zur regelmäßigen Überprüfung, Be-
wertung und Evaluierung der Wirksamkeit der tech-
nischen und organisatorischen Maßnahmen zur Ge-
währleistung der Sicherheit der Verarbeitung. 

(2) Bei der Beurteilung des angemessenen Schutzniveaus sind 
insbesondere die Risiken zu berücksichtigen, die mit der 
Verarbeitung verbunden sind, insbesondere durch – ob 
unbeabsichtigt oder unrechtmäßig – Vernichtung, Verlust, 
Veränderung, unbefugte Offenlegung von oder unbefug-
ten Zugang zu personenbezogenen Daten, die übermittelt, 
gespeichert oder auf andere Weise verarbeitet wurden. 

(3) Erforderlich sind Maßnahmen nur, wenn ihr Aufwand in ei-
nem angemessenen Verhältnis zu dem angestrebten Schutz-
zweck steht. 

(4) Die Einhaltung eines nach dem EU-Recht zertifizierten 
Verfahrens kann als Faktor herangezogen werden, um die 
Erfüllung der Pflichten des Verantwortlichen gemäß Ab-
satz 1 nachzuweisen. 

(5) Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter unter-
nehmen Schritte um sicherzustellen, dass ihnen unterstell-
te Personen, die Zugang zu personenbezogenen Daten ha-
ben, diese nur auf Anweisung des Verantwortlichen verar-
beiten, es sei denn, sie sind nach kirchlichem oder staat-
lichem Recht zur Verarbeitung verpflichtet. 

§ 27 
Technikgestaltung und Voreinstellungen 

(1) Unter Berücksichtigung des Stands der Technik, der Im-
plementierungskosten, der Art, des Umfangs, der Um-
stände und der Zwecke der Verarbeitung sowie der unter-
schiedlichen Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere der 
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mit der Verarbeitung verbundenen Risiken für die Rechte 
und Freiheiten natürlicher Personen trifft der Verantwort-
liche sowohl zum Zeitpunkt der Festlegung der Mittel für 
die Verarbeitung als auch zum Zeitpunkt der eigentlichen 
Verarbeitung technische und organisatorische Maßnahmen, 
die geeignet sind, die Datenschutzgrundsätze wirksam um-
zusetzen und die notwendigen Garantien in die Verarbei-
tung aufzunehmen, um den Anforderungen dieses Geset-
zes zu genügen und die Rechte der betroffenen Personen 
zu schützen. 

(2) Der Verantwortliche trifft technische und organisatorische 
Maßnahmen, die geeignet sind, durch Voreinstellung grund-
sätzlich nur personenbezogene Daten, deren Verarbeitung 
für den jeweiligen bestimmten Verarbeitungszweck erfor-
derlich ist, zu verarbeiten. Diese Verpflichtung gilt für die 
Menge der erhobenen personenbezogenen Daten, den Um-
fang ihrer Verarbeitung, ihre Speicherfrist und ihre Zu-
gänglichkeit. Solche Maßnahmen müssen insbesondere ge-
eignet sein, dass personenbezogene Daten durch Vorein-
stellungen nicht ohne Eingreifen der Person einer unbe-
stimmten Zahl von natürlichen Personen zugänglich ge-
macht werden. 

(3) Ein nach dem EU-Recht genehmigtes Zertifizierungsver-
fahren kann als Faktor herangezogen werden, um die Er-
füllung der in den Absätzen 1 und 2 genannten Anforde-
rungen nachzuweisen. 

§ 28 
Gemeinsam Verantwortliche 

(1) Legen mehrere Verantwortliche gemeinsam die Zwecke 
der und die Mittel zur Verarbeitung fest, so sind sie ge-
meinsam Verantwortliche. Sie legen in einer Vereinba-
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rung in transparenter Form fest, wer von ihnen welche 
Verpflichtungen gemäß diesem Gesetz erfüllt, insbeson-
dere wer den Informationspflichten gemäß den §§ 15 und 
16 nachkommt. 

(2) Die Vereinbarung gemäß Absatz 1 enthält die jeweiligen 
tatsächlichen Funktionen und Beziehungen der gemein-
sam Verantwortlichen gegenüber der betroffenen Person. 
Über den wesentlichen die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten betreffenden Inhalt der Vereinbarung wird die 
betroffene Person informiert. 

(3) Ungeachtet der Einzelheiten der Vereinbarung gemäß Ab-
satz 1 kann die betroffene Person ihre Rechte im Rahmen 
dieses Gesetzes bei und gegenüber jedem einzelnen der 
Verantwortlichen geltend machen. 

§ 29 
Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag 

(1) Erfolgt eine Verarbeitung im Auftrag eines Verantwortli-
chen, so arbeitet dieser nur mit Auftragsverarbeitern, die 
hinreichend Garantien dafür bieten, dass geeignete techni-
sche und organisatorische Maßnahmen so durchgeführt 
werden, dass die Verarbeitung im Einklang mit den An-
forderungen dieses Gesetzes erfolgt und den Schutz der 
Rechte der betroffenen Person gewährleistet. 

(2) Der Auftragsverarbeiter nimmt keinen weiteren Auftrags-
verarbeiter ohne vorherige gesonderte oder allgemeine 
schriftliche Genehmigung des Verantwortlichen in An-
spruch. Im Fall einer allgemeinen schriftlichen Genehmi-
gung informiert der Auftragsverarbeiter den Verantwortli-
chen immer über jede beabsichtigte Änderung in Bezug 
auf die Hinzuziehung oder die Ersetzung anderer Auf-
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tragsverarbeiter, wodurch der Verantwortliche die Mög-
lichkeit erhält, gegen derartige Änderungen Einspruch zu 
erheben. 

(3) Die Verarbeitung durch einen Auftragsverarbeiter erfolgt 
auf der Grundlage eines Vertrags oder eines anderen 
Rechtsinstruments nach dem kirchlichen Recht, dem Recht 
der Europäischen Union oder dem Recht ihrer Mitglied-
staaten, der bzw. das den Auftragsverarbeiter in Bezug 
auf den Verantwortlichen bindet und in dem 

a) Gegenstand der Verarbeitung, 
b) Dauer der Verarbeitung, 
c) Art und Zweck der Verarbeitung, 
d) die Art der personenbezogenen Daten, 
e) die Kategorien betroffener Personen und 
f) die Pflichten und Rechte des Verantwortlichen 

festgelegt sind. 

(4) Dieser Vertrag bzw. dieses andere Rechtsinstrument sieht 
insbesondere vor, dass der Auftragsverarbeiter 

a) die personenbezogenen Daten nur auf dokumentier-
te Weisung des Verantwortlichen – auch in Bezug 
auf die Übermittlung personenbezogener Daten an 
ein Drittland oder eine internationale Organisation – 
verarbeitet, sofern er nicht durch das kirchliche 
Recht, das Recht der Europäischen Union oder das 
Recht ihrer Mitgliedstaaten, dem der Auftragsverar-
beiter unterliegt, hierzu verpflichtet ist; in einem 
solchen Fall teilt der Auftragsverarbeiter dem Ver-
antwortlichen diese rechtlichen Anforderungen vor 
der Verarbeitung mit, sofern das betreffende Recht 
eine solche Mitteilung nicht wegen eines wichtigen 
kirchlichen Interesses verbietet; 
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b) gewährleistet, dass sich die zur Verarbeitung der 
personenbezogenen Daten befugten Personen zur 
Vertraulichkeit verpflichtet haben oder einer ange-
messenen gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht un-
terliegen; 

c) alle gemäß § 26 erforderlichen Maßnahmen ergreift; 
d) die in den Absätzen 2 und 5 genannten Bedingun-

gen für die Inanspruchnahme der Dienste eines wei-
teren Auftragsverarbeiters einhält; 

e) angesichts der Art der Verarbeitung den Verant-
wortlichen nach Möglichkeit mit geeigneten techni-
schen und organisatorischen Maßnahmen dabei un-
terstützt, seiner Pflicht zur Beantwortung von An-
trägen auf Wahrnehmung der in den §§ 15 bis 25 
genannten Rechte der betroffenen Person nachzu-
kommen; 

f) unter Berücksichtigung der Art der Verarbeitung und 
der ihm zur Verfügung stehenden Informationen 
den Verantwortlichen bei der Einhaltung der in den 
§§ 26, 33 bis 35 genannten Pflichten unterstützt; 

g) nach Abschluss der Erbringung der Verarbeitungs-
leistungen alle personenbezogenen Daten nach Wahl 
des Verantwortlichen entweder löscht oder zurück-
gibt, sofern nicht nach dem kirchlichen Recht oder 
dem Recht der Europäischen Union oder dem Recht 
ihrer Mitgliedstaaten eine Verpflichtung zur Spei-
cherung der personenbezogenen Daten besteht; 

h) dem Verantwortlichen alle erforderlichen Informati-
onen zum Nachweis der Einhaltung der in diesem 
Paragraphen niedergelegten Pflichten zur Verfügung 
stellt und Überprüfungen – einschließlich Inspektio-
nen –, die vom Verantwortlichen oder einem ande-
ren von diesem beauftragten Prüfer durchgeführt wer-
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den, ermöglicht und dazu beiträgt. Der Auftragsver-
arbeiter informiert den Verantwortlichen unverzüg-
lich, falls er der Auffassung ist, dass eine Weisung 
gegen dieses Gesetz oder gegen andere kirchliche 
Datenschutzbestimmungen oder Datenschutzbestim-
mungen der Europäischen Union oder ihrer Mitglied-
staaten verstößt. 

(5) Nimmt der Auftragsverarbeiter die Dienste eines weiteren 
Auftragsverarbeiters in Anspruch, um bestimmte Verarbei-
tungstätigkeiten im Namen des Verantwortlichen auszu-
führen, so werden diesem weiteren Auftragsverarbeiter im 
Wege eines Vertrags oder eines anderen Rechtsinstruments 
nach dem kirchlichen Recht oder dem Recht der Europäi-
schen Union oder dem Recht des betreffenden Mitglied-
staats der Europäischen Union dieselben Datenschutz-
pflichten auferlegt, die in dem Vertrag oder anderen 
Rechtsinstrument zwischen dem Verantwortlichen und dem 
Auftragsverarbeiter gemäß den Absätzen 3 und 4 festge-
legt sind, wobei insbesondere hinreichende Garantien dafür 
geboten werden müssen, dass die geeigneten technischen 
und organisatorischen Maßnahmen so durchgeführt wer-
den, dass die Verarbeitung entsprechend den Anforderun-
gen dieses Gesetzes erfolgt. Kommt der weitere Auftrags-
verarbeiter seinen Datenschutzpflichten nicht nach, so haf-
tet der erste Auftragsverarbeiter gegenüber dem Verant-
wortlichen für die Einhaltung der Pflichten jenes anderen 
Auftragsverarbeiters. 

(6) Die Einhaltung nach europäischem Recht genehmigter 
Verhaltensregeln oder eines genehmigten Zertifizierungs-
verfahrens durch einen Auftragsverarbeiter kann als Fak-
tor herangezogen werden, um hinreichende Garantien im 
Sinne der Absätze 1 und 5 nachzuweisen. 
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(7) Unbeschadet eines individuellen Vertrags zwischen dem 
Verantwortlichen und dem Auftragsverarbeiter kann der 
Vertrag oder das andere Rechtsinstrument im Sinne der 
Absätze 3, 4 und 5 ganz oder teilweise auf den in den Ab-
satz 8 genannten Standardvertragsklauseln beruhen, auch 
wenn diese Bestandteil einer dem Verantwortlichen oder 
dem Auftragsverarbeiter erteilten Zertifizierung sind. 

(8) Die Datenschutzaufsicht kann Standardvertragsklauseln zur 
Regelung der in den Absätzen 3 bis 5 genannten Fragen 
festlegen. 

(9) Der Vertrag oder das andere Rechtsinstrument im Sinne 
der Absätze 3 bis 5 ist schriftlich abzufassen, was auch in 
einem elektronischen Format erfolgen kann. Maßgebend 
sind die Formvorschriften der §§ 126 ff. BGB. 

(10) Ein Auftragsverarbeiter, der unter Verstoß gegen dieses 
Gesetz die Zwecke und Mittel der Verarbeitung bestimmt, 
gilt in Bezug auf diese Verarbeitung als Verantwortlicher. 

(11) Der Auftragsverarbeiter darf die Daten nur innerhalb der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder des Europä-
ischen Wirtschaftsraums verarbeiten. Abweichend von 
Satz 1 ist die Verarbeitung in Drittstaaten zulässig, wenn 
ein Angemessenheitsbeschluss der Europäischen Kommis-
sion gemäß § 40 Absatz 1 vorliegt oder wenn die Daten-
schutzaufsicht selbst oder eine andere Datenschutzauf-
sicht festgestellt hat, dass dort ein angemessenes Daten-
schutzniveau besteht. 

(12) Die Absätze 1 bis 11 gelten entsprechend, wenn die Prü-
fung oder Wartung automatisierter Verfahren oder von 
Datenverarbeitungsanlagen durch andere Stellen im Auf-
trag vorgenommen wird und dabei ein Zugriff auf perso-
nenbezogene Daten nicht ausgeschlossen werden kann. 
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§ 30 
Verarbeitung unter der Aufsicht des Verantwortlichen 

oder des Auftragsverarbeiters 

Der Auftragsverarbeiter und jede dem Verantwortlichen oder 
dem Auftragsverarbeiter unterstellte Person, die Zugang zu per-
sonenbezogenen Daten hat, dürfen diese Daten ausschließlich 
auf Weisung des Verantwortlichen verarbeiten, es sei denn, 
dass sie nach kirchlichem Recht, dem Recht der Europäischen 
Union oder dem Recht ihrer Mitgliedstaaten zur Verarbeitung 
verpflichtet sind. 

Abschnitt 2 
Pflichten des Verantwortlichen 

§ 31 
Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten 

(1) Jeder Verantwortliche führt ein Verzeichnis aller Verarbei-
tungstätigkeiten, die seiner Zuständigkeit unterliegen. Die-
ses Verzeichnis hat die folgenden Angaben zu enthalten: 

a) den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortli-
chen und gegebenenfalls des gemeinsam mit ihm Ver-
antwortlichen sowie des betrieblichen Datenschutz-
beauftragten, sofern ein solcher zu benennen ist; 

b) die Zwecke der Verarbeitung; 
c) eine Beschreibung der Kategorien betroffener Perso-

nen und der Kategorien personenbezogener Daten; 
d) gegebenenfalls die Verwendung von Profiling; 
e) die Kategorien von Empfängern, gegenüber denen 

die personenbezogenen Daten offengelegt worden 
sind oder noch offengelegt werden, einschließlich 
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Empfänger in Drittländern oder internationalen Or-
ganisationen; 

f) gegebenenfalls Übermittlungen von personenbezo-
genen Daten an ein Drittland oder an eine internati-
onale Organisation, einschließlich der Angabe des 
betreffenden Drittlands oder der betreffenden inter-
nationalen Organisation und der dort getroffenen 
geeigneten Garantien; 

g) wenn möglich, die vorgesehenen Fristen für die Lö-
schung der verschiedenen Datenkategorien; 

h) wenn möglich, eine allgemeine Beschreibung der 
technischen und organisatorischen Maßnahmen ge-
mäß § 26 dieses Gesetzes. 

(2) Jeder Auftragsverarbeiter ist vertraglich zu verpflichten, 
ein Verzeichnis zu allen Kategorien von im Auftrag eines 
Verantwortlichen durchgeführten Tätigkeiten der Verar-
beitung zu führen, das folgende Angaben zu enthalten hat: 

a) den Namen und die Kontaktdaten des Auftragsver-
arbeiters oder der Auftragsverarbeiter und jedes Ver-
antwortlichen, in dessen Auftrag der Auftragsverar-
beiter tätig ist, sowie eines betrieblichen Datenschutz-
beauftragten, sofern ein solcher zu benennen ist; 

b) die Kategorien von Verarbeitungen, die im Auftrag 
jedes Verantwortlichen durchgeführt werden; 

c) gegebenenfalls Übermittlungen von personenbezo-
genen Daten an ein Drittland oder an eine internati-
onale Organisation, einschließlich der Angabe des 
betreffenden Drittlands oder der betreffenden inter-
nationalen Organisation und der dort getroffenen ge-
eigneten Garantien; 

d) wenn möglich, eine allgemeine Beschreibung der 
technischen und organisatorischen Maßnahmen ge-
mäß § 26 dieses Gesetzes. 
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(3) Das in den Absätzen 1 und 2 genannte Verzeichnis ist 
schriftlich zu führen, was auch in einem elektronischen 
Format erfolgen kann. 

(4) Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter stellen 
dem betrieblichen Datenschutzbeauftragten und auf An-
frage der Datenschutzaufsicht das in den Absätzen 1 und 2 
genannte Verzeichnis zur Verfügung. 

(5) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Pflichten gelten 
für Unternehmen oder Einrichtungen, die 250 oder mehr 
Beschäftigte haben. Sie gelten darüber hinaus für Unter-
nehmen oder Einrichtungen mit weniger als 250 Beschäf-
tigten, wenn durch die Verarbeitung die Rechte und Frei-
heiten der betroffenen Personen gefährdet werden, die Ver-
arbeitung nicht nur gelegentlich erfolgt oder die Verarbei-
tung besondere Datenkategorien gemäß § 11 bzw. perso-
nenbezogene Daten über strafrechtliche Verurteilungen 
und Straftaten im Sinne des § 12 beinhaltet. 

§ 32 
Zusammenarbeit mit der Datenschutzaufsicht 

Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter arbeiten auf 
Anfrage der Datenschutzaufsicht mit dieser bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben zusammen. 

§ 33 
Meldung an die Datenschutzaufsicht 

(1) Der Verantwortliche meldet der Datenschutzaufsicht un-
verzüglich die Verletzung des Schutzes personenbezoge-
ner Daten, wenn diese Verletzung eine Gefahr für die 
Rechte und Freiheiten natürlicher Personen darstellt. Er-
folgt die Meldung nicht binnen 72 Stunden, nachdem die 
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Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten be-
kannt wurde, so ist ihr eine Begründung für die Verzöge-
rung beizufügen. 

(2) Wenn dem Auftragsverarbeiter eine Verletzung des Schut-
zes personenbezogener Daten bekannt wird, meldet er 
diese unverzüglich dem Verantwortlichen. 

(3) Die Meldung gemäß Absatz 1 enthält insbesondere fol-
gende Informationen: 

a) eine Beschreibung der Art der Verletzung des Schut-
zes personenbezogener Daten, soweit möglich mit 
Angabe der Kategorien und der ungefähren Zahl der 
betroffenen Personen, der betroffenen Kategorien 
und der ungefähren Zahl der betroffenen personen-
bezogenen Datensätze; 

b) den Namen und die Kontaktdaten des betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten oder einer sonstigen An-
laufstelle für weitere Informationen; 

c) eine Beschreibung der möglichen Folgen der Ver-
letzung des Schutzes personenbezogener Daten; 

d) eine Beschreibung der von dem Verantwortlichen er-
griffenen oder vorgeschlagenen Maßnahmen zur Be-
hebung der Verletzung des Schutzes personenbezo-
gener Daten und gegebenenfalls Maßnahmen zur 
Abmilderung ihrer möglichen nachteiligen Auswir-
kungen. 

(4) Wenn und soweit die Informationen nach Absatz 3 nicht 
zeitgleich bereitgestellt werden können, stellt der Verant-
wortliche diese Informationen ohne unangemessene wei-
tere Verzögerung schrittweise zur Verfügung. 

(5) Der Verantwortliche dokumentiert Verletzungen des Schut-
zes personenbezogener Daten einschließlich aller damit 
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im Zusammenhang stehenden Tatsachen, deren Auswir-
kungen und die ergriffenen Abhilfemaßnahmen. Diese Do-
kumentation muss der Datenschutzaufsicht die Überprü-
fung der Einhaltung der Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 
ermöglichen. 

§ 34 
Benachrichtigung der betroffenen Person 

(1) Hat die Verletzung des Schutzes personenbezogener Da-
ten voraussichtlich ein hohes Risiko für die persönlichen 
Rechte und Freiheiten natürlicher Personen zur Folge, so 
benachrichtigt der Verantwortliche die betroffene Person 
unverzüglich von der Verletzung. 

(2) Die in Absatz 1 genannte Benachrichtigung der betroffe-
nen Person beschreibt in klarer und einfacher Sprache die 
Art der Verletzung des Schutzes personenbezogener Da-
ten und enthält zumindest die in § 33 Absatz 3 lit. b), c) 
und d) genannten Informationen und Maßnahmen. 

(3) Die Benachrichtigung der betroffenen Person gemäß Ab-
satz 1 ist nicht erforderlich, wenn eine der folgenden Be-
dingungen erfüllt ist: 

a) Der Verantwortliche hat geeignete technische und 
organisatorische Maßnahmen getroffen und auf die 
von der Verletzung betroffenen personenbezogenen 
Daten angewandt, insbesondere solche, durch die die 
personenbezogenen Daten für alle Personen, die nicht 
zum Zugang zu den personenbezogenen Daten be-
fugt sind, unzugänglich gemacht werden, etwa durch 
Verschlüsselung; 

b) der Verantwortliche hat durch nachträglich getroffe-
ne Maßnahmen sichergestellt, dass die Rechte und 
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Freiheiten der betroffenen Personen gemäß Absatz 1 
nicht mehr gefährdet sind; 

c) die Benachrichtigung erfordert einen unverhältnis-
mäßigen Aufwand. In diesem Fall hat ersatzweise ei-
ne öffentliche Bekanntmachung oder eine ähnliche 
Maßnahme zu erfolgen, durch die die betroffenen 
Personen vergleichbar wirksam informiert werden. 

(4) Wenn der Verantwortliche die betroffene Person nicht be-
reits über die Verletzung des Schutzes personenbezogener 
Daten benachrichtigt hat, kann die Datenschutzaufsicht 
unter Berücksichtigung der Wahrscheinlichkeit, mit der 
die Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten zu 
einem hohen Risiko führt, von dem Verantwortlichen ver-
langen, dies nachzuholen, oder sie kann mit einem Be-
schluss feststellen, dass bestimmte der in Absatz 3 ge-
nannten Voraussetzungen erfüllt sind. 

§ 35 
Datenschutz-Folgenabschätzung und vorherige 

Konsultation 

(1) Hat eine Form der Verarbeitung, insbesondere bei Ver-
wendung neuer Technologien, aufgrund der Art, des Um-
fangs, der Umstände und der Zwecke der Verarbeitung 
voraussichtlich ein hohes Risiko für die Rechte und Frei-
heiten natürlicher Personen zur Folge, so führt der Ver-
antwortliche vorab eine Abschätzung der Folgen der vor-
gesehenen Verarbeitungsvorgänge für den Schutz perso-
nenbezogener Daten durch. Für die Untersuchung mehre-
rer ähnlicher Verarbeitungsvorgänge mit ähnlich hohen 
Risiken kann eine einzige Abschätzung vorgenommen 
werden. 
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(2) Der Verantwortliche holt bei der Durchführung einer Da-
tenschutz-Folgenabschätzung den Rat des betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten ein, sofern ein solcher benannt 
wurde. 

(3) Ist der Verantwortliche nach Anhörung des betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten der Ansicht, dass ohne Hinzuzie-
hung der Datenschutzaufsicht eine Datenschutz-Folgenab-
schätzung nicht möglich ist, kann er der Datenschutz-
aufsicht den Sachverhalt zur Stellungnahme vorlegen. 

(4) Eine Datenschutz-Folgenabschätzung gemäß Absatz 1 ist 
insbesondere in folgenden Fällen erforderlich: 

a) systematische und umfassende Bewertung persönli-
cher Aspekte natürlicher Personen, die sich auf auto-
matisierte Verarbeitung einschließlich Profiling grün-
det und die ihrerseits als Grundlage für Entscheidun-
gen dient, die Rechtswirkung gegenüber natürlichen 
Personen entfalten oder diese in ähnlich erheblicher 
Weise beeinträchtigen; 

b) umfangreiche Verarbeitung besonderer Kategorien 
von personenbezogenen Daten oder von personen-
bezogenen Daten über strafrechtliche Verurteilun-
gen und Straftaten gemäß § 12 oder 

c) systematische umfangreiche Überwachung öffent-
lich zugänglicher Bereiche. 

(5) Die Datenschutzaufsicht soll eine Liste der Verarbei-
tungsvorgänge erstellen und veröffentlichen, für die eine 
Datenschutz-Folgenabschätzung gemäß Absatz 1 durchzu-
führen ist. Sie kann ferner eine Liste der Arten von Verar-
beitungsvorgängen erstellen und veröffentlichen, für die 
keine Datenschutz-Folgenabschätzung erforderlich ist. 
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(6) Die Listen der Datenschutzaufsicht sollen sich an den Lis-
ten der Aufsichtsbehörden des Bundes und der Länder 
orientieren. Gegebenenfalls ist der Austausch mit staatli-
chen Aufsichtsbehörden zu suchen. 

(7) Die Datenschutz-Folgenabschätzung umfasst insbesondere: 

a) eine systematische Beschreibung der geplanten Ver-
arbeitungsvorgänge und der Zwecke der Verarbei-
tung, gegebenenfalls einschließlich der von dem Ver-
antwortlichen verfolgten berechtigten Interessen; 

b) eine Bewertung der Notwendigkeit und Verhältnis-
mäßigkeit der Verarbeitungsvorgänge in Bezug auf 
den Zweck; 

c) eine Bewertung der Risiken für die Rechte und Frei-
heiten der betroffenen Personen gemäß Absatz 1 
und 

d) die zur Bewältigung der Risiken geplanten Abhilfe-
maßnahmen, einschließlich Garantien, Sicherheits-
vorkehrungen und Verfahren, durch die der Schutz 
personenbezogener Daten sichergestellt und der Nach-
weis dafür erbracht wird, dass dieses Gesetz einge-
halten wird. 

(8) Der Verantwortliche holt gegebenenfalls die Stellungnah-
me der betroffenen Person zu der beabsichtigten Verarbei-
tung unbeschadet des Schutzes gewerblicher oder kirchli-
cher Interessen oder der Sicherheit der Verarbeitungsvor-
gänge ein. 

(9) Falls die Verarbeitung auf einer Rechtsgrundlage im 
kirchlichen Recht, dem der Verantwortliche unterliegt, be-
ruht und falls diese Rechtsvorschriften den konkreten Ver-
arbeitungsvorgang oder die konkreten Verarbeitungsvor-
gänge regeln und bereits im Rahmen der allgemeinen Fol-
genabschätzung im Zusammenhang mit dem Erlass dieser 
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Rechtsgrundlage eine Datenschutz-Folgenabschätzung er-
folgte, gelten die Absätze 1 bis 5 nicht. 

(10) Erforderlichenfalls führt der Verantwortliche eine Überprü-
fung durch, um zu bewerten, ob die Verarbeitung gemäß 
der Datenschutz-Folgenabschätzung durchgeführt wird; 
dies gilt zumindest, wenn hinsichtlich des mit den Verar-
beitungsvorgängen verbundenen Risikos Änderungen ein-
getreten sind. 

(11) Der Verantwortliche konsultiert vor der Verarbeitung die 
Datenschutzaufsicht, wenn aus der Datenschutz-Folgenab-
schätzung hervorgeht, dass die Verarbeitung ein hohes Ri-
siko zur Folge hat, sofern der Verantwortliche keine Maß-
nahmen zur Eindämmung des Risikos trifft. 

Abschnitt 3 
Betrieblicher Datenschutzbeauftragter 

§ 36 
Benennung von betrieblichen Datenschutzbeauftragten 

(1) Kirchliche Stellen im Sinne des § 3 Absatz 1 lit. a) benen-
nen schriftlich einen betrieblichen Datenschutzbeauftrag-
ten. 

(2) Kirchliche Stellen im Sinne des § 3 Absatz 1 lit. b) und c) 
benennen schriftlich einen betrieblichen Datenschutzbe-
auftragten, wenn 

a) sich bei ihnen in der Regel mindestens zehn Perso-
nen ständig mit der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten beschäftigen, 

b) die Kerntätigkeit des Verantwortlichen oder des Auf-
tragsverarbeiters in der Durchführung von Verarbei-
tungsvorgängen besteht, welche aufgrund ihrer Art, 
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ihres Umfangs oder ihrer Zwecke eine umfangrei-
che regelmäßige und systematische Überwachung 
von betroffenen Personen erforderlich machen, oder 

c) die Kerntätigkeit des Verantwortlichen oder des Auf-
tragsverarbeiters in der umfangreichen Verarbeitung 
besonderer Kategorien personenbezogener Daten oder 
von personenbezogenen Daten über strafrechtliche 
Verurteilungen und Straftaten gemäß § 12 besteht. 

(3) Für mehrere kirchliche Stellen im Sinne des § 3 Absatz 1 
kann unter Berücksichtigung ihrer Organisationsstruktur 
und ihrer Größe ein gemeinsamer betrieblicher Daten-
schutzbeauftragter benannt werden. 

(4) Der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter veröf-
fentlicht die Kontaktdaten des betrieblichen Datenschutz-
beauftragten. Die Benennung von betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten nach Absatz 1 ist der Datenschutzauf-
sicht anzuzeigen. 

(5) Der betriebliche Datenschutzbeauftragte kann Beschäftig-
ter des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters 
sein oder seine Aufgaben auf der Grundlage eines Dienst-
leistungsvertrags oder einer sonstigen Vereinbarung erfül-
len. Ist der betriebliche Datenschutzbeauftragte Beschäf-
tigter des Verantwortlichen, finden § 42 Absatz 1 Satz 1 
2. Halbsatz und § 42 Absatz 1 Satz 2 entsprechende An-
wendung. 

(6) Zum betrieblichen Datenschutzbeauftragten darf nur be-
nannt werden, wer die zur Erfüllung seiner Aufgaben er-
forderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit besitzt. 

(7) Zum betrieblichen Datenschutzbeauftragten soll derjenige 
nicht benannt werden, der mit der Leitung der Datenver-
arbeitung beauftragt ist oder dem die Leitung der kirchli-
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chen Stelle obliegt. Andere Aufgaben und Pflichten des 
Benannten dürfen im Übrigen nicht so umfangreich sein, 
dass der betriebliche Datenschutzbeauftragte seinen Auf-
gaben nach diesem Gesetz nicht umgehend nachkommen 
kann. 

(8) Soweit keine Verpflichtung für die Benennung eines be-
trieblichen Datenschutzbeauftragten besteht, hat der Ver-
antwortliche oder der Auftragsverarbeiter die Erfüllung 
der Aufgaben nach § 38 in anderer Weise sicherzustellen. 

§ 37 
Rechtsstellung des betrieblichen Datenschutzbeauftragten 

(1) Der betriebliche Datenschutzbeauftragte ist dem Leiter 
der kirchlichen Stelle unmittelbar zu unterstellen. Er ist 
bei der Erfüllung seiner Aufgaben auf dem Gebiet des 
Datenschutzes weisungsfrei. Er darf wegen der Erfüllung 
seiner Aufgaben nicht benachteiligt werden. 

(2) Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter stellen 
sicher, dass der betriebliche Datenschutzbeauftragte ord-
nungsgemäß und frühzeitig in alle mit dem Schutz perso-
nenbezogener Daten zusammenhängenden Fragen einge-
bunden wird. Sie unterstützen den betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten bei der Erfüllung seiner Aufgaben, in-
dem sie die für die Erfüllung dieser Aufgaben erforderli-
chen Mittel und den Zugang zu personenbezogenen Daten 
und Verarbeitungsvorgängen zur Verfügung stellen. Zur 
Erhaltung der zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderli-
chen Fachkunde haben der Verantwortliche oder der Auf-
tragsverarbeiter dem betrieblichen Datenschutzbeauftrag-
ten die Teilnahme an Fort- und Weiterbildungsveranstal-
tungen in angemessenem Umfang zu ermöglichen und de-
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ren Kosten zu übernehmen. § 43 Absätze 9 und 10 gelten 
entsprechend. 

(3) Betroffene Personen können sich jederzeit und unmittel-
bar an den betrieblichen Datenschutzbeauftragten wenden. 

(4) Ist ein betrieblicher Datenschutzbeauftragter benannt wor-
den, so ist die Kündigung seines Arbeitsverhältnisses un-
zulässig, es sei denn, dass Tatsachen vorliegen, welche 
den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter zur 
Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung der 
Kündigungsfrist berechtigen. Nach der Abberufung als be-
trieblicher Datenschutzbeauftragter ist die Kündigung in-
nerhalb eines Jahres nach der Beendigung der Bestellung 
unzulässig, es sei denn, dass der Verantwortliche oder der 
Auftragsverarbeiter zur Kündigung aus wichtigem Grund 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigt ist. 

(5) Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter stellen si-
cher, dass die Wahrnehmung anderer Aufgaben und Pflich-
ten durch den betrieblichen Datenschutzbeauftragten nicht 
zu einem Interessenkonflikt führt. 

§ 38 
Aufgaben des betrieblichen Datenschutzbeauftragten 

Der betriebliche Datenschutzbeauftragte wirkt auf die Einhaltung 
dieses Gesetzes und anderer Vorschriften über den Datenschutz 
hin. Zu diesem Zweck kann er sich in Zweifelsfällen an die Da-
tenschutzaufsicht gem. §§ 42 ff. wenden. Er hat insbesondere 

a) die ordnungsgemäße Anwendung der Datenverar-
beitungsprogramme, mit deren Hilfe personenbezo-
gene Daten verarbeitet werden sollen, zu überwa-
chen; zu diesem Zweck ist er über Vorhaben der au-
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tomatisierten Verarbeitung personenbezogener Da-
ten rechtzeitig zu unterrichten, 

b) den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter 
zu unterrichten und zu beraten, 

c) die bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
tätigen Personen durch geeignete Maßnahmen mit 
den Vorschriften dieses Gesetzes sowie anderer Vor-
schriften über den Datenschutz und mit den jeweili-
gen besonderen Erfordernissen des Datenschutzes 
vertraut zu machen, 

d) auf Anfrage des Verantwortlichen oder des Auf-
tragsverarbeiters diesen bei der Durchführung einer 
Datenschutz-Folgenabschätzung zu beraten und bei 
der Überprüfung, ob die Verarbeitung gemäß der 
Datenschutz-Folgenabschätzung erfolgt, zu unter-
stützen und 

e) mit der Datenschutzaufsicht zusammenzuarbeiten. 

Kapitel 5 
Übermittlung personenbezogener Daten an und in 
Drittländer oder an internationale Organisationen 

§ 39 
Allgemeine Grundsätze 

Jede Übermittlung personenbezogener Daten, die bereits verar-
beitet werden oder nach ihrer Übermittlung an ein Drittland 
oder an eine internationale Organisation verarbeitet werden sol-
len, ist nur zulässig, wenn der Verantwortliche und der Auf-
tragsverarbeiter die in diesem Gesetz niedergelegten Bedingun-
gen einhalten. Dies gilt auch für die etwaige Weiterübermitt-
lung personenbezogener Daten durch das betreffende Drittland 
oder die betreffende internationale Organisation. 
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§ 40 
Datenübermittlung auf der Grundlage eines 

Angemessenheitsbeschlusses oder bei geeigneten Garantien 

(1) Eine Übermittlung personenbezogener Daten an oder in 
ein Drittland oder an eine internationale Organisation ist 
zulässig, wenn ein Angemessenheitsbeschluss der Euro-
päischen Kommission vorliegt und dieser Beschluss wich-
tigen kirchlichen Interessen nicht entgegensteht. 

(2) Liegt ein Angemessenheitsbeschluss nach Absatz 1 nicht 
vor, ist eine Übermittlung personenbezogener Daten an 
oder in ein Drittland oder an eine internationale Organisa-
tion auch dann zulässig, wenn 

a) in einem rechtsverbindlichen Instrument geeignete 
Garantien für den Schutz personenbezogener Daten 
vorgesehen sind oder 

b) der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter 
nach Beurteilung aller Umstände, die bei der Über-
mittlung eine Rolle spielen, davon ausgehen kann, 
dass geeignete Garantien zum Schutz personenbezo-
gener Daten bestehen. 

Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter haben 
die Übermittlung nach lit. a) und b) zu dokumentieren und 
die kirchliche Datenschutzaufsicht über Übermittlungen 
nach lit. b) zu unterrichten. 

§ 41 
Ausnahmen 

Falls weder ein Angemessenheitsbeschluss nach § 40 Absatz 1 
noch geeignete Garantien nach § 40 Absatz 2 bestehen, ist eine 
Übermittlung personenbezogener Daten an oder in ein Drittland 
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oder an eine internationale Organisation nur unter einer der fol-
genden Bedingungen zulässig: 

(1) die betroffene Person hat in die Übermittlung eingewil-
ligt; 

(2) die Übermittlung ist für die Erfüllung eines Vertrages zwi-
schen der betroffenen Person und dem Verantwortlichen 
oder dem Auftragsverarbeiter oder zur Durchführung von 
vorvertraglichen Maßnahmen auf Antrag der betroffenen 
Person erforderlich; 

(3) die Übermittlung ist zum Abschluss oder zur Erfüllung ei-
nes im Interesse der betroffenen Person von dem Verant-
wortlichen oder dem Auftragsverarbeiter mit einer ande-
ren natürlichen oder juristischen Person geschlossenen 
Vertrages verantwortlich; 

(4) die Übermittlung ist aus wichtigen Gründen des öffentli-
chen oder kirchlichen Interesses notwendig; 

(5) die Übermittlung ist zur Geltendmachung, Ausübung oder 
Verteidigung von Rechtsansprüchen erforderlich; 

(6) die Übermittlung ist zum Schutz lebenswichtiger Interes-
sen der betroffenen Person oder anderer Personen erfor-
derlich, sofern die betroffene Person aus physischen oder 
rechtlichen Gründen außerstande ist, ihre Einwilligung zu 
geben. 
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Kapitel 6 
Datenschutzaufsicht 

§ 42 
Bestellung des Diözesandatenschutzbeauftragten 

als Leiter der Datenschutzaufsicht 

(1) Der Diözesanbischof bestellt für den Bereich seiner Diö-
zese einen Diözesandatenschutzbeauftragten als Leiter der 
Datenschutzaufsicht; die Bestellung erfolgt für die Dauer 
von mindestens vier, höchstens acht Jahren und gilt bis 
zur Aufnahme der Amtsgeschäfte durch den Nachfolger. 
Die mehrmalige erneute Bestellung ist zulässig. Die Bestel-
lung für mehrere Diözesen und/oder Ordensgemeinschaf-
ten ist zulässig. 

(2) Zum Diözesandatenschutzbeauftragten darf nur bestellt 
werden, wer die zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderli-
che Fachkunde und Zuverlässigkeit besitzt. Er soll die Be-
fähigung zum Richteramt gemäß dem Deutschen Richter-
gesetz haben und muss der katholischen Kirche angehö-
ren. Der Diözesandatenschutzbeauftragte ist auf die gewis-
senhafte Erfüllung seiner Pflichten und die Einhaltung des 
kirchlichen und des für die Kirchen verbindlichen staatli-
chen Rechts zu verpflichten. 

(3) Die Bestellung kann vor Ablauf der Amtszeit widerrufen 
werden, wenn Gründe nach § 24 Deutsches Richtergesetz 
vorliegen, die bei einem Richter auf Lebenszeit dessen 
Entlassung aus dem Dienst rechtfertigen, oder Gründe 
vorliegen, die nach der Grundordnung des kirchlichen 
Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse in der 
jeweils geltenden Fassung eine Kündigung rechtfertigen. 
Auf Antrag des Diözesandatenschutzbeauftragten nimmt 
der Diözesanbischof die Bestellung zurück. 
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§ 43 
Rechtsstellung des Diözesandatenschutzbeauftragten 

(1) Der Diözesandatenschutzbeauftragte ist in Ausübung sei-
ner Tätigkeit an Weisungen nicht gebunden und nur dem 
kirchlichen Recht und dem für die Kirchen verbindlichen 
staatlichen Recht unterworfen. Die Ausübung seiner Tä-
tigkeit geschieht in organisatorischer und sachlicher Un-
abhängigkeit. Die Dienstaufsicht ist so zu regeln, dass da-
durch die Unabhängigkeit nicht beeinträchtigt wird. 

(2) Der Diözesandatenschutzbeauftragte übt sein Amt haupt-
amtlich aus. Er sieht von allen mit den Aufgaben seines 
Amtes nicht zu vereinbarenden Handlungen ab und übt 
während seiner Amtszeit keine andere mit seinem Amt 
nicht zu vereinbarende entgeltliche oder unentgeltliche Tä-
tigkeit aus. Dem steht eine Bestellung als Diözesandaten-
schutzbeauftragter für mehrere Diözesen und/oder Ordens-
gemeinschaften nicht entgegen. 

(3) Das der Bestellung zum Diözesandatenschutzbeauftragten 
zugrundeliegende Dienstverhältnis kann während der Amts-
zeit nur unter den Voraussetzungen des § 42 Absatz 3 be-
endet werden. Dieser Kündigungsschutz wirkt für den Zeit-
raum von einem Jahr nach der Beendigung der Amtszeit 
entsprechend fort, soweit ein kirchliches Beschäftigungs-
verhältnis fortgeführt wird oder sich anschließt. 

(4) Dem Diözesandatenschutzbeauftragten wird die für die Er-
füllung seiner Aufgaben angemessene Personal- und Sach-
ausstattung zur Verfügung gestellt, damit er seine Aufga-
ben und Befugnisse wahrnehmen kann. Er verfügt über 
einen eigenen jährlichen Haushalt, der gesondert auszu-
weisen ist und veröffentlicht wird. Er unterliegt der Rech-
nungsprüfung durch die dafür von der Diözese bestimmte 
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Stelle, soweit hierdurch seine Unabhängigkeit nicht be-
einträchtigt wird. 

(5) Der Diözesandatenschutzbeauftragte wählt das notwendi-
ge Personal aus, das von einer kirchlichen Stelle, ggf. der 
Datenschutzaufsicht selbst, angestellt wird. Die von ihm 
ausgewählten und von der kirchlichen Stelle angestellten 
Mitarbeiter unterstehen der Dienst- und Fachaufsicht des 
Diözesandatenschutzbeauftragten und können nur mit sei-
nem Einverständnis von der kirchlichen Stelle gekündigt, 
versetzt oder abgeordnet werden. Die Mitarbeiter sehen 
von allen mit den Aufgaben ihres Amtes nicht zu verein-
barenden Handlungen ab und üben während ihrer Amts-
zeit keine anderen mit ihrem Amt nicht zu vereinbarenden 
entgeltlichen oder unentgeltlichen Tätigkeiten aus. 

(6) Der Diözesandatenschutzbeauftragte kann Aufgaben der 
Personalverwaltung und Personalwirtschaft auf andere 
kirchliche Stellen übertragen oder sich deren Hilfe bedie-
nen. Diesen dürfen personenbezogene Daten der Mitar-
beiter übermittelt werden, soweit deren Kenntnis zur Er-
füllung der übertragenen Aufgaben erforderlich ist. 

(7) Die Datenschutzaufsicht ist oberste Dienstbehörde im Sin-
ne des § 96 Strafprozessordnung. Der Diözesandaten-
schutzbeauftragte trifft die Entscheidung über Aussagege-
nehmigungen für sich und seinen Bereich in eigener Ver-
antwortung. Die Datenschutzaufsicht ist oberste Aufsichts-
behörde im Sinne des § 99 Verwaltungsgerichtsordnung. 

(8) Der Diözesandatenschutzbeauftragte benennt aus dem Kreis 
seiner Mitarbeiter einen Vertreter, der im Fall seiner Ver-
hinderung die unaufschiebbaren Entscheidungen trifft. 

(9) Der Diözesandatenschutzbeauftragte, sein Vertreter und 
seine Mitarbeiter sind auch nach Beendigung ihrer Auf-
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träge verpflichtet, über die ihnen in dieser Eigenschaft be-
kannt gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu 
bewahren. Dies gilt nicht für Mitteilungen im dienstlichen 
Verkehr oder über Tatsachen, die offenkundig sind oder 
ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. 

(10) Der Diözesandatenschutzbeauftragte, sein Vertreter und 
seine Mitarbeiter dürfen, wenn ihr Auftrag beendet ist, 
über solche Angelegenheiten ohne Genehmigung des am-
tierenden Diözesandatenschutzbeauftragten weder vor Ge-
richt noch außergerichtlich Aussagen oder Erklärungen ab-
geben. Die Genehmigung, als Zeuge auszusagen, wird in 
der Regel erteilt. Unberührt bleibt die gesetzlich begrün-
dete Pflicht, Straftaten anzuzeigen. 

§ 44 
Aufgaben der Datenschutzaufsicht 

(1) Die Datenschutzaufsicht wacht über die Einhaltung der 
Vorschriften dieses Gesetzes sowie anderer Vorschriften 
über den Datenschutz. 

(2) Die in § 3 Absatz 1 genannten kirchlichen Stellen sind 
verpflichtet, im Rahmen ihrer Zuständigkeit 

a) den Anweisungen der Datenschutzaufsicht Folge zu 
leisten, 

b) die Datenschutzaufsicht bei der Erfüllung ihrer Auf-
gaben zu unterstützen. Ihr ist dabei insbesondere Aus-
kunft zu ihren Fragen sowie Einsicht in alle Unterla-
gen und Akten zu gewähren, die im Zusammenhang 
mit der Verarbeitung personenbezogener Daten ste-
hen, namentlich in die gespeicherten Daten und in 
die Datenverarbeitungsprogramme, und während der 
Dienstzeit zum Zwecke von Prüfungen Zutritt zu al-
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len Diensträumen, die der Verarbeitung und Auf-
bewahrung automatisierter Dateien dienen, zu ge-
währen. 

c) Untersuchungen in Form von Datenschutzüberprü-
fungen durch die Datenschutzaufsicht zuzulassen. 

(3) Darüber hinaus hat die Datenschutzaufsicht im Rahmen 
ihres Zuständigkeitsbereichs insbesondere folgende Auf-
gaben: 

a) die Öffentlichkeit für die Risiken, Vorschriften, Ga-
rantien und Rechte im Zusammenhang mit der Ver-
arbeitung sensibilisieren und sie darüber aufklären. 
Besondere Beachtung finden dabei spezifische Maß-
nahmen für Minderjährige; 

b) kirchliche Einrichtungen und Gremien über legisla-
tive und administrative Maßnahmen zum Schutz der 
Rechte und Freiheiten natürlicher Personen in Be-
zug auf die Verarbeitung beraten; 

c) die Verantwortlichen und die Auftragsverarbeiter für 
die ihnen aus diesem Gesetz entstehenden Pflichten 
sensibilisieren; 

d) auf Anfrage jeder betroffenen Person Informationen 
über die Ausübung ihrer Rechte aufgrund dieses Ge-
setzes zur Verfügung stellen und gegebenenfalls zu 
diesem Zweck mit den anderen Datenschutzaufsich-
ten sowie staatlichen und sonstigen kirchlichen Auf-
sichtsbehörden zusammenarbeiten; 

e) sich mit Beschwerden einer betroffenen Person oder 
Beschwerden einer Stelle oder einer Organisation be-
fassen, den Gegenstand der Beschwerde in angemes-
senem Umfang untersuchen und den Beschwerde-
führer innerhalb einer angemessenen Frist über den 
Fortgang und das Ergebnis der Untersuchung unter-
richten; zur Erleichterung der Einlegung von Be-
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schwerden hält die Datenschutzaufsicht Musterfor-
mulare in digitaler und Papierform bereit.  

f) mit anderen Datenschutzaufsichten zusammenarbei-
ten, auch durch Informationsaustausch, und ihnen 
Amtshilfe leisten, um die einheitliche Anwendung 
und Durchsetzung dieses Gesetzes zu gewährleisten; 

g) Untersuchungen über die Anwendung dieses Geset-
zes durchführen, auch auf der Grundlage von Infor-
mationen einer anderen Datenschutzaufsicht oder 
einer anderen Behörde; 

h) maßgebliche Entwicklungen verfolgen, soweit sie 
sich auf den Schutz personenbezogener Daten aus-
wirken, insbesondere die Entwicklung der Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie und der Ge-
schäftspraktiken; 

i) gegebenenfalls eine Liste der Verarbeitungsarten er-
stellen und führen, für die gemäß § 35 entweder kei-
ne oder für die eine Datenschutz-Folgenabschätzung 
durchzuführen ist; 

j) Beratung in Bezug auf die in § 35 genannten Verar-
beitungsvorgänge leisten; 

k) interne Verzeichnisse über Verstöße gegen dieses 
Gesetz und die im Zusammenhang mit diesen Ver-
stößen ergriffenen Maßnahmen führen und 

l) jede sonstige Aufgabe im Zusammenhang mit dem 
Schutz personenbezogener Daten erfüllen. 

(4) Die Datenschutzaufsicht kann Empfehlungen zur Verbes-
serung des Datenschutzes geben. Sie kann im Rahmen ih-
rer Zuständigkeit Muster für Standardvertragsklauseln zur 
Verfügung stellen. 

(5) Die Tätigkeit der Datenschutzaufsicht ist für die betroffe-
ne Person unentgeltlich. Bei offensichtlich unbegründeten 
Anträgen kann jedoch die Datenschutzaufsicht ihre weite-
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re Tätigkeit auf einen neuerlichen Antrag der betroffenen 
Person hin davon abhängig machen, dass eine angemesse-
ne Gebühr für den Verwaltungsaufwand entrichtet wird. 

(6) Die Datenschutzaufsicht erstellt jährlich einen Tätigkeits-
bericht, der dem Bischof vorgelegt und der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht wird. Der Tätigkeitsbericht soll auch 
eine Darstellung der wesentlichen Entwicklungen des Da-
tenschutzes im nichtkirchlichen Bereich enthalten. 

§ 45 
Zuständigkeit der Datenschutzaufsicht bei über- und 

mehrdiözesanen Rechtsträgern 

(1) Handelt es sich bei dem Rechtsträger einer kirchlichen 
Stelle im Sinne des § 3 Absatz 1 um einen über- oder 
mehrdiözesanen kirchlichen Rechtsträger, so gilt das Ge-
setz über den kirchlichen Datenschutz der Diözese und ist 
die Datenschutzaufsicht der Diözese zuständig, in der der 
Rechtsträger der kirchlichen Stelle seinen Sitz hat. Bei 
Abgrenzungsfragen gegenüber dem Bereich der Ordens-
gemeinschaften erfolgt eine Abstimmung zwischen dem 
Diözesandatenschutzbeauftragten und dem Ordensdaten-
schutzbeauftragten. 

(2) Verfügt der über- oder mehrdiözesane kirchliche Rechts-
träger im Sinne des § 3 Absatz 1 über eine oder mehrere 
rechtlich unselbstständige Einrichtungen, die in einer an-
deren Diözese als der Diözese ihren Sitz haben, in der der 
Rechtsträger seinen Sitz hat, so gilt das Gesetz über den 
kirchlichen Datenschutz der Diözese, in der der Rechts-
träger seinen Sitz hat. 
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§ 46 
Zusammenarbeit mit anderen Datenschutzaufsichten 

Um zu einer möglichst einheitlichen Anwendung der Daten-
schutzbestimmungen beizutragen, wirkt die Datenschutzaufsicht 
auf eine Zusammenarbeit mit den anderen Datenschutzaufsich-
ten sowie den staatlichen und den sonstigen kirchlichen Auf-
sichtsbehörden hin. 

§ 47 
Beanstandungen durch die Datenschutzaufsicht 

(1) Stellt die Datenschutzaufsicht Verstöße gegen Vorschrif-
ten dieses Gesetzes oder gegen andere Datenschutzbe-
stimmungen oder sonstige Mängel bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten fest, so macht sie diese akten-
kundig und beanstandet sie durch Bescheid unter Setzung 
einer angemessenen Frist zur Behebung gegenüber dem 
Verantwortlichen. 

(2) Hat die Datenschutzaufsicht die Feststellung getroffen, 
dass eine Datenschutzverletzung objektiv vorliegt, kann 
der betroffenen Person im Verfahren vor den staatlichen 
Zivilgerichten über den Schadenersatz das Fehlen einer 
solchen nicht entgegengehalten werden. 

(3) Wird die Beanstandung nicht fristgerecht behoben, so ver-
ständigt die Datenschutzaufsicht die für die kirchliche Stel-
le zuständige Aufsicht und fordert sie zu einer Stellung-
nahme gegenüber der Datenschutzaufsicht auf. Diese Stel-
lungnahme soll auch eine Darstellung der Maßnahmen 
enthalten, die aufgrund der Beanstandungen der Daten-
schutzaufsicht getroffen worden sind. 
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(4) Die Datenschutzaufsicht kann von einer Beanstandung 
absehen oder auf eine Stellungnahme der die Aufsicht 
führenden Stelle verzichten, wenn es sich um unerhebli-
che Mängel handelt, deren Behebung mittlerweile erfolgt 
ist. Die Datenschutzaufsicht kann außerdem auf eine Stel-
lungnahme der die Aufsicht führenden Stelle verzichten, 
wenn eine sofortige Entscheidung wegen Gefahr im Ver-
zug oder im kirchlichen Interesse notwendig erscheint. 

(5) Der Bescheid gemäß Absatz 1 kann Anordnungen enthal-
ten, um einen rechtmäßigen Zustand wiederherzustellen 
oder Gefahren für personenbezogene Daten abzuwehren. 
Insbesondere ist die Datenschutzaufsicht befugt anzuord-
nen: 

a) Verarbeitungsvorgänge auf bestimmte Weise und 
innerhalb einer von der Datenschutzaufsicht zu be-
stimmenden Frist mit diesem Gesetz in Einklang zu 
bringen, 

b) die von einer Verletzung des Schutzes personenbe-
zogener Daten betroffene Person entsprechend zu 
benachrichtigen, 

c) eine vorübergehende oder endgültige Beschränkung 
sowie ein Verbot der Verarbeitung, 

d) personenbezogene Daten zu berichtigen oder zu lö-
schen oder deren Verarbeitung zu beschränken und 
die Empfänger dieser Daten entsprechend zu be-
nachrichtigen, 

e) die Aussetzung der Übermittlung von Daten an ei-
nen Empfänger in einem Drittland oder an eine in-
ternationale Organisation, 

f) den Anträgen der betroffenen Person auf Ausübung 
der ihr nach diesem Gesetz zustehenden Rechte zu 
entsprechen. 
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Der Verantwortliche hat diese Anordnungen binnen der 
genannten Frist – falls eine solche nicht bezeichnet ist, 
unverzüglich – umzusetzen. 

(6) Die Datenschutzaufsicht ist befugt, zusätzlich zu oder an-
stelle von den in Absatz 5 genannten Maßnahmen eine 
Geldbuße zu verhängen. Näheres regelt § 51. 

(7) Mit der Beanstandung kann die Datenschutzaufsicht Vor-
schläge zur Beseitigung der Mängel und zur sonstigen 
Verbesserung des Datenschutzes verbinden. 

(8) Bevor eine Beanstandung, insbesondere in Verbindung 
mit der Anordnung von Maßnahmen nach Absätzen 5 
oder 6 erfolgt, ist dem Verantwortlichen innerhalb einer 
angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, sich zu den für 
die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu äußern. Von 
der Anhörung kann abgesehen werden, wenn sie nach den 
Umständen des Einzelfalls nicht geboten, insbesondere 
wenn eine sofortige Entscheidung wegen Gefahr im Ver-
zug oder im kirchlichen Interesse notwendig erscheint. 

Kapitel 7 
Beschwerde, gerichtlicher Rechtsbehelf, Haftung und 

Sanktionen 

§ 48 
Beschwerde bei der Datenschutzaufsicht 

(1) Jede betroffene Person hat unbeschadet eines anderweiti-
gen Rechtsbehelfs das Recht auf Beschwerde bei der Da-
tenschutzaufsicht, wenn sie der Ansicht ist, dass die Ver-
arbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten 
gegen Vorschriften dieses Gesetzes oder gegen andere Da-
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tenschutzvorschriften verstößt. Die Einhaltung des Dienst-
wegs ist dabei nicht erforderlich. 

(2) Auf ein solches Vorbringen hin prüft die Datenschutzauf-
sicht den Sachverhalt. Sie fordert den Verantwortlichen, 
den Empfänger und/oder den Dritten zur Stellungnahme 
auf, soweit der Inhalt des Vorbringens den Tatbestand ei-
ner Datenschutzverletzung erfüllt. 

(3) Niemand darf gemaßregelt oder benachteiligt werden, weil 
er sich im Sinne des Absatz 1 an die Datenschutzaufsicht 
gewendet hat. 

(4) Die Datenschutzaufsicht unterrichtet den Beschwerdefüh-
rer über den Stand und die Ergebnisse der Beschwerde 
einschließlich der Möglichkeit eines gerichtlichen Rechts-
behelfs nach § 49. 

§ 49 
Gerichtlicher Rechtsbehelf gegen eine Entscheidung der 

Datenschutzaufsicht oder gegen den Verantwortlichen oder 
den Auftragsverarbeiter 

(1) Jede natürliche oder juristische Person hat unbeschadet 
des Rechts auf Beschwerde bei der Datenschutzaufsicht 
(§ 48) das Recht auf einen gerichtlichen Rechtsbehelf ge-
gen einen sie betreffenden Bescheid der Datenschutzauf-
sicht. Dies gilt auch dann, wenn sich die Datenschutzauf-
sicht nicht mit einer Beschwerde nach § 48 befasst oder 
die betroffene Person nicht innerhalb von drei Monaten 
über den Stand oder das Ergebnis der erhobenen Be-
schwerde gemäß § 48 in Kenntnis gesetzt hat. 

(2) Jede betroffene Person hat unbeschadet eines Rechts auf 
Beschwerde bei der Datenschutzaufsicht (§ 48) das Recht 
auf einen gerichtlichen Rechtsbehelf, wenn sie der An-
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sicht ist, dass die ihr aufgrund dieses Gesetzes zustehen-
den Rechte infolge einer nicht im Einklang mit diesem 
Gesetz stehenden Verarbeitung ihrer personenbezogenen 
Daten verletzt wurden. 

(3) Für gerichtliche Rechtsbehelfe gegen eine Entscheidung 
der Datenschutzaufsicht oder einen Verantwortlichen oder 
einen Auftragsverarbeiter ist das kirchliche Gericht in Da-
tenschutzangelegenheiten zuständig. 

§ 50 
Haftung und Schadenersatz 

(1) Jede Person, der wegen eines Verstoßes gegen dieses Ge-
setz ein materieller oder immaterieller Schaden entstan-
den ist, hat Anspruch auf Schadenersatz gegen die kirchli-
che Stelle als Verantwortlicher oder Auftragsverarbeiter. 

(2) Ein Auftragsverarbeiter haftet für den durch eine Verar-
beitung verursachten Schaden nur dann, wenn er seinen 
speziell den Auftragsverarbeitern auferlegten Pflichten 
aus diesem Gesetz nicht nachgekommen ist oder unter 
Nichtbeachtung der rechtmäßig erteilten Anweisungen des 
für die Datenverarbeitung Verantwortlichen oder gegen 
diese Anweisungen gehandelt hat. 

(3) Ein Verantwortlicher oder ein Auftragsverarbeiter ist von 
der Haftung gemäß Absatz 1 befreit, wenn er nachweist, 
dass er in keinerlei Hinsicht für den Umstand, durch den 
der Schaden eingetreten ist, verantwortlich ist. 

(4) Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, 
kann die betroffene Person eine angemessene Entschädi-
gung in Geld verlangen. 
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(5) Lässt sich bei einer automatisierten Verarbeitung personen-
bezogener Daten nicht ermitteln, welche von mehreren be-
teiligten kirchlichen Stellen als Verantwortlicher oder Auf-
tragsverarbeiter den Schaden verursacht hat, so haftet jede 
als Verantwortlicher für den gesamten Schaden. 

(6) Mehrere Ersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner im 
Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

(7) Hat bei der Entstehung des Schadens ein Verschulden der 
betroffenen Person mitgewirkt, ist § 254 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs entsprechend anzuwenden. 

(8) Auf die Verjährung finden die für unerlaubte Handlungen 
geltenden Verjährungsvorschriften des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs entsprechende Anwendung. 

§ 51 
Geldbußen 

(1) Verstößt ein Verantwortlicher oder ein Auftragsverarbei-
ter vorsätzlich oder fahrlässig gegen Bestimmungen die-
ses Gesetzes, so kann die Datenschutzaufsicht eine Geld-
buße verhängen. 

(2) Die Datenschutzaufsicht stellt sicher, dass die Verhän-
gung von Geldbußen gemäß diesem Paragraphen für Ver-
stöße gegen dieses Gesetz in jedem Einzelfall wirksam, 
verhältnismäßig und abschreckend ist. 

(3) Geldbußen werden je nach den Umständen des Einzelfalls 
verhängt. Bei der Entscheidung über die Verhängung ei-
ner Geldbuße und über deren Betrag wird in jedem Ein-
zelfall Folgendes gebührend berücksichtigt: 

a) Art, Schwere und Dauer des Verstoßes unter Berück-
sichtigung der Art, des Umfangs oder des Zwecks 
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der betreffenden Verarbeitung sowie der Zahl der 
von der Verarbeitung betroffenen Personen und des 
Ausmaßes des von ihnen erlittenen Schadens; 

b) Vorsätzlichkeit oder Fahrlässigkeit des Verstoßes; 
c) jegliche von dem Verantwortlichen oder dem Auf-

tragsverarbeiter getroffenen Maßnahmen zur Min-
derung des den betroffenen Personen entstandenen 
Schadens; 

d) Grad der Verantwortung des Verantwortlichen oder 
des Auftragsverarbeiters unter Berücksichtigung der 
von ihnen gemäß § 26 getroffenen technischen und 
organisatorischen Maßnahmen; 

e) etwaige einschlägige frühere Verstöße des Verant-
wortlichen oder des Auftragsverarbeiters; 

f) Umfang der Zusammenarbeit mit der Datenschutz-
aufsicht, um dem Verstoß abzuhelfen und seine 
möglichen nachteiligen Auswirkungen zu mindern; 

g) Kategorien personenbezogener Daten, die von dem 
Verstoß betroffen sind; 

h) Art und Weise, wie der Verstoß der Datenschutz-
aufsicht bekannt wurde, insbesondere ob und gege-
benenfalls in welchem Umfang der Verantwortliche 
oder der Auftragsverarbeiter den Verstoß mitgeteilt 
hat; 

i) Einhaltung der früher gegen den für den betreffen-
den Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter in 
Bezug auf denselben Gegenstand angeordneten Maß-
nahmen (§ 47 Absatz 5), wenn solche Maßnahmen 
angeordnet wurden; 

j) jegliche anderen erschwerenden oder mildernden 
Umstände im jeweiligen Fall, wie unmittelbar oder 
mittelbar durch den Verstoß erlangte finanzielle 
Vorteile oder vermiedene Verluste. 
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(4) Verstößt ein Verantwortlicher oder ein Auftragsverarbei-
ter bei gleichen oder miteinander verbundenen Verarbei-
tungsvorgängen vorsätzlich oder fahrlässig gegen mehrere 
Bestimmungen dieses Gesetzes, so übersteigt der Gesamt-
betrag der Geldbuße nicht den Betrag für den schwerwie-
gendsten Verstoß. 

(5) Bei Verstößen werden im Einklang mit Absatz 3 Geldbu-
ßen von bis zu 500.000 EUR verhängt. 

(6) Gegen kirchliche Stellen im Sinne des § 3 Absatz 1, soweit 
sie im weltlichen Rechtskreis öffentlich-rechtlich verfasst 
sind, werden keine Geldbußen verhängt; dies gilt nicht, so-
weit sie als Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen. 

(7) Die Datenschutzaufsicht leitet einen Vorgang, in welchem 
sie einen objektiven Verstoß gegen dieses Gesetz festge-
stellt hat, einschließlich der von ihr verhängten Höhe der 
Geldbuße an die nach staatlichem Recht zuständige Voll-
streckungsbehörde weiter. Unbeschadet ihrer jeweiligen 
Rechtsform ist die Datenschutzaufsicht Inhaber der Buß-
geldforderung und mithin Vollstreckungsgläubiger. Die 
nach staatlichem Recht zuständige Vollstreckungsbehörde 
ist an die Feststellung der Datenschutzaufsicht hinsicht-
lich des Verstoßes und an die von dieser festgesetzten Hö-
he der Geldbuße gebunden. Sofern das staatliche Recht 
die Zuständigkeit einer solchen Vollstreckungsbehörde 
nicht vorsieht, erfolgt die Vollstreckung auf dem Zivil-
rechtsweg. 
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Kapitel 8 
Vorschriften für besondere Verarbeitungssituationen 

§ 52 
Videoüberwachung 

(1) Die Beobachtung öffentlich zugänglicher Räume mit op-
tisch-elektronischen Einrichtungen (Videoüberwachung) 
ist nur zulässig, soweit sie 

a) zur Aufgabenerfüllung oder zur Wahrnehmung des 
Hausrechts oder 

b) zur Wahrnehmung berechtigter Interessen für kon-
kret festgelegte Zwecke 

erforderlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass 
schutzwürdige Interessen der betroffenen Person überwie-
gen. 

(2) Der Umstand der Beobachtung und der Verantwortliche 
sind durch geeignete Maßnahmen zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt erkennbar zu machen. 

(3) Die Speicherung oder Verwendung von nach Absatz 1 
erhobenen Daten ist zulässig, wenn sie zum Erreichen des 
verfolgten Zwecks erforderlich ist und keine Anhalts-
punkte bestehen, dass schutzwürdige Interessen der be-
troffenen Person überwiegen. 

(4) Werden durch Videoüberwachung erhobene Daten einer 
bestimmten Person zugeordnet, ist diese über eine Verar-
beitung gemäß §§ 15 und 16 zu benachrichtigen. 

(5) Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn sie zur Er-
reichung des Zwecks nicht mehr erforderlich sind oder 
schutzwürdige Interessen der betroffenen Person einer wei-
teren Speicherung entgegenstehen. 
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§ 53 
Datenverarbeitung für Zwecke des 

Beschäftigungsverhältnisses 

(1) Personenbezogene Daten eines Beschäftigten einschließ-
lich der Daten über die Religionszugehörigkeit, die religi-
öse Überzeugung und die Erfüllung von Loyalitätsoblie-
genheiten dürfen für Zwecke des Beschäftigungsverhält-
nisses verarbeitet werden, wenn dies für die Entscheidung 
über die Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses 
oder nach Begründung des Beschäftigungsverhältnisses für 
dessen Durchführung oder Beendigung erforderlich ist. 

(2) Zur Aufdeckung von Straftaten dürfen personenbezogene 
Daten eines Beschäftigten dann verarbeitet werden, wenn 
zu dokumentierende tatsächliche Anhaltspunkte den Ver-
dacht begründen, dass die betroffene Person im Beschäfti-
gungsverhältnis eine Straftat begangen hat, die Verarbei-
tung zur Aufdeckung erforderlich ist und das schutzwür-
dige Interesse des Beschäftigten an dem Ausschluss der 
Verarbeitung nicht überwiegt, insbesondere Art und Aus-
maß im Hinblick auf den Anlass nicht unverhältnismäßig 
sind oder eine Rechtsvorschrift dies vorsieht. 

(3) Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn personenbezogene 
Daten verarbeitet werden, ohne dass sie automatisiert ver-
arbeitet oder in oder aus einer nicht automatisierten Datei 
verarbeitet oder für die Verarbeitung in einer solchen Da-
tei erhoben werden. 

(4) Die Beteiligungsrechte nach der jeweils geltenden Mitar-
beitervertretungsordnung bleiben unberührt. 
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§ 54 
Datenverarbeitung zu wissenschaftlichen oder historischen 

Forschungszwecken oder zu statistischen Zwecken 

(1) Für Zwecke der wissenschaftlichen oder historischen For-
schung oder der Statistik erhobene oder gespeicherte per-
sonenbezogene Daten dürfen nur für diese Zwecke verar-
beitet werden. 

(2) Die Offenlegung personenbezogener Daten an andere als 
kirchliche Stellen für Zwecke der wissenschaftlichen oder 
historischen Forschung oder der Statistik ist nur zulässig, 
wenn diese sich verpflichten, die übermittelten Daten nicht 
für andere Zwecke zu verarbeiten und die Vorschriften 
der Absätze 3 und 4 einzuhalten. Der kirchliche Auftrag 
darf durch die Offenlegung nicht gefährdet werden. 

(3) Die personenbezogenen Daten sind zu anonymisieren, so-
bald dies nach dem Forschungs- oder Statistikzweck mög-
lich ist. Bis dahin sind die Merkmale gesondert zu spei-
chern, mit denen Einzelangaben über persönliche oder 
sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmba-
ren Person zugeordnet werden können. Sie dürfen mit den 
Einzelangaben nur zusammengeführt werden, soweit der 
Forschungs- oder Statistikzweck dies erfordert. 

(4) Die Veröffentlichung personenbezogener Daten, die zum 
Zwecke wissenschaftlicher oder historischer Forschung 
oder der Statistik übermittelt wurden, ist nur mit Zustim-
mung der übermittelnden kirchlichen Stelle zulässig. Die 
Zustimmung kann erteilt werden, wenn 

a) die betroffene Person eingewilligt hat oder 
b) dies für die Darstellung von Forschungsergebnissen 

über Ereignisse der Zeitgeschichte unerlässlich ist, 
es sei denn, dass Grund zu der Annahme besteht, 
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dass durch die Veröffentlichung der Auftrag der Kir-
che gefährdet würde oder schutzwürdige Interessen 
der betroffenen Person überwiegen. 

§ 55 
Datenverarbeitung durch die Medien 

(1) Soweit personenbezogene Daten von kirchlichen Stellen 
ausschließlich zu eigenen journalistisch-redaktionellen oder 
literarischen Zwecken verarbeitet werden, gelten von den 
Vorschriften dieses Gesetzes nur die §§ 5, 26 und 50. 
Soweit personenbezogene Daten zur Herausgabe von 
Adressen-, Telefon- oder vergleichbaren Verzeichnissen 
verarbeitet werden, gilt Satz 1 nur, wenn mit der Heraus-
gabe zugleich eine journalistisch-redaktionelle oder litera-
rische Tätigkeit verbunden ist. 

(2) Führt die journalistisch-redaktionelle Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten zur Veröffentlichung von Gegendar-
stellungen der betroffenen Person, so sind diese Gegen-
darstellungen zu den gespeicherten Daten zu nehmen und 
für dieselbe Zeitdauer aufzubewahren wie die Daten selbst. 

(3) Wird jemand durch eine Berichterstattung in seinem Per-
sönlichkeitsrecht beeinträchtigt, so kann er Auskunft über 
die der Berichterstattung zugrundeliegenden, zu seiner Per-
son gespeicherten Daten verlangen. Die Auskunft kann 
verweigert werden, soweit aus den Daten auf die berich-
tenden oder einsendenden Personen oder die Gewährsleu-
te von Beiträgen, Unterlagen und Mitteilungen für den re-
daktionellen Teil geschlossen werden kann. Die betroffe-
ne Person kann die Berichtigung unrichtiger Daten ver-
langen. 
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Kapitel 9 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 56 
Ermächtigungen 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Regelun-
gen trifft der Generalvikar. Er legt insbesondere fest: 

a) den Inhalt eines Musters der schriftlichen Verpflichtungs-
erklärung gemäß § 5 Satz 2 und 

b) die technischen und organisatorischen Maßnahmen ge-
mäß § 26. 

§ 57 
Übergangsbestimmungen 

(1) Die bisherige Bestellung des Diözesandatenschutzbeauf-
tragten, dessen Amtszeit noch nicht abgelaufen ist, bleibt 
unberührt, soweit hierbei die Regelungen der §§ 42 ff. 
Beachtung finden. Entsprechendes gilt für den bestellten 
Vertreter des Diözesandatenschutzbeauftragten. 

(2) Bisherige Bestellungen der betrieblichen Datenschutzbe-
auftragten, deren Amtszeiten noch nicht abgelaufen sind, 
bleiben unberührt, soweit hierbei die Regelungen der §§ 
36 ff. Beachtung finden. 

(3) Vereinbarungen über die Erhebung, Verarbeitung oder 
Nutzung personenbezogener Daten im Auftrag nach § 8 
der Anordnung über den Kirchlichen Datenschutz (KDO) 
in der bisher geltenden Fassung gelten fort. Sie sind bis 
zum 31.12.2019 an dieses Gesetz anzupassen. 

(4) Verzeichnisse von Verarbeitungstätigkeiten gemäß § 31 
sind bis zum 30.06.2019 zu erstellen. 
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(5) Die nach § 22 der Anordnung über den kirchlichen Daten-
schutz (KDO) erlassene Durchführungsverordnung (KDO- 
DVO) (Amtsblatt …)3 und … (Amtsblatt …)4 bleiben, so-
weit sie den Regelungen dieses Gesetzes nicht entgegen-
stehen, bis zu einer Neuregelung, längstens bis zum 
30.06.2019, in Kraft. 

§ 58 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Überprüfung 

(1) Dieses Gesetz tritt am 24.05.2018 in Kraft. Gleichzeitig 
treten die Anordnung über den kirchlichen Datenschutz 
vom … sowie …5 außer Kraft. 

(2) Dieses Gesetz soll innerhalb von drei Jahren ab Inkrafttre-
ten überprüft werden. 

                                                 
3 Hier ist die jeweilige Fundstelle der diözesanen KDO-DVO im Amts-

blatt anzugeben. 
4 Diözesane Spezifika: Hier sind die jeweiligen Fundstellen im Amtsblatt 

anzugeben. 
5 Hier können, soweit erforderlich, die jeweiligen diözesanen bereichs-

spezifischen Ordnungen unter Angabe der Fundstellen im Amtsblatt 
aufgeführt werden. 
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C. Durchführungsverordnung 
 zum Gesetz über den Kirchlichen 
 Datenschutz (KDG-DVO) 

in der Fassung des Beschlusses der Vollversammlung des 
Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 19. November 2018 
___________________________________________________ 

Aufgrund des § 56 des Gesetzes über den Kirchlichen Daten-
schutz (KDG) vom …………, veröffentlicht im Amtsblatt des 
(Erz-)Bistums ………… vom …………, wird die folgende 
Durchführungsverordnung zum KDG (KDG-DVO) erlassen: 

Inhaltsverzeichnis 

Kapitel 1 
Verarbeitungstätigkeiten 

§ 1 Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten 

Kapitel 2 
Datengeheimnis 

§ 2 Belehrung und Verpflichtung auf das Datengeheimnis 
§ 3 Inhalt der Verpflichtungserklärung 

Kapitel 3 
Technische und organisatorische Maßnahmen 

Abschnitt 1 
Grundsätze und Maßnahmen 

§ 4 Begriffsbestimmungen (IT-Systeme, Lesbarkeit) 
§ 5 Grundsätze der Verarbeitung 



 105

§ 6 Technische und organisatorische Maßnahmen 
§ 7 Überprüfung 
§ 8 Verarbeitung von Meldedaten in kirchlichen Rechenzentren 

Abschnitt 2 
Schutzbedarf und Risikoanalyse 

§ 9 Einordnung in Datenschutzklassen 
§ 10 Schutzniveau 
§ 11 Datenschutzklasse I und Schutzniveau I 
§ 12 Datenschutzklasse II und Schutzniveau II 
§ 13 Datenschutzklasse III und Schutzniveau III 
§ 14 Umgang mit personenbezogenen Daten, die dem Beicht- oder 

Seelsorgegeheimnis unterliegen 

Kapitel 4 
Maßnahmen des Verantwortlichen und des Mitarbeiters 

§ 15 Maßnahmen des Verantwortlichen 
§ 16 Maßnahmen des Verantwortlichen zur Datensicherung 
§ 17 Maßnahmen des Mitarbeiters 

Kapitel 5 
Besondere Gefahrenlagen 

§ 18 Autorisierte Programme 
§ 19 Nutzung dienstlicher IT-Systeme zu auch privaten Zwecken 
§ 20 Nutzung privater IT-Systeme zu dienstlichen Zwecken 
§ 21 Externe Zugriffe, Auftragsverarbeitung 
§ 22 Verschrottung und Vernichtung von IT-Systemen, Abgabe von 
 IT-Systemen zur weiteren Nutzung 
§ 23 Passwortlisten der Systemverwaltung 
§ 24 Übermittlung personenbezogener Daten per Fax 
§ 25 Sonstige Formen der Übermittlung personenbezogener Daten 
§ 26 Kopier-/Scangeräte 
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Kapitel 6 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 27 Übergangsbestimmungen 
§ 28 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Überprüfung 
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Kapitel 1 
Verarbeitungstätigkeiten 

§ 1 
Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten 

(1) Das vom Verantwortlichen gemäß § 31 Absatz 1 bis Ab-
satz 3 KDG zu führende Verzeichnis von Verarbeitungs-
tätigkeiten ist dem betrieblichen Datenschutzbeauftragten, 
sofern ein solcher benannt wurde, vor Beginn der Verar-
beitung von personenbezogenen Daten und auf entspre-
chende Anfrage der Datenschutzaufsicht auch dieser un-
verzüglich zur Verfügung zu stellen. 

(2) Für bereits zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Durch-
führungsverordnung erfolgende Verarbeitungstätigkeiten, 
für die noch kein Verzeichnis von Verarbeitungstätigkei-
ten erstellt wurde, gilt die Übergangsfrist des § 57 Absatz 
4 KDG. 

(3) Sofern die zuständige Datenschutzaufsicht ein Muster für 
ein Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten gemäß § 31 
KDG zur Verfügung stellt, bildet dieses grundsätzlich den 
Mindeststandard. 

(4) Nach den Vorschriften der Anordnung über den kirchli-
chen Datenschutz (KDO) bereits erstellte Verfahrensver-
zeichnisse sind in entsprechender Anwendung des § 57 
Absatz 4 KDG den Vorgaben des § 31 KDG entsprechend 
bis zum 30.06.2019 anzupassen. Absatz 3 gilt entspre-
chend. 

(5) Das Verzeichnis ist bei jeder Veränderung eines Verfah-
rens zu aktualisieren. Im Übrigen ist es in regelmäßigen 
Abständen von höchstens zwei Jahren einer Überprüfung 
durch den Verantwortlichen zu unterziehen und bei Be-
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darf zu aktualisieren. Die Überprüfung ist in geeigneter 
Weise zu dokumentieren (Dokumentenhistorie). 

Kapitel 2 
Datengeheimnis 

§ 2 
Belehrung und Verpflichtung auf das Datengeheimnis 

(1) Zu den bei der Verarbeitung personenbezogener Daten tä-
tigen Personen im Sinne des § 5 KDG gehören die in den 
Stellen gemäß § 3 Absatz 1 KDG Beschäftigten im Sinne 
des § 4 Ziffer 24. KDG sowie die dort ehrenamtlich täti-
gen Personen (Mitarbeiter im Sinne dieser Durchführungs-
verordnung, im Folgenden: Mitarbeiter6). 

(2) Durch geeignete Maßnahmen sind die Mitarbeiter mit den 
Vorschriften des KDG sowie den anderen für ihre Tätig-
keit geltenden Datenschutzvorschriften vertraut zu machen. 
Dies geschieht im Wesentlichen durch Hinweis auf die für 
den Aufgabenbereich der Person wesentlichen Grundsätze 
und Erfordernisse und im Übrigen durch Bekanntgabe der 
entsprechenden Regelungstexte in der jeweils gültigen Fas-
sung. Das KDG und diese Durchführungsverordnung so-
wie die sonstigen Datenschutzvorschriften werden zur 
Einsichtnahme und etwaigen Ausleihe bereitgehalten oder 
elektronisch zur Verfügung gestellt; dies ist den Mitarbei-
tern in geeigneter Weise mitzuteilen. 

(3) Ferner sind die Mitarbeiter zu belehren über 

                                                 
6 Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht ausdrücklich in ge-

schlechtsspezifische Personenbezeichnungen differenziert. Die gewählte 
männliche Form schließt eine adäquate weibliche Form gleichberechtigt 
ein. 
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a) die Verpflichtung zur Beachtung der in Absatz 2 ge-
nannten Vorschriften bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten, 

b) mögliche rechtliche Folgen eines Verstoßes gegen 
das KDG und andere für ihre Tätigkeit geltende Da-
tenschutzvorschriften, 

c) das Fortbestehen des Datengeheimnisses nach Be-
endigung der Tätigkeit bei der Datenverarbeitung. 

(4) Bei einer wesentlichen Änderung des KDG oder anderer 
für die Tätigkeit der Mitarbeiter geltender Datenschutz-
vorschriften sowie bei Aufnahme einer neuen Tätigkeit 
durch den Mitarbeiter hat insoweit eine erneute Belehrung 
zu erfolgen. 

(5) Die Mitarbeiter haben in nachweisbar dokumentierter 
Form eine Verpflichtungserklärung gemäß § 3 abzugeben. 
Diese Verpflichtungserklärung wird zu der Personalakte 
bzw. den Unterlagen des jeweiligen Mitarbeiters genom-
men. Dieser erhält eine Ausfertigung der Erklärung. 

(6) Die Verpflichtung auf das Datengeheimnis erfolgt durch 
den Verantwortlichen oder einen von ihm Beauftragten. 

§ 3 
Inhalt der Verpflichtungserklärung 

(1) Die gemäß § 2 Absatz 5 nachweisbar zu dokumentierende 
Verpflichtungserklärung des Mitarbeiters gemäß § 5 Satz 
2 KDG hat zum Inhalt 

a) Angaben zur Identifizierung des Mitarbeiters (Vor-
name, Zuname, Beschäftigungsdienststelle, Personal-
nummer sowie, sofern Personalnummer nicht vor-
handen, Geburtsdatum und Anschrift), 
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b) die Bestätigung, dass der Mitarbeiter auf die für die 
Ausübung seiner Tätigkeit spezifisch geltenden Be-
stimmungen und im Übrigen auf die allgemeinen 
datenschutzrechtlichen Regelungen in den jeweils 
geltenden Fassungen sowie auf die Möglichkeit der 
Einsichtnahme und Ausleihe dieser Texte hingewie-
sen wurde, 

c) die Verpflichtung des Mitarbeiters, das KDG und 
andere für seine Tätigkeit geltende Datenschutzvor-
schriften in den jeweils geltenden Fassungen sorg-
fältig einzuhalten, 

d) die Bestätigung, dass der Mitarbeiter über rechtliche 
Folgen eines Verstoßes gegen das KDG sowie ge-
gen sonstige für die Ausübung seiner Tätigkeit spe-
zifisch geltende Bestimmungen belehrt wurde. 

(2) Die Verpflichtungserklärung ist von dem Mitarbeiter un-
ter Angabe des Ortes und des Datums der Unterschrifts-
leistung zu unterzeichnen oder auf eine andere dem Ver-
fahren angemessene Weise zu signieren.  

(3) Sofern die zuständige Datenschutzaufsicht ein Muster ei-
ner Verpflichtungserklärung zur Verfügung stellt, bildet 
dieses den Mindeststandard. Bisherige Verpflichtungser-
klärungen nach § 4 KDO bleiben wirksam. 
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Kapitel 3 
Technische und organisatorische Maßnahmen 

Abschnitt 1 
Grundsätze und Maßnahmen 

§ 4 
Begriffsbestimmungen 

(IT-Systeme, Lesbarkeit) 

(1) IT-Systeme im Sinne dieser Durchführungsverordnung 
sind alle elektronischen Geräte und Softwarelösungen, 
mit denen personenbezogene Daten verarbeitet werden. 
Elektronische Geräte können als Einzelgerät oder in Ver-
bindung mit anderen IT-Systemen (Netzwerken) bzw. an-
deren Systemen als Datenverarbeitungsanlage installiert 
sein. Softwarelösungen sind Programme, die auf elektro-
nischen Geräten eingerichtet oder über Netzwerke abruf-
bar sind. 

(2) Unter den Begriff „IT-Systeme“ fallen insbesondere auch 
mobile Geräte und Datenträger (z. B. Notebooks, Smart-
phones, Tabletcomputer, Mobiltelefone, externe Speicher); 
ferner Drucker, Faxgeräte, IP-Telefone, Scanner und Mul-
tifunktionsgeräte, die Scanner-, Drucker-, Kopierer- und/ 
oder Faxfunktionalität beinhalten. 

(3) Unter Lesbarkeit im Sinne dieser Durchführungsverord-
nung ist die Möglichkeit zur vollständigen oder teilweisen 
Wiedergabe des Informationsgehalts von personenbezo-
genen Daten zu verstehen. 
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§ 5 
Grundsätze der Verarbeitung 

(1) Der Verantwortliche hat sicherzustellen, dass bei der Ver-
arbeitung personenbezogener Daten durch innerbetriebli-
che Organisation und mittels technischer und organisato-
rischer Maßnahmen die Einhaltung des Datenschutzes ge-
währleistet wird. 

(2) Die Verarbeitung personenbezogener Daten auf IT-Syste-
men darf erst erfolgen, wenn der Verantwortliche und der 
Auftragsverarbeiter die nach dem KDG und dieser Durch-
führungsverordnung erforderlichen technischen und orga-
nisatorischen Maßnahmen zum Schutz dieser Daten ge-
troffen haben. 

§ 6 
Technische und organisatorische Maßnahmen 

(1) Je nach der Art der zu schützenden personenbezogenen 
Daten sind unter Berücksichtigung von §§ 26 und 27 
KDG angemessene technische und organisatorische Maß-
nahmen zu treffen, die geeignet sind, 

a) zu verhindern, dass unberechtigt Rückschlüsse auf 
eine bestimmte Person gezogen werden können 
(z. B. durch Pseudonymisierung oder Anonymisie-
rung personenbezogener Daten), 

b) einen wirksamen Schutz gegen eine unberechtigte 
Verarbeitung personenbezogener Daten insbesondere 
während ihres Übertragungsvorgangs herzustellen 
(z. B. durch Verschlüsselung mit geeigneten Ver-
schlüsselungsverfahren), 

c) die Vertraulichkeit, Integrität, Verfügbarkeit und Be-
lastbarkeit der Systeme und Dienste zum Schutz vor 
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unberechtigter Verarbeitung auf Dauer zu gewähr-
leisten und dadurch Verletzungen des Schutzes per-
sonenbezogener Daten in angemessenem Umfang 
vorzubeugen, 

d) im Fall eines physischen oder technischen Zwi-
schenfalls die Verfügbarkeit der personenbezogenen 
Daten und den Zugang zu ihnen rasch wiederherzu-
stellen (Wiederherstellung). 

(2) Im Einzelnen sind für die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten in elektronischer Form insbesondere folgende 
Maßnahmen zu treffen: 

a) Unbefugten ist der Zutritt zu IT-Systemen, mit de-
nen personenbezogene Daten verarbeitet werden, zu 
verwehren (Zutrittskontrolle). 

b) Es ist zu verhindern, dass IT-Systeme von Unbefug-
ten genutzt werden können (Zugangskontrolle). 

c) Die zur Benutzung eines IT-Systems Berechtigten 
dürfen ausschließlich auf die ihrer Zuständigkeit un-
terliegenden personenbezogenen Daten zugreifen 
können; personenbezogene Daten dürfen nicht un-
befugt gelesen, kopiert, verändert oder entfernt wer-
den (Zugriffskontrolle). 

d) Personenbezogene Daten sind auch während ihrer 
elektronischen Übertragung oder während ihres 
Transports oder ihrer Speicherung auf Datenträgern 
gegen unbefugtes Auslesen, Kopieren, Verändern 
oder Entfernen durch geeignete Maßnahmen zu 
schützen. 

e) Es muss überprüft und festgestellt werden können, 
an welche Stellen eine Übermittlung personenbezo-
gener Daten durch Einrichtungen zur Datenübertra-
gung erfolgt (Weitergabekontrolle). Werden perso-
nenbezogene Daten außerhalb der vorgesehenen Da-
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tenübertragung weitergegeben, ist dies zu protokol-
lieren. 

f) Es ist grundsätzlich sicherzustellen, dass nachträg-
lich überprüft und festgestellt werden kann, ob und 
von wem personenbezogene Daten in IT-Systemen 
verarbeitet worden sind (Eingabekontrolle). Die Ein-
gabekontrolle umfasst unbeschadet der gesetzlichen 
Aufbewahrungsfristen mindestens einen Zeitraum 
von sechs Monaten. 

g) Personenbezogene Daten, die im Auftrag verarbeitet 
werden, dürfen nur entsprechend den Weisungen 
des Auftraggebers verarbeitet werden (Auftragskon-
trolle). 

h) Es ist zu gewährleisten, dass personenbezogene Da-
ten gegen zufällige Zerstörung oder Verlust ge-
schützt sind (Verfügbarkeitskontrolle). 

i) Es ist zu gewährleisten, dass zu unterschiedlichen 
Zwecken erhobene Daten getrennt verarbeitet wer-
den (Trennungsgebot). 

j) Im Netzwerk- und im Einzelplatzbetrieb ist eine ab-
gestufte Rechteverwaltung erforderlich. Anwender- 
und Administrationsrechte sind zu trennen. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend für die Verarbeitung personen-
bezogener Daten in nicht automatisierter Form sowie für 
die Verarbeitung personenbezogener Daten außerhalb der 
dienstlichen Räumlichkeiten, insbesondere bei Telearbeit. 

§ 7 
Überprüfung 

(1) Zur Gewährleistung der Sicherheit der Verarbeitung sind 
die getroffenen technischen und organisatorischen Maß-
nahmen durch den Verantwortlichen regelmäßig, mindes-
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tens jedoch im Abstand von jeweils zwei Jahren, auf ihre 
Wirksamkeit zu überprüfen. Zu diesem Zweck ist ein für 
die jeweilige kirchliche Stelle geeignetes und angemesse-
nes Verfahren zu entwickeln, welches eine verlässliche 
Bewertung des Ist-Zustandes und eine zweckmäßige An-
passung an den aktuellen Stand der Technik erlaubt. 

(2) Insbesondere die Vorlage eines anerkannten Zertifikats ge-
mäß § 26 Absatz 4 KDG durch den Verantwortlichen ist 
als Nachweis zulässig. 

(3) Die Überprüfung nach Absatz 1 ist zu dokumentieren. 

(4) Für den Fall der Auftragsverarbeitung gilt § 15 Absatz 5. 

§ 8 
Verarbeitung von Meldedaten in kirchlichen Rechenzentren 

(1) Werden personenbezogene Daten aus den Melderegistern 
der kommunalen Meldebehörden in kirchlichen Rechen-
zentren verarbeitet, so orientieren sich die von diesen zu 
treffenden Schutzmaßnahmen an den jeweils geltenden 
BSI-IT-Grundschutzkatalogen oder vergleichbaren Veröf-
fentlichungen des Bundesamtes für Sicherheit in der In-
formationstechnik (BSI). Abweichend von Satz 1 kann 
auch eine Orientierung an anderen Regelungen erfolgen, 
die einen vergleichbaren Schutzstandard gewährleisten 
(insbesondere ISO 27001 auf Basis IT-Grundschutz). 

(2) Rechenzentren im Sinne dieser Vorschrift sind die für den 
Betrieb von größeren, zentral in mehreren Dienststellen 
eingesetzten Informations- und Kommunikationssystemen 
erforderlichen Einrichtungen. 
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Abschnitt 2 
Schutzbedarf und Risikoanalyse 

§ 9 
Einordnung in Datenschutzklassen 

(1) Der Schutzbedarf personenbezogener Daten ist vom Ver-
antwortlichen anhand einer Risikoanalyse festzustellen. 

(2) Für eine Analyse der möglichen Risiken für die Rechte 
und Freiheiten natürlicher Personen, die mit der Verarbei-
tung personenbezogener Daten verbunden sind, sind ob-
jektive Kriterien zu entwickeln und anzuwenden. Hierzu 
zählen insbesondere die Eintrittswahrscheinlichkeit und 
die Schwere eines Schadens für die betroffene Person. Zu 
berücksichtigen sind auch Risiken, die durch – auch unbe-
absichtigte oder unrechtmäßige – Vernichtung, durch Ver-
lust, Veränderung, unbefugte Offenlegung von oder unbe-
fugten Zugang zu personenbezogenen Daten entstehen. 

(3) Unter Berücksichtigung der Art der zu verarbeitenden 
personenbezogenen Daten und des Ausmaßes der mögli-
chen Gefährdung personenbezogener Daten hat eine Ein-
ordnung in eine der in §§ 11 bis 13 genannten drei Daten-
schutzklassen zu erfolgen. 

(4) Bei der Einordnung personenbezogener Daten in eine Da-
tenschutzklasse sind auch der Zusammenhang mit ande-
ren gespeicherten Daten, der Zweck ihrer Verarbeitung 
und das anzunehmende Interesse an einer missbräuchli-
chen Verwendung der Daten zu berücksichtigen. 

(5) Die Einordnung erfolgt durch den Verantwortlichen; sie 
soll in der Regel bei Erstellung des Verzeichnisses von 
Verarbeitungstätigkeiten vorgenommen werden. Der be-
triebliche Datenschutzbeauftragte soll angehört werden. 
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(6) In begründeten Einzelfällen kann der Verantwortliche ei-
ne abweichende Einordnung vornehmen. Die Gründe sind 
zu dokumentieren. Erfolgt eine Einordnung in eine niedri-
gere Datenschutzklasse, ist zuvor der betriebliche Daten-
schutzbeauftragte anzuhören. 

(7) Erfolgt keine Einordnung, gilt automatisch die Daten-
schutzklasse III, sofern nicht die Voraussetzungen des 
§ 14 vorliegen. 

§ 10 
Schutzniveau 

(1) Die Einordnung in eine der nachfolgend genannten Da-
tenschutzklassen erfordert die Einhaltung des dieser Da-
tenschutzklasse entsprechenden Schutzniveaus. 

(2) Erfolgt die Verarbeitung durch einen Auftragsverarbeiter, 
ist der Verantwortliche verpflichtet, sich in geeigneter 
Weise, insbesondere durch persönliche Überprüfung oder 
Vorlage von Nachweisen, von dem Bestehen des der je-
weiligen Datenschutzklasse entsprechenden Schutzniveaus 
zu überzeugen. 

§ 11 
Datenschutzklasse I und Schutzniveau I 

(1) Der Datenschutzklasse I unterfallen personenbezogene Da-
ten, deren missbräuchliche Verarbeitung keine besonders 
schwerwiegende Beeinträchtigung des Betroffenen erwar-
ten lässt. Hierzu gehören insbesondere Namens- und 
Adressangaben ohne Sperrvermerke sowie Berufs-, Bran-
chen- oder Geschäftsbezeichnungen. 

(2) Zum Schutz der in die Datenschutzklasse I einzuordnen-
den Daten ist ein Schutzniveau I zu definieren. Dieses 
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setzt voraus, dass mindestens folgende Voraussetzungen 
gegeben sind: 

a) Das IT-System, auf dem die schützenswerten perso-
nenbezogenen Daten abgelegt sind, ist nicht frei zu-
gänglich; es befindet sich z. B. in einem abschließ-
baren Gebäude oder unter ständiger Aufsicht. 

b) Die Anmeldung am IT-System ist nur nach Eingabe 
eines geeigneten benutzerdefinierten Kennwortes oder 
unter Verwendung eines anderen, dem aktuellen 
Stand der Technik und dem jeweiligen Sicherheits-
bedarf entsprechenden Authentifizierungsverfahrens 
möglich. 

c) Sicherungskopien der Datenbestände sind verschlos-
sen aufzubewahren. 

d) Vor der Weitergabe eines IT-Systems, insbesondere 
eines Datenträgers für einen anderen Einsatzzweck 
sind die auf ihm befindlichen Daten so zu löschen, 
dass ihre Lesbarkeit und ihre Wiederherstellung aus-
geschlossen sind. 

e) Nicht öffentlich verfügbare Daten werden nur dann 
weitergegeben, wenn sie durch geeignete Schutz-
maßnahmen geschützt sind. Die Art und Weise des 
Schutzes ist vor Ort zu definieren. 

§ 12 
Datenschutzklasse II und Schutzniveau II 

(1) Der Datenschutzklasse II unterfallen personenbezogene 
Daten, deren missbräuchliche Verarbeitung den Betroffe-
nen in seiner gesellschaftlichen Stellung oder in seinen 
wirtschaftlichen Verhältnissen beeinträchtigen kann. Hier-
zu gehören z. B. Daten über Mietverhältnisse, Geschäfts-
beziehungen sowie Geburts- und Jubiläumsdaten. 
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(2) Zum Schutz der in die Datenschutzklasse II einzuordnen-
den Daten ist ein Schutzniveau II zu definieren. Dieses 
setzt voraus, dass neben dem Schutzniveau I mindestens 
folgende Voraussetzungen gegeben sind: 

a) Die Anmeldung am IT-System ist nur nach Eingabe 
eines geeigneten benutzerdefinierten Kennwortes 
möglich, dessen Erneuerung in regelmäßigen Ab-
ständen möglichst systemseitig vorgesehen werden 
muss. Alternativ ist die Verwendung eines anderen, 
dem aktuellen Stand der Technik und dem jeweili-
gen Sicherheitsbedarf entsprechenden Authentifizie-
rungsverfahrens möglich. 

b) Das Starten des IT-Systems darf nur mit dem dafür 
bereitgestellten Betriebssystem erfolgen. 

c) Sicherungskopien und Ausdrucke der Datenbestän-
de sind vor Fremdzugriff und vor der gleichzeitigen 
Vernichtung mit den Originaldaten zu schützen. 

d) Die Daten der Schutzklasse II sind auf zentralen 
Systemen in besonders gegen unbefugten Zutritt ge-
sicherten Räumen zu speichern, sofern keine be-
gründeten Ausnahmefälle gegeben sind. Diese sind 
schriftlich dem betrieblichen Datenschutzbeauftrag-
ten zu melden. Die jeweils beteiligten IT-Systeme 
sind dem aktuellen Stand der Technik und dem je-
weiligen Sicherheitsbedarf entsprechend angemes-
sen zu schützen. Eine Speicherung auf anderen IT-
Systemen darf nur erfolgen, wenn diese mit einem 
geeigneten Zugriffsschutz ausgestattet sind. 

e) Die Übermittlung personenbezogener Daten außer-
halb eines geschlossenen und gesicherten Netzwerks 
(auch über automatisierte Schnittstellen) hat grund-
sätzlich verschlüsselt zu erfolgen. Das Verschlüsse-
lungsverfahren ist dem aktuellen Stand der Technik 
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und dem jeweiligen Sicherheitsbedarf entsprechend 
angemessen auszuwählen. 

§ 13 
Datenschutzklasse III und Schutzniveau III 

(1) Der Datenschutzklasse III unterfallen personenbezogene 
Daten, deren missbräuchliche Verarbeitung die gesell-
schaftliche Stellung oder die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Betroffenen erheblich beeinträchtigen kann. Hierzu 
gehören insbesondere die besonderen Kategorien perso-
nenbezogener Daten gemäß § 4 Ziffer 2. KDG sowie Da-
ten über strafbare Handlungen, arbeitsrechtliche Rechts-
verhältnisse, Disziplinarentscheidungen und Namens- und 
Adressangaben mit Sperrvermerken. 

(2) Zum Schutz der in die Datenschutzklasse III einzuordnen-
den Daten ist ein Schutzniveau III zu definieren. Dieses 
setzt voraus, dass neben dem Schutzniveau II mindestens 
folgende Voraussetzungen gegeben sind: 

a) Ist es aus dienstlichen Gründen zwingend erforder-
lich, dass Daten der Datenschutzklasse III auf mo-
bilen Geräten im Sinne des § 4 Absatz 2 oder Da-
tenträgern gespeichert werden, sind diese Daten nur 
verschlüsselt abzuspeichern. Das Verschlüsselungs-
verfahren ist dem aktuellen Stand der Technik und 
dem jeweiligen Sicherheitsbedarf entsprechend an-
gemessen auszuwählen. 

b) Eine langfristige Lesbarkeit der zu speichernden Da-
ten ist sicherzustellen. So müssen z. B. bei verschlüs-
selten Daten die Sicherheit des Schlüssels und die 
erforderliche Entschlüsselung auch in dem nach § 16 
Absatz 1 zu erstellenden Datensicherungskonzept be-
rücksichtigt werden. 
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§ 14 
Umgang mit personenbezogenen Daten, die dem Beicht- 

oder Seelsorgegeheimnis unterliegen 

(1) Personenbezogene Daten, die dem Beicht- oder Seelsor-
gegeheimnis unterliegen, sind in besonders hohem Maße 
schutzbedürftig. Ihre Ausspähung oder Verlautbarung wür-
de dem Vertrauen in die Verschwiegenheit katholischer 
Dienststellen und Einrichtungen schweren Schaden zufü-
gen. 

(2) Das Beichtgeheimnis nach cc. 983 ff. CIC ist zu wahren; 
personenbezogene Daten, die dem Beichtgeheimnis unter-
liegen, dürfen nicht verarbeitet werden.  

(3) Personenbezogene Daten, die, ohne Gegenstand eines 
Beichtgeheimnisses nach cc. 983 ff. CIC zu sein, dem Seel-
sorgegeheimnis unterliegen, dürfen nur verarbeitet wer-
den, wenn dem besonderen Schutzniveau angepasste, er-
forderlichenfalls über das Schutzniveau der Datenschutz-
klasse III hinausgehende technische und organisatorische 
Maßnahmen ergriffen werden. 

(4) Eine Maßnahme im Sinne des Absatz 3 kann, wenn die 
Verarbeitung auf IT-Systemen erfolgt, insbesondere die 
Unterhaltung eines eigenen Servers bzw. einer eigenen Da-
tenablage in einem Netzwerk ohne externe Datenverbin-
dung sein. Auch die verschlüsselte Abspeicherung der per-
sonenbezogenen Daten auf einem externen Datenträger, 
der außerhalb der Dienstzeiten in einem abgeschlossenen 
Tresor gelagert wird, kann eine geeignete technische und 
organisatorische Maßnahme darstellen. 

(5) Erfolgt die Seelsorge im Rahmen einer Online-Beratung 
und ist insofern eine externe Anbindung unumgänglich, 
sind geeignete, erforderlichenfalls über das Schutzniveau 
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der Datenschutzklasse III hinausgehende technische und 
organisatorische Maßnahmen zu treffen. 

(6) Die Absätze 3 bis 5 gelten auch für personenbezogene 
Daten, die in vergleichbarer Weise schutzbedürftig sind. 

Kapitel 4 
Maßnahmen des Verantwortlichen und des Mitarbeiters 

§ 15 
Maßnahmen des Verantwortlichen 

(1) Verantwortlicher ist gemäß § 4 Nr. 9. KDG die natürliche 
oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder andere 
Stelle, die allein oder gemeinsam mit anderen über die 
Zwecke und Mittel der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten entscheidet. 

(2) Ihm obliegt die Risikoanalyse zur Feststellung des Schutz-
bedarfs (§ 9 Absatz 1) sowie die zutreffende Einordnung 
der jeweiligen Daten in die Datenschutzklassen (§ 9 Ab-
satz 6). 

(3) Der Verantwortliche klärt seine Mitarbeiter über Gefahren 
und Risiken auf, die insbesondere aus der Nutzung eines 
IT-Systems erwachsen können. 

(4) Der Verantwortliche stellt sicher, dass ein Konzept zur 
datenschutzrechtlichen Ausgestaltung der IT-Systeme (Da-
tenschutzkonzept) erstellt und umgesetzt wird. 

(5) Erfolgt die Verarbeitung personenbezogener Daten durch 
einen Auftragsverarbeiter, so ist der Verantwortliche ver-
pflichtet, die technischen und organisatorischen Maßnah-
men des Auftragsverarbeiters regelmäßig, mindestens je-
doch im Abstand von jeweils zwei Jahren auf ihre Wirk-
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samkeit zu überprüfen und dies zu dokumentieren. Bei 
Vorlage eines anerkannten Zertifikats durch den Auftrags-
verarbeiter gemäß § 29 Absatz 6 KDG kann auf eine Prü-
fung verzichtet werden. 

(6) Der Verantwortliche kann, unbeschadet seiner Verantwort-
lichkeit, seine Aufgaben und Befugnisse nach dieser Durch-
führungsverordnung durch schriftliche Anordnung auf ge-
eignete Mitarbeiter übertragen. Eine Übertragung auf den 
betrieblichen Datenschutzbeauftragten ist ausgeschlossen. 

§ 16 
Maßnahmen des Verantwortlichen zur Datensicherung 

(1) Der Verantwortliche hat ein Datensicherungskonzept zu er-
stellen und entsprechend umzusetzen. Dabei ist die lang-
fristige Lesbarkeit der zu speichernden Daten in der Da-
tensicherung anzustreben. 

(2) Zum Schutz personenbezogener Daten vor Verlust sind 
regelmäßige Datensicherungen erforderlich. Dabei sind 
u. a. folgende Aspekte mitzuberücksichtigen: 

a) Soweit eine dauerhafte Lesbarkeit der Daten im Sin-
ne des § 4 Absatz 3 nicht auf andere Weise sicher-
gestellt werden kann, sind Sicherungskopien der ver-
wendeten Programme in allen verwendeten Versio-
nen anzulegen und von den Originaldatenträgern 
der Programme und den übrigen Datenträgern ge-
trennt aufzubewahren. 

b) Die Datensicherung soll in Umfang und Zeitabstand 
anhand der entstehenden Auswirkungen eines Ver-
lustes der Daten festgelegt werden. 

(3) Unabhängig von der Einteilung in Datenschutzklassen sind 
geeignete technische Abwehrmaßnahmen gegen Angriffe 
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und den Befall von Schadsoftware z. B. durch den Einsatz 
aktueller Sicherheitstechnik wie Virenscanner, Firewall-
Technologien und eines regelmäßigen Patch-Manage-
ments (geplante Systemaktualisierungen) vorzunehmen. 

§ 17 
Maßnahmen des Mitarbeiters 

Unbeschadet der Aufgaben des Verantwortlichen im Sinne des 
§ 4 Ziffer 9. KDG trägt jeder Mitarbeiter die Verantwortung für 
die datenschutzkonforme Ausübung seiner Tätigkeit. Es ist ihm 
untersagt, personenbezogene Daten zu einem anderen als dem 
in der jeweils rechtmäßigen Aufgabenerfüllung liegenden Zweck 
zu verarbeiten. 

Kapitel 5 
Besondere Gefahrenlagen 

§ 18 
Autorisierte Programme 

Auf dienstlichen IT-Systemen dürfen ausschließlich vom Ver-
antwortlichen autorisierte Programme und Kommunikations-
technologien verwendet werden. 

§ 19 
Nutzung dienstlicher IT-Systeme zu auch privaten Zwecken 

Die Nutzung dienstlicher IT-Systeme zu auch privaten Zwecken 
ist grundsätzlich unzulässig. Ausnahmen regelt der Verantwort-
liche unter Beachtung der jeweils geltenden gesetzlichen Rege-
lungen. 
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§ 20 
Nutzung privater IT-Systeme zu dienstlichen Zwecken 

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten auf privaten 
IT-Systemen zu dienstlichen Zwecken ist grundsätzlich 
unzulässig. Sie kann als Ausnahme von dem Verantwort-
lichen unter Beachtung der jeweils geltenden gesetzlichen 
Regelungen zugelassen werden. 

(2) Die Zulassung erfolgt schriftlich und beinhaltet mindestens 

a) die Angabe der Gründe, aus denen die Nutzung des 
privaten IT-Systems erforderlich ist, 

b) eine Regelung über den Einsatz einer zentralisierten 
Verwaltung von Mobilgeräten (z. B. Mobile Device 
Management) auf dem privaten IT-System des Mit-
arbeiters, 

c) das Recht des Verantwortlichen zur Löschung durch 
Fernzugriff aus wichtigem und unabweisbarem 
Grund; ein wichtiger und unabweisbarer Grund liegt 
insbesondere vor, wenn der Schutz personenbezoge-
ner Daten Dritter nicht auf andere Weise sicherge-
stellt werden kann, 

d) eine jederzeitige Überprüfungsmöglichkeit des Ver-
antwortlichen, 

e) die Dauer der Nutzung des privaten IT-Systems für 
dienstliche Zwecke, 

f) das Recht des Verantwortlichen festzulegen, welche 
Programme verwendet oder nicht verwendet werden 
dürfen sowie 

g) die Verpflichtung zum Nachweis einer Löschung 
der zu dienstlichen Zwecken verarbeiteten perso-
nenbezogenen Daten, wenn die Freigabe der Nut-
zung des privaten IT-Systems endet, das IT-System 
weitergegeben oder verschrottet wird. 
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Ergänzend ist dem betreffenden Mitarbeiter eine spezifi-
sche Handlungsanweisung auszuhändigen, die Regelun-
gen zur Nutzung des privaten IT-Systems enthält. 

(3) Der Zugang von privaten IT-Systemen über sogenannte 
webbasierte Lösungen kann mit den Mitarbeitern verein-
bart werden, soweit alle datenschutzrechtlichen Voraus-
setzungen für eine sichere Nutzung gegeben sind. 

(4) Die automatische Weiterleitung dienstlicher E-Mails auf 
private E-Mail-Konten ist in jedem Fall unzulässig. 

§ 21 
Externe Zugriffe, Auftragsverarbeitung 

(1) Der Zugriff aus und von anderen IT-Systemen durch Ex-
terne (z. B. externe Dienstleister, externe Dienststellen) 
schafft besondere Gefahren hinsichtlich der Ausspähung 
von Daten. Derartige Zugriffe dürfen nur aufgrund ver-
traglicher Vereinbarung erfolgen. Insbesondere mit Auf-
tragsverarbeitern, die nicht den Regelungen des KDG un-
terfallen, ist grundsätzlich neben der Anwendung der EU-
Datenschutzgrundverordnung die Anwendung des KDG 
zu vereinbaren. 

(2) Bei Zugriffen durch Externe ist mit besonderer Sorgfalt 
darauf zu achten und nicht nur vertraglich, sondern nach 
Möglichkeit auch technisch sicherzustellen, dass keine 
Kopien der personenbezogenen Datenbestände gefertigt 
werden können. 

(3) Muss dem Externen bei Vornahme der Arbeiten ein Sys-
temzugang eröffnet werden, ist dieser Zugang entweder 
zu befristen oder unverzüglich nach Beendigung der Ar-
beiten zu deaktivieren. Im Zuge dieser Arbeiten vergebe-



 127

ne Passwörter sind nach Beendigung der Arbeiten unver-
züglich zu ändern. 

(4) Bei der dauerhaften Inanspruchnahme von externen IT-
Dienstleistern sind geeignete vergleichbare Regelungen 
zu treffen. 

(5) Eine Fernwartung von IT-Systemen darf darüber hinaus 
nur erfolgen, wenn der Beginn aktiv seitens des Auftrag-
gebers eingeleitet wurde und die Fernwartung systemsei-
tig protokolliert wird. 

(6) Die Verbringung von IT-Systemen mit Daten der Daten-
schutzklasse III zur Durchführung von Wartungsarbeiten 
in den Räumen eines Externen darf nur erfolgen, wenn die 
Durchführung der Wartungsarbeiten in eigenen Räumen 
nicht möglich ist und sie unter den Bedingungen einer 
Auftragsverarbeitung erfolgt. 

§ 22 
Verschrottung und Vernichtung von IT-Systemen, 

Abgabe von IT-Systemen zur weiteren Nutzung 

(1) Bei der Verschrottung bzw. der Vernichtung von IT-Sys-
temen, insbesondere Datenträgern, Faxgeräten und Dru-
ckern, sind den jeweiligen DIN-Normen entsprechende 
Maßnahmen zu ergreifen, die die Lesbarkeit oder Wieder-
herstellbarkeit der Daten zuverlässig ausschließen. Dies 
gilt auch für den Fall der Abgabe von IT-Systemen, insbe-
sondere Datenträgern, zur weiteren Nutzung. 

(2) Absatz 1 gilt auch für die Verschrottung, Vernichtung 
oder Abgabe von privaten IT-Systemen, die gemäß § 20 
zu dienstlichen Zwecken genutzt werden. 
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§ 23 
Passwortlisten der Systemverwaltung 

Alle nicht zurücksetzbaren Passwörter (z. B. BIOS- und Admi-
nistrationspasswörter) sind besonders gesichert aufzubewahren. 

§ 24 
Übermittlung personenbezogener Daten per Fax 

Für die Übermittlung personenbezogener Daten per Fax gilt er-
gänzend zu den Vorschriften der §§ 5 ff.: 

(1) Faxgeräte sind so aufzustellen und einzurichten, dass Un-
befugte keine Kenntnis vom Inhalt eingehender oder über-
tragener Nachrichten erhalten können. 

(2) Sowohl die per Fax übermittelten als auch die in Sende-/ 
Empfangsprotokollen enthaltenen personenbezogenen Da-
ten unterliegen dem Datenschutz. Protokolle sind entspre-
chend sorgfältig zu behandeln. 

(3) Um eine datenschutzrechtlich unzulässige Übermittlung 
möglichst zu verhindern, ist bei Faxgeräten, die in Kom-
munikationsanlagen (Telefonanlagen) eingesetzt sind, ei-
ne Anrufumleitung und -weiterschaltung auszuschließen. 

(4) Daten der Datenschutzklassen II und III dürfen grundsätz-
lich nur unter Einhaltung zusätzlicher Sicherheitsvorkeh-
rungen per Fax übertragen werden. So sind insbesondere 
mit dem Empfänger der Sendezeitpunkt und das Emp-
fangsgerät abzustimmen, damit das Fax direkt entgegen-
genommen werden kann. 
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§ 25 
Sonstige Formen der Übermittlung 

personenbezogener Daten 

(1) E-Mails, die personenbezogene Daten der Datenschutz-
klasse II oder III enthalten, dürfen ausschließlich im Rah-
men eines geschlossenen und gesicherten Netzwerks oder 
in verschlüsselter Form mit geeignetem Verschlüsse-
lungsverfahren übermittelt werden. 

(2) Eine Übermittlung personenbezogener Daten per E-Mail 
an Postfächer, auf die mehr als eine Person Zugriff haben 
(sog. Funktionspostfächer), ist in Fällen personenbezoge-
ner Daten der Datenschutzklassen II und III grundsätzlich 
nur zulässig, wenn durch vorherige Abstimmung mit dem 
Empfänger sichergestellt ist, dass ausschließlich autori-
sierte Personen Zugriff auf dieses Postfach haben. 

(3) Für die Übermittlung von Video- und Sprachdaten insbe-
sondere im Zusammenhang mit Video- und Telefonkonfe-
renzen gilt Absatz 1 unter Berücksichtigung des aktuellen 
Standes der Technik entsprechend. 

§ 26 
Kopier-/Scangeräte 

Bei Kopier-/Scangeräten mit eigener Speichereinheit ist sicher-
zustellen, dass ein Zugriff auf personenbezogene Daten durch 
unberechtigte Mitarbeiter oder sonstige Dritte nicht möglich ist. 
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Kapitel 6 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 27 
Übergangsbestimmungen 

Soweit das KDG oder diese Durchführungsverordnung nicht 
ausdrücklich etwas anderes bestimmen, sind die Regelungen 
dieser Durchführungsverordnung unverzüglich, spätestens je-
doch bis zum 31.12.2019 umzusetzen. 

§ 28 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Überprüfung 

(1) Diese Durchführungsverordnung tritt zum 01.03.2019 in 
Kraft. 

(2) Zugleich treten … außer Kraft. 

(3) Diese Durchführungsverordnung soll innerhalb von fünf 
Jahren ab Inkrafttreten überprüft werden. 
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D. Gesetz zum Schutz von 
 Patientendaten bei der Seelsorge in 
 katholischen Einrichtungen des 
 Gesundheitswesens in der (Erz-) 
 Diözese N. N. (Seelsorge-PatDSG) 

in der Fassung des Beschlusses der Vollversammlung des  
Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 23. November 2020 
___________________________________________________ 
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Seelsorgeauftrag ausgestatteten Person zum Zwecke der 
Seelsorge (nicht implementierte Seelsorge) 

§ 5  Offenlegung von Patientendaten gegenüber der Kirchen-
gemeinde des Patienten zum Zwecke der Seelsorge 

§ 6 Schutzmaßnahmen bei der Übermittlung von 
 Patientendaten 
§ 7 Außerkrafttreten und Inkrafttreten 
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Präambel 

Zum Schutz der personenbezogenen Daten von Patienten7 bei 
der Seelsorge in katholischen Einrichtungen des Gesundheits-
wesens im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. a) im (Erz-)Bistum … wird 
das nachfolgende Gesetz erlassen. 

Die Versorgung des Patienten in katholischen Einrichtungen des 
Gesundheitswesens umfasst auch die Seelsorge. Diese ist der 
unmittelbare Ausdruck des Auftrags der Kirche zum Dienst an 
den Menschen. Seelsorge versteht sich ohne Ansehung der Reli-
gions- bzw. Konfessionszugehörigkeit des Patienten in Ergän-
zung zur medizinischen, pflegerischen und sozialen Behandlung 
als spiritueller und ethischer Beitrag zu einer ganzheitlichen Be-
handlung („spiritual care“). Die Seelsorge ist so zu gestalten, 
dass das Persönlichkeitsrecht auf Schutz der Patientendaten ge-
wahrt wird. 

§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Verarbeitung von Patienten-
daten bei der Seelsorge in katholischen Einrichtungen des 
Gesundheitswesens im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. a) ohne 
Rücksicht auf deren Rechtsform oder Trägerschaft. 

(2) Dieses Gesetz regelt als besondere kirchliche Rechtsvor-
schrift im Sinne des § 2 Abs. 2 des Gesetzes über den 
Kirchlichen Datenschutz (KDG) den Schutz von Patien-
tendaten im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. b) bei der Seelsorge 
unabhängig von der Form und der Art ihrer Verarbeitung. 

                                                 
7 Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht ausdrücklich in ge-

schlechtsspezifische Personenbezeichnungen differenziert. Die gewählte 
Form schließt andere Geschlechter gleichberechtigt ein. 



 133

(3) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, fin-
den das Gesetz über den kirchlichen Datenschutz (KDG) 
und die zu seiner Durchführung ergangenen Vorschriften, 
insbesondere die Durchführungsverordnung zum KDG 
(KDG-DVO), in ihrer jeweils geltenden Fassung unmit-
telbar Anwendung. 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Ausdruck: 

a) „katholische Einrichtungen des Gesundheitswesens“ 
alle Krankenhäuser im Sinne von § 107 Abs. 1, 
§ 108 des Sozialgesetzbuches, Fünftes Buch – Ge-
setzliche Krankenversicherung – (SGB V) vom 
20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie Vorsorge- und Rehabilita-
tionseinrichtungen im Sinne von § 107 Abs. 2, 
§ 111 SGB V in der jeweils geltenden Fassung, so-
weit sie sich in katholischer Trägerschaft befinden. 

b) „Patientendaten“ alle personenbezogenen Daten von 
Patienten der katholischen Einrichtung des Gesund-
heitswesens. Zu den „Patientendaten“ in diesem Sin-
ne gehören auch personenbezogene Daten von An-
gehörigen, Begleitpersonen oder anderen Bezugs-
personen des Patienten sowie sonstiger Dritter, so-
weit sie der katholischen Einrichtung des Gesund-
heitswesens im Zusammenhang mit der Behandlung 
des Patienten bekannt werden. Dies gilt ungeachtet 
ihrer Eigenschaft als „Dritte“ im Sinne des § 4 
Nr. 12. KDG. Patientendaten sind „Gesundheitsda-
ten“ im Sinne des § 4 Nr. 17. KDG. Sie gehören zu 
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den besonderen Kategorien personenbezogener Da-
ten gemäß § 4 Nr. 2. KDG. 

c) „Krankenhausseelsorger“ die mit Seelsorgeauftrag 
der zuständigen kirchlichen Stelle ausgestattete Per-
son, die in einer vom Verantwortlichen der katholi-
schen Einrichtung des Gesundheitswesens konzepti-
onell implementierten Seelsorge in der katholischen 
Einrichtung des Gesundheitswesens tätig ist. Kran-
kenhausseelsorger im Sinne dieses Gesetzes sind 
datenschutzrechtlich wie Beschäftigte im Sinne des 
§ 4 Nr. 24. KDG zu behandeln. Ungeachtet dessen 
besteht in seelsorgerlichen Fragen kein Weisungs-
recht des Verantwortlichen der katholischen Ein-
richtung des Gesundheitswesens gegenüber dem 
Krankenhausseelsorger. 

(2) Im Übrigen gelten die Begriffsbestimmungen des § 4 KDG. 

§ 3 
Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung durch einen 

Krankenhausseelsorger 
(implementierte Krankenhausseelsorge) 

(1) Die Verarbeitung von Patientendaten durch einen Kran-
kenhausseelsorger im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. c) ist im 
Rahmen des § 11 Abs. 2 KDG zulässig, wenn im Rahmen 
des Behandlungsvertrages auf die konzeptionelle Imple-
mentierung von Krankenhausseelsorge und die damit ein-
hergehende Einbindung eines Krankenhausseelsorgers in 
das Behandlungsteam in angemessener Form hingewiesen 
wird. Das im Einzelnen näher ausgestaltete und fundierte 
Konzept zur Krankenhausseelsorge ist Bestandteil des Be-
handlungsvertrages; es ist zur Einsicht auszulegen oder 
bereitzuhalten. 
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(2) Die Verarbeitung von Patientendaten durch den Kranken-
hausseelsorger erfolgt unter der unmittelbaren datenschutz-
rechtlichen Verantwortung des Verantwortlichen. 

§ 4 
Offenlegung von Patientendaten gegenüber einer mit 

Seelsorgeauftrag ausgestatteten Person zum Zwecke der 
Seelsorge (nicht implementierte Seelsorge) 

Der Patient darf beim Abschluss des Behandlungsvertrages un-
ter Hinweis auf die Freiwilligkeit und die Folgen seiner Angabe 
zum Zwecke der Seelsorge nach seiner Religion/Konfession be-
fragt werden. Ist die Seelsorge vom Verantwortlichen nicht im 
System der katholischen Einrichtung des Gesundheitswesens 
konzeptionell implementiert (vgl. § 2 Abs. 1 lit. c)), dürfen ei-
ner mit Seelsorgeauftrag der zuständigen kirchlichen Stelle aus-
gestatteten Person auch bei fehlender ausdrücklicher Einwilli-
gung zum Zwecke der Seelsorge ausschließlich Vor- und Nach-
name des Patienten, seine Religion/Konfession, sein Aufent-
haltsort in der katholischen Einrichtung des Gesundheitswesens 
sowie das Aufnahmedatum offengelegt werden, soweit der Pa-
tient eine Religion/Konfession angegeben hat. Dies gilt nicht, 
wenn der Patient deutlich gemacht hat, dass er keine Seelsorge 
wünscht. 

§ 5 
Offenlegung von Patientendaten gegenüber der 

Kirchengemeinde des Patienten zum Zwecke der Seelsorge 

Eine Offenlegung des Vor- und Nachnamens des Patienten, sei-
ner Religion/Konfession, seines Wohnortes und seines Aufent-
haltsortes in der katholischen Einrichtung des Gesundheitswe-
sens gegenüber der Kirchengemeinde des Patienten ist nur zu-
lässig, wenn der Patient eingewilligt hat. Allein die Angabe der 
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Religion/Konfession im Behandlungsvertrag kann nicht als Ein-
willigung angesehen werden. 

§ 6 
Schutzmaßnahmen bei der Übermittlung von 

Patientendaten 

Für die Übermittlung von Patientendaten sind ausreichende 
technische und organisatorische Schutzmaßnahmen nach dem 
KDG und der KDG-DVO zu treffen. Die Mitarbeitenden sind 
ausdrücklich auf diese Schutzmaßnahmen hinzuweisen und ent-
sprechend in die Nutzung der Geräte, die Anwendungen und die 
Schutzmaßnahmen einzuweisen. 

§ 7 
Außerkrafttreten und Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am …………… in Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt …………………. 
außer Kraft. 

(3) Dieses Gesetz soll innerhalb von fünf Jahren ab Inkraft-
treten überprüft werden. 
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E. Gesetz zur Regelung des 
 Rechtsinstruments nach § 29 Gesetz 
 über den Kirchlichen Datenschutz 
 (KDG) im Bereich der (Erz-)Diözese 
 N. N. (§ 29-KDG-Gesetz) 

Zur Regelung des Rechtsinstruments nach § 29 KDG über die 
Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag wird das 
nachfolgende Gesetz erlassen. 

§ 1  
Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für kirchliche Stellen im Bereich der (Erz-) 
Diözese N. N, die im weltlichen Rechtskreis öffentlich-rechtlich 
verfasst sind. Hierzu gehören neben der (Erz-)Diözese insbe-
sondere der (Erz-)Bischöfliche Stuhl, das Metropolitankapitel/ 
Domkapitel, die Kirchengemeindeverbände, Kirchenstiftungen 
und Kirchengemeinden. Es gilt auch für die sonstigen öffent-
lich-rechtlich verfassten selbstständigen Vermögensmassen auf 
Ortskirchenebene, insbesondere die Fabrik- und Stellenvermögen. 

§ 2 
Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag erfolgt 
gemäß § 29 Absatz 3 KDG aufgrund eines Vertrages oder auf-
grund dieses Gesetzes. Hierbei sind insbesondere die Vorgaben 
nach § 29 Absatz 3 und 4 KDG zu beachten. 
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§ 3 
Regelung durch Verwaltungsverordnung 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Regelun-
gen trifft der Generalvikar. 

§ 4 
Schlussbestimmungen 

Dieses Gesetz tritt zum    2019 in Kraft. 
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F. Verordnung zur Durchführung des 
 Gesetzes zur Regelung des 
 Rechtsinstruments nach § 29 Gesetz 
 über den Kirchlichen Datenschutz 
 (KDG) im Bereich der (Erz-)Diözese 
 N. N. (§ 29-KDG-Gesetz-DVO) 

Gemäß § 3 des Gesetzes zur Regelung des Rechtsinstruments 
nach § 29 KDG im Bereich der (Erz-)Diözese N. N. vom 
XX.XX.2019 wird für den Bereich der (Erz-)Diözese N. N. fol-
gende Regelung getroffen: 

§ 1 
Gegenstand der Verordnung, Dauer der Verarbeitung 

(1) Gegenstand dieser Verordnung ist die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten durch die (Erz-)Diözese N. N. (Ver-
arbeiter im Sinne dieser Verordnung) für die N. N. (Ver-
antwortlicher im Sinne dieser Verordnung). 

Die Verarbeitung umfasst folgende Aufgaben: 

______________________________________________ 

(2) Die Verarbeitung erfolgt unbefristet und endet spätestens 
mit dem ersatzlosen Außerkrafttreten dieser Verordnung. 
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§ 2 
Konkretisierung des Auftragsinhalts 

(1) Art und Zweck der vorgesehenen Verarbeitung von Daten 

 Nähere Beschreibung der Verarbeitung im Hinblick auf 
Art und Zweck der Aufgaben des Verarbeiters: 
______________________________________________ 

Die Verarbeitung findet ausschließlich in einem Mit-
gliedsstaat der Europäischen Union oder in einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum statt. Jede Verlagerung in ein Drittland 
bedarf der vorherigen Zustimmung des Verantwortlichen 
und darf nur erfolgen, wenn die besonderen Vorausset-
zungen der §§ 39 ff. KDG erfüllt sind. 

(2) Gegenstand der Verarbeitung personenbezogener Daten 
sind folgende Datenarten/-kategorien (Aufzählung/Be-
schreibung der Datenkategorien) 

□ Personenstammdaten 

□ Kommunikationsdaten (z. B. Telefon, E-Mail) 

□ Vertragsstammdaten 
 (Vertragsbeziehung, Vertragsinteresse) 

□ Vertragsabrechnungs- und Zahlungsdaten 

□ Planungs- und Steuerungsdaten 

□ __________________________________________ 

(3) Die Kategorien der durch die Verarbeitung betroffenen 
Personen umfassen: 
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□ Mitglieder 

□ Abonnenten 

□ Beschäftigte 

□ Lieferanten 

□ Meldedaten 

□ Ansprechpartner 

□ __________________________________________ 

§ 3 
Technisch-organisatorische Maßnahmen 

(1) Der Verarbeiter hat die Umsetzung der im Vorfeld der 
Verarbeitung dargelegten und erforderlichen technischen 
und organisatorischen Maßnahmen vor Beginn der Verar-
beitung, insbesondere hinsichtlich der konkreten Durch-
führung zu dokumentieren und dem Verantwortlichen auf 
Nachfrage zur Prüfung zu übergeben. Soweit eine Prü-
fung/ein Audit des Verantwortlichen einen Anpassungs-
bedarf ergibt, ist dieser einvernehmlich umzusetzen. 

(2) Der Verarbeiter hat die Sicherheit gem. §§ 29 Abs. 4 lit. 
c), 26 KDG insbesondere in Verbindung mit § 7 Abs. 1 
und 2 KDG und den einschlägigen Regelungen der je-
weils geltenden KDG-DVO herzustellen. Insgesamt han-
delt es sich bei den zu treffenden Maßnahmen um Maß-
nahmen der Datensicherheit und zur Gewährleistung eines 
dem Risiko angemessenen Schutzniveaus hinsichtlich der 
Vertraulichkeit, der Integrität, der Verfügbarkeit sowie 



142 

der Belastbarkeit der Systeme. Dabei sind der Stand der 
Technik, die Implementierungskosten und die Art, der 
Umfang und die Zwecke der Verarbeitung sowie die un-
terschiedliche Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere des 
Risikos für die Rechte und Freiheiten natürlicher Perso-
nen im Sinne von § 26 Abs. 1 und 3 KDG zu berücksich-
tigen. 

(3) Die technischen und organisatorischen Maßnahmen unter-
liegen dem technischen Fortschritt und der Weiterent-
wicklung. Insoweit ist es dem Verarbeiter gestattet, alter-
native adäquate Maßnahmen umzusetzen. Dabei darf das 
Sicherheitsniveau der festgelegten Maßnahmen nicht un-
terschritten werden. Wesentliche Änderungen sind zu do-
kumentieren. 

§ 4 
Berichtigung, Einschränkung und Löschung von Daten 

(1) Der Verarbeiter darf die Daten, die verarbeitet werden, 
nicht eigenmächtig, sondern nur nach dokumentierter Wei-
sung des Verantwortlichen berichtigen, löschen oder de-
ren Verarbeitung einschränken. Soweit eine betroffene 
Person sich diesbezüglich unmittelbar an den Verarbeiter 
wendet, wird der Verarbeiter dieses Ersuchen unverzüg-
lich an den Verantwortlichen weiterleiten. 

(2) Soweit vom Gegenstand der Verarbeitung umfasst, sind 
Löschkonzept, Recht auf Vergessenwerden, Berichtigung, 
Datenportabilität und Auskunft nach dokumentierter Wei-
sung des Verantwortlichen unmittelbar durch den Verar-
beiter sicherzustellen. 
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§ 5 
Qualitätssicherung und sonstige Pflichten des Verarbeiters 

Der Verarbeiter hat zusätzlich zu der Einhaltung der Regelun-
gen dieser Verordnung gesetzliche Pflichten gemäß §§ 26, 29 
bis 33 KDG; insofern gewährleistet er insbesondere die Einhal-
tung folgender Vorgaben: 

(1) Benennung eines betrieblichen Datenschutzbeauftragten, 
der seine Tätigkeit gemäß §§ 37, 38 KDG ausübt. Dessen 
Kontaktdaten werden dem Verantwortlichen zum Zweck 
der direkten Kontaktaufnahme mitgeteilt. Ein Wechsel 
des betrieblichen Datenschutzbeauftragten wird dem Ver-
antwortlichen unverzüglich mitgeteilt. 

(2) Die Wahrung der Vertraulichkeit gemäß §§ 26 Abs. 5, 29 
Abs. 4 lit. b), 30 KDG. Der Verarbeiter setzt bei der 
Durchführung der Arbeiten nur Beschäftigte ein, die auf 
die Vertraulichkeit verpflichtet und zuvor mit den für sie 
relevanten Bestimmungen zum Datenschutz vertraut ge-
macht wurden. Der Verarbeiter und jede dem Verarbeiter 
unterstellte Person, die Zugang zu personenbezogenen Da-
ten hat, dürfen diese Daten ausschließlich entsprechend 
der Weisung des Verantwortlichen verarbeiten einschließ-
lich der in dieser Verordnung eingeräumten Befugnisse, 
es sei denn, dass sie gesetzlich zur Verarbeitung ver-
pflichtet sind. 

(3) Die Umsetzung und Einhaltung aller für die Verarbeitung 
erforderlichen technischen und organisatorischen Maßnah-
men gemäß §§ 29 Abs. 4 lit. c), 26 KDG. 

(4) Der Verantwortliche und der Verarbeiter arbeiten auf An-
frage mit der kirchlichen Datenschutzaufsicht bei der Er-
füllung ihrer Aufgaben zusammen. 
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(5) Die unverzügliche Information des Verantwortlichen über 
Kontrollhandlungen und Maßnahmen der kirchlichen Da-
tenschutzaufsicht, soweit sie sich auf diese Verarbeitung 
beziehen. Dies gilt auch, soweit eine zuständige Behörde 
im Rahmen eines Ordnungswidrigkeits- oder Strafverfah-
rens in Bezug auf die Verarbeitung personenbezogener 
Daten bei der Verarbeitung beim Verarbeiter ermittelt. 

(6) Soweit der Verantwortliche seinerseits einer Kontrolle der 
kirchlichen Datenschutzaufsicht, einem Ordnungswidrig-
keits- oder Strafverfahren, dem Haftungsanspruch einer 
betroffenen Person oder eines Dritten oder einem anderen 
Anspruch im Zusammenhang mit der Verarbeitung beim 
Verarbeiter ausgesetzt ist, hat ihn der Verarbeiter nach 
besten Kräften zu unterstützen. 

(7) Der Verarbeiter kontrolliert regelmäßig die internen Pro-
zesse sowie die technischen und organisatorischen Maß-
nahmen, um zu gewährleisten, dass die Verarbeitung in 
seinem Verantwortungsbereich im Einklang mit den An-
forderungen des geltenden Datenschutzrechts erfolgt und 
der Schutz der Rechte der betroffenen Person gewährleis-
tet wird. 

(8) Nachweisbarkeit der getroffenen technischen und organi-
satorischen Maßnahmen gegenüber dem Verantwortlichen 
im Rahmen seiner Kontrollrechte nach § 7 dieser Verord-
nung. 

§ 6 
Unterauftragsverarbeitung 

(1) Als Unterauftragsverarbeitung im Sinne dieser Verord-
nung sind solche Dienstleistungen zu verstehen, die sich 
unmittelbar auf den Gegenstand der Verarbeitung bezie-
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hen. Nicht hierzu gehören Nebenleistungen, die der Ver-
arbeiter z. B. als Telekommunikationsleistungen, Post-/ 
Transportdienstleistungen, Wartung und Benutzerservice 
oder die Entsorgung von Datenträgern sowie sonstige Maß-
nahmen zur Sicherstellung der Vertraulichkeit, Verfügbar-
keit, Integrität und Belastbarkeit der Hard- und Software 
von Datenverarbeitungsanlagen in Anspruch nimmt. Der 
Verarbeiter ist jedoch verpflichtet, zur Gewährleistung 
des Datenschutzes und der Datensicherheit der Daten des 
Verantwortlichen auch bei ausgelagerten Nebenleistungen 
angemessene und gesetzeskonforme vertragliche Verein-
barungen sowie Kontrollmaßnahmen zu ergreifen. 

(2) Der Verarbeiter legt dem Verantwortlichen zu Beginn der 
Verarbeitung eine Liste der Unterverarbeiter vor und un-
terrichtet ihn unverzüglich bei etwaigen Änderungen (min-
destens Textform). 

(3) Die Weitergabe von personenbezogenen Daten des Ver-
antwortlichen an den Unterverarbeiter und dessen erstma-
liges Tätigwerden sind erst mit Vorliegen aller Vorausset-
zungen für eine Unterverarbeitung gestattet. 

(4) Erbringt der Unterverarbeiter die vereinbarte Leistung au-
ßerhalb der EU/des EWR, stellt der Verarbeiter die daten-
schutzrechtliche Zulässigkeit durch entsprechende Maß-
nahmen sicher. Gleiches gilt, wenn Dienstleister im Sinne 
von Abs. 1 Satz 2 eingesetzt werden sollen. 

(5) Eine weitere Auslagerung durch den Unterverarbeiter be-
darf der ausdrücklichen Zustimmung des Verarbeiters 
(mindestens Textform). Sämtliche Regelungen dieser Ver-
ordnung sind auch dem weiteren Unterverarbeiter aufzu-
erlegen. 
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§ 7 
Kontrollrechte des Verantwortlichen 

(1) Der Verantwortliche hat das Recht, im Benehmen mit 
dem Verarbeiter Überprüfungen durchzuführen oder durch 
im Einzelfall zu benennende Prüfer durchführen zu las-
sen. Er hat das Recht, sich durch Stichprobenkontrollen, 
die in der Regel rechtzeitig anzumelden sind, von der Ein-
haltung dieser Verordnung durch den Verarbeiter zu über-
zeugen. 

(2) Der Verarbeiter stellt sicher, dass sich der Verantwortli-
che von der Einhaltung der Pflichten des Verarbeiters 
nach § 29 KDG überzeugen kann. Der Verarbeiter ver-
pflichtet sich, dem Verantwortlichen auf Anforderung die 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und insbesondere die 
Umsetzung der technischen und organisatorischen Maß-
nahmen nachzuweisen. 

(3) Der Nachweis solcher Maßnahmen, die nicht nur die kon-
krete Verarbeitung betreffen, kann, soweit einschlägig, er-
folgen durch 

a) die Einhaltung genehmigter Verhaltensregeln ge-
mäß Art. 40 DS-GVO; 

b) die Zertifizierung nach einem genehmigten Zertifi-
zierungsverfahren gemäß Art. 42 DS-GVO; 

c) aktuelle Testate, Berichte oder Berichtsauszüge un-
abhängiger Instanzen (z. B. Wirtschaftsprüfer, Revi-
sion, Datenschutzbeauftragter, IT-Sicherheitsabtei-
lung, Datenschutzauditoren, Qualitätsauditoren); 

d) eine geeignete Zertifizierung durch IT-Sicherheits- 
oder Datenschutzaudit (z. B. nach BSI-Grundschutz). 
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§ 8 
Mitteilung bei Verstößen des Verarbeiters 

Der Verarbeiter unterstützt den Verantwortlichen bei der Ein-
haltung der in den §§ 26, 33 bis 35 KDG genannten Pflichten 
zur Sicherheit personenbezogener Daten, Meldepflichten bei 
Datenpannen, Datenschutz-Folgeabschätzungen und vorherigen 
Konsultationen. Hierzu gehören u. a. 

a) die Sicherstellung eines angemessenen Schutzni-
veaus durch technische und organisatorische Maß-
nahmen, die die Umstände und Zwecke der Verar-
beitung sowie die prognostizierte Wahrscheinlich-
keit und Schwere einer möglichen Rechtsverletzung 
durch Sicherheitslücken berücksichtigen und eine 
sofortige Feststellung von relevanten Verletzungser-
eignissen ermöglichen; 

b) die Verpflichtung, Verletzungen personenbezogener 
Daten unverzüglich an den Verantwortlichen zu 
melden; 

c) die Verpflichtung, den Verantwortlichen im Rah-
men seiner Informationspflicht gegenüber dem Be-
troffenen zu unterstützen und ihm in diesem Zusam-
menhang sämtliche relevante Informationen unver-
züglich zur Verfügung zu stellen; 

d) die Unterstützung des Verantwortlichen für dessen 
Datenschutz-Folgenabschätzung; 

e) die Unterstützung des Verantwortlichen im Rahmen 
vorheriger Konsultationen mit der kirchlichen Da-
tenschutzaufsicht. 
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§ 9 
Weisungsbefugnis des Verantwortlichen 

(1) Mündliche Weisungen bestätigt der Verantwortliche un-
verzüglich (mindestens Textform). 

(2) Der Verarbeiter hat den Verantwortlichen unverzüglich zu 
informieren, wenn er der Meinung ist, eine Weisung ver-
stoße gegen Datenschutzvorschriften. Der Verarbeiter ist 
berechtigt, die Durchführung der entsprechenden Weisung 
solange auszusetzen, bis sie durch den Verantwortlichen 
bestätigt oder geändert wird. 

§ 10 
Löschung und Rückgabe von personenbezogenen Daten 

(1) Kopien oder Duplikate der Daten werden ohne Wissen 
des Verantwortlichen nicht erstellt. Hiervon ausgenom-
men sind Sicherheitskopien, soweit sie zur Gewährleis-
tung einer ordnungsgemäßen Datenverarbeitung erforder-
lich sind, sowie Daten, die im Hinblick auf die Einhaltung 
gesetzlicher Aufbewahrungspflichten erforderlich sind. 

(2) Nach Beendigung der Verarbeitung oder früher nach Auf-
forderung durch den Verantwortlichen – spätestens mit 
ersatzlosem Außerkrafttreten dieser Verordnung – hat der 
Verarbeiter sämtliche in seinen Besitz gelangten Unterla-
gen, erstellte Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse so-
wie Datenbestände, die im Zusammenhang mit der Verar-
beitung stehen, dem Verantwortlichen auszuhändigen oder 
nach vorheriger Zustimmung datenschutzgerecht zu ver-
nichten. Gleiches gilt für Test- und Ausschussmaterial. Das 
Protokoll der Löschung ist auf Anforderung vorzulegen. 
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(3) Dokumentationen, die dem Nachweis der auftrags- und 
ordnungsgemäßen Datenverarbeitung dienen, sind durch 
den Verarbeiter entsprechend der jeweiligen Aufbewah-
rungsfristen über die Beendigung der Verarbeitung hinaus 
aufzubewahren. Er kann sie zu seiner Entlastung bei Be-
endigung der Verarbeitung dem Verantwortlichen über-
geben. 

§ 11 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt zum _______________ 2019 in Kraft. 
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Präambel 

Unter Berücksichtigung der kirchenrechtlichen Vorgaben, ins-
besondere des Codex Iuris Canonici (CIC), wird hiermit das 
nachfolgende Gesetz erlassen, auf dessen Grundlage die kirchli-
che Datenschutzaufsicht im Rahmen ihrer Zuständigkeiten nach 
Art. 91 Abs. 2 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung 
der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung – 
DSGVO) und §§ 42 ff. des Gesetzes über den Kirchlichen Da-
tenschutz (KDG) handelt. 

Abschnitt 1 
Anwendungsbereich und Verfahrensgrundsätze 

§ 1 
Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für die nach außen gerichtete Tätigkeit der 
gemäß Art. 91 Abs. 2 DSGVO, §§ 42 ff. KDG errichteten 
kirchlichen Datenschutzaufsicht (datenschutzbezogenes Verwal-
tungsverfahren) zur Erfüllung ihrer Aufgaben aus Kapitel 6 und 
Kapitel 7 des KDG. 

§ 2 
Beteiligte 

(1) Beteiligte sind 

1. die betroffene Person im Sinne des § 4 Nr. 1. KDG, 
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2. der Verantwortliche8 im Sinne des § 4 Nr. 9. KDG, 
3. der Auftragsverarbeiter im Sinne des § 4 Nr. 10. 

KDG, 
4. diejenigen, die nach Absatz 2 von der kirchlichen 

Datenschutzaufsicht zu dem Verfahren hinzugezo-
gen worden sind. 

(2) Die kirchliche Datenschutzaufsicht kann von Amts wegen 
oder auf Antrag diejenigen, deren rechtliche Interessen 
durch den Ausgang des Verfahrens berührt werden kön-
nen, als Beteiligte hinzuziehen. 

(3) Wer anzuhören ist, ohne dass die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 vorliegen, wird dadurch nicht Beteiligter. 

§ 3 
Bevollmächtigte und Beistände 

(1) Im Verwaltungsverfahren kann sich jeder Beteiligte in je-
der Lage des Verfahrens durch einen Bevollmächtigten 
vertreten lassen. Der Bevollmächtigte hat auf Verlangen 
seine Vollmacht schriftlich nachzuweisen. Ein Widerruf 
der Vollmacht wird der kirchlichen Datenschutzaufsicht 
gegenüber erst wirksam, wenn er ihr zugeht. 

(2) Ein Beteiligter kann sich bei Verhandlungen und Bespre-
chungen eines Beistandes bedienen. Das von dem Bei-
stand Vorgetragene gilt als von dem Beteiligten vorge-
bracht, soweit der Beteiligte dem nicht unverzüglich wi-
derspricht. 

                                                 
8 Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht ausdrücklich in ge-

schlechtsspezifische Personenbezeichnungen differenziert. Die gewählte 
männliche Form schließt adäquate andere Formen gleichberechtigt ein. 
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§ 4 
Verfahrensgrundsätze 

(1) Die kirchliche Datenschutzaufsicht entscheidet nach pflicht-
gemäßem Ermessen, ob und wann sie ein Verwaltungs-
verfahren durchführt. Dies gilt nicht, wenn die kirchliche 
Datenschutzaufsicht aufgrund von Rechtsvorschriften 

1. von Amts wegen oder auf Antrag tätig werden muss; 
2. nur auf Antrag tätig werden darf und ein Antrag 

nicht vorliegt. 

(2) Die kirchliche Datenschutzaufsicht ermittelt den Sachver-
halt von Amts wegen. Sie bestimmt Art und Umfang der 
Ermittlungen; an das Vorbringen und an die Beweisanträ-
ge der Beteiligten ist sie nicht gebunden. Die kirchliche 
Datenschutzaufsicht hat alle für den Einzelfall bedeutsa-
men, auch die für die Beteiligten günstigen Umstände zu 
berücksichtigen. 

(3) Die kirchliche Datenschutzaufsicht darf die Entgegennah-
me von Erklärungen oder Anträgen, die in ihren Zustän-
digkeitsbereich fallen, nicht deshalb verweigern, weil sie 
die Erklärung oder den Antrag in der Sache für unzulässig 
oder unbegründet hält. 

(4) Die kirchliche Datenschutzaufsicht bedient sich der Be-
weismittel, die sie nach pflichtgemäßem Ermessen zur Er-
mittlung des Sachverhalts für erforderlich hält. Sie kann 
insbesondere 

1. Auskünfte jeder Art einholen, 
2. Beteiligte anhören, Zeugen und Sachverständige ver-

nehmen oder die schriftliche oder elektronische Äu-
ßerung von Beteiligten, Sachverständigen und Zeu-
gen einholen, 
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3. Urkunden und Akten beiziehen, 
4. den Augenschein einnehmen. 

(5) Ein Vorverfahren findet nicht statt. 

§ 5 
Anhörung 

(1) Bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in Rechte 
eines Beteiligten eingreift, ist ihm in Übereinstimmung 
mit can. 50 CIC und § 47 Abs. 8 KDG Gelegenheit zu 
geben, sich zu den für die Entscheidung erheblichen Tat-
sachen zu äußern. 

(2) Von der Anhörung kann abgesehen werden, wenn sie 
nach den Umständen des Einzelfalls nicht geboten ist, 
insbesondere wenn 

1. eine sofortige Entscheidung wegen Gefahr im Ver-
zug oder im kirchlichen Interesse notwendig er-
scheint, 

2. durch die Anhörung die Einhaltung einer für die 
Entscheidung maßgeblichen Frist in Frage gestellt 
würde, 

3. von den tatsächlichen Angaben eines Beteiligten, 
die dieser in einem Antrag oder einer Erklärung ge-
macht hat, nicht zu seinen Ungunsten abgewichen 
werden soll, 

4. die kirchliche Datenschutzaufsicht gleichartige Ver-
waltungsakte in größerer Zahl erlassen will. 

(3) Eine Anhörung unterbleibt, wenn ihr ein zwingendes kirch-
liches Interesse entgegensteht. 
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§ 6 
Akteneinsicht durch Beteiligte 

(1) Die kirchliche Datenschutzaufsicht hat den Beteiligten Ein-
sicht in die das Verfahren betreffenden Akten zu gestat-
ten, soweit deren Kenntnis zur Geltendmachung oder Ver-
teidigung ihrer rechtlichen Interessen erforderlich ist. Satz 1 
gilt bis zum Abschluss des Verwaltungsverfahrens nicht 
für Entwürfe zu Entscheidungen sowie die Arbeiten zu ih-
rer unmittelbaren Vorbereitung. 

(2) Die kirchliche Datenschutzaufsicht ist zur Gestattung der 
Akteneinsicht nicht verpflichtet, soweit durch sie die ord-
nungsgemäße Erfüllung der Aufgaben der kirchlichen Da-
tenschutzaufsicht beeinträchtigt, das Bekanntwerden des 
Inhalts der Akten kirchlichen Interessen Nachteile berei-
ten würde oder soweit die Vorgänge nach einem Gesetz 
oder ihrem Wesen nach, namentlich wegen der berechtig-
ten Interessen der Beteiligten oder dritter Personen, ge-
heim gehalten werden müssen. 

(3) Die Akteneinsicht erfolgt bei der kirchlichen Datenschutz-
aufsicht, die die Akten führt. 

§ 7 
Fristen und Termine 

(1) Für die Berechnung von Fristen und für die Bestimmung 
von Terminen gelten die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs entsprechend, soweit nicht durch die nach-
folgenden Absätze etwas anderes bestimmt ist. 

(2) Der Lauf einer Frist, die von der kirchlichen Datenschutz-
aufsicht gesetzt wird, beginnt mit dem Tag, der auf die 
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Bekanntgabe der Frist folgt, außer wenn dem Adressaten 
etwas anderes mitgeteilt wird. 

(3) Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonntag, einen gesetz-
lichen Feiertag oder einen Sonnabend, so endet die Frist 
mit dem Ablauf des nächstfolgenden Werktags. Dies gilt 
nicht, wenn dem Adressaten unter Hinweis auf diese Vor-
schrift ein bestimmter Tag als Ende der Frist mitgeteilt 
worden ist. 

(4) Ist eine Frist nach Stunden bestimmt, so werden Sonnta-
ge, gesetzliche Feiertage oder Sonnabende mitgerechnet. 

(5) Fristen, die von der kirchlichen Datenschutzaufsicht ge-
setzt sind, können verlängert werden. Sind solche Fristen 
bereits abgelaufen, so können sie rückwirkend verlängert 
werden, insbesondere wenn es unbillig wäre, die durch 
den Fristablauf eingetretenen Rechtsfolgen bestehen zu 
lassen. Die kirchliche Datenschutzaufsicht kann die Ver-
längerung der Frist nach § 10 mit einer Nebenbestimmung 
verbinden. 

§ 8 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

(1) War jemand ohne Verschulden verhindert, eine gesetzli-
che Frist einzuhalten, so ist ihm auf Antrag Wiedereinset-
zung in den vorigen Stand zu gewähren. Das Verschulden 
eines Vertreters ist dem Vertretenen zuzurechnen. 

(2) Der Antrag ist innerhalb von zwei Wochen nach Wegfall 
des Hindernisses zu stellen. Die Tatsachen zur Begrün-
dung des Antrags sind bei der Antragstellung oder im 
Verfahren über den Antrag glaubhaft zu machen. Inner-
halb der Antragsfrist ist die versäumte Handlung nachzu-
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holen. Ist dies geschehen, so kann Wiedereinsetzung auch 
ohne Antrag gewährt werden. 

(3) Nach einem Jahr seit dem Ende der versäumten Frist kann 
die Wiedereinsetzung nicht mehr beantragt oder die ver-
säumte Handlung nicht mehr nachgeholt werden, außer 
wenn dies vor Ablauf der Jahresfrist infolge höherer Ge-
walt unmöglich war. 

(4) Über den Antrag auf Wiedereinsetzung entscheidet die 
kirchliche Datenschutzaufsicht, die über die versäumte 
Handlung zu befinden hat. 

(5) Die Wiedereinsetzung ist unzulässig, wenn sich aus einer 
Rechtsvorschrift ergibt, dass sie ausgeschlossen ist. 

Abschnitt 2 
Zustandekommen des Verwaltungsaktes 

§ 9 
Begriff des Verwaltungsaktes und Ermessensausübung 

(1) Verwaltungsakt im Sinne dieses Gesetzes ist jede Verfü-
gung, Entscheidung oder andere kirchenhoheitliche Maß-
nahme, die die kirchliche Datenschutzaufsicht zur Rege-
lung eines Einzelfalls auf dem Gebiet des kirchlichen Da-
tenschutzrechts trifft und die auf unmittelbare Rechtswir-
kung nach außen gerichtet ist. 

(2) Ist die kirchliche Datenschutzaufsicht ermächtigt, nach ih-
rem Ermessen zu handeln, hat sie ihr Ermessen entspre-
chend dem Zweck der Ermächtigung auszuüben und die 
gesetzlichen Grenzen des Ermessens einzuhalten. 
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§ 10 
Nebenbestimmungen zum Verwaltungsakt 

 
(1) Ein Verwaltungsakt darf nach pflichtgemäßem Ermessen 

mit Nebenbestimmungen versehen werden: Er kann ver-
sehen werden mit 

1. einer Bestimmung, nach der eine Vergünstigung 
oder Belastung zu einem bestimmten Zeitpunkt be-
ginnt, endet oder für einen bestimmten Zeitraum gilt 
(Befristung), 

2. einer Bestimmung, nach der der Eintritt oder der 
Wegfall einer Vergünstigung oder einer Belastung 
von dem ungewissen Eintritt eines zukünftigen Er-
eignisses abhängt (Bedingung), 

3. einem Vorbehalt des Widerrufs 

oder verbunden werden mit 

4. einer Bestimmung, durch die dem Begünstigten ein 
Tun, Dulden oder Unterlassen vorgeschrieben wird 
(Auflage), 

5. einem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, Än-
derung oder Ergänzung einer Auflage. 

(2) Eine Nebenbestimmung darf dem Zweck des Verwal-
tungsaktes nicht zuwiderlaufen. 

§ 11 
Bestimmtheit, Form und Begründung des Verwaltungsaktes 

(1) Ein Verwaltungsakt muss inhaltlich hinreichend bestimmt 
sein. 

(2) Der Verwaltungsakt muss schriftlich erlassen und begrün-
det werden. In Ausnahmefällen, insbesondere bei Dring-
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lichkeit, kann er auch in Textform oder mündlich erlassen 
werden. Ein mündlich erlassener Verwaltungsakt ist schrift-
lich zu bestätigen und mit einer Begründung zu versehen; 
ein in Textform erlassener Verwaltungsakt ist mit einer 
Begründung zu versehen. 

(3) In der Begründung sind die wesentlichen tatsächlichen 
und rechtlichen Gründe mitzuteilen, die die kirchliche Da-
tenschutzaufsicht zu ihrer Entscheidung bewogen haben. 
Die Begründung von Ermessensentscheidungen soll auch 
die Gesichtspunkte erkennen lassen, von denen die kirch-
liche Datenschutzaufsicht bei der Ausübung ihres Ermes-
sens ausgegangen ist. 

(4) Einer wenigstens summarischen Begründung bedarf es, 

1. soweit demjenigen, für den der Verwaltungsakt be-
stimmt ist oder der von ihm betroffen wird, die Auf-
fassung der kirchlichen Datenschutzaufsicht über die 
Sach- und Rechtslage bereits bekannt oder auch oh-
ne Begründung für ihn ohne Weiteres erkennbar ist, 

2. wenn die kirchliche Datenschutzaufsicht gleicharti-
ge Verwaltungsakte in größerer Zahl erlässt und die 
Begründung nach den Umständen des Einzelfalls 
nicht geboten ist, 

3. wenn sich dies aus einer kirchlichen oder staatlichen 
Rechtsvorschrift ergibt. 

(5) Einer Begründung bedarf es nicht, soweit die kirchliche 
Datenschutzaufsicht einem Antrag entspricht oder einer Er-
klärung folgt und der Verwaltungsakt nicht in Rechte ei-
nes anderen eingreift. 
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§ 12 
Bekanntgabe des Verwaltungsaktes 

(1) Ein Verwaltungsakt der kirchlichen Datenschutzaufsicht 
ist demjenigen Beteiligten bekannt zu geben, für den er 
bestimmt ist oder der von ihm betroffen wird. Ist ein Be-
vollmächtigter bestellt, so kann die Bekanntgabe ihm ge-
genüber vorgenommen werden. 

(2) Ein in Schriftform erlassener Verwaltungsakt gilt bei der 
Übermittlung durch die Post im Inland am dritten Tage 
nach der Aufgabe zur Post als bekannt gegeben. Dies gilt 
nicht, wenn der Verwaltungsakt nicht oder zu einem spä-
teren Zeitpunkt zugegangen ist; im Zweifel hat die Daten-
schutzaufsicht den Zugang des Verwaltungsaktes und den 
Zeitpunkt des Zugangs nachzuweisen. 

(3) Ein Verwaltungsakt darf öffentlich bekannt gegeben wer-
den, wenn dies durch kirchliche oder staatliche Rechts-
vorschrift zugelassen ist. 

(4) Die öffentliche Bekanntgabe eines in Schrift- oder Text-
form erlassenen Verwaltungsaktes wird dadurch bewirkt, 
dass sein verfügender Teil ortsüblich bekannt gemacht 
wird. Der Verwaltungsakt gilt zwei Wochen nach der orts-
üblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. 

§ 13 
Offenbare Unrichtigkeiten im Verwaltungsakt 

Die kirchliche Datenschutzaufsicht kann Schreibfehler und ähn-
liche offenbare Unrichtigkeiten in einem Verwaltungsakt jeder-
zeit berichtigen. Bei berechtigtem Interesse des Beteiligten ist 
zu berichtigen. Die kirchliche Datenschutzaufsicht ist berech-
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tigt, die Vorlage des Dokuments zu verlangen, das berichtigt 
werden soll. 

§ 14 
Rechtsbehelfsbelehrung 

(1) Einem in Schrift- oder in Textform erlassenen Verwal-
tungsakt, der der Anfechtung unterliegt, ist eine Erklärung 
beizufügen, durch die der Beteiligte über den Rechtsbe-
helf, der gegen den Verwaltungsakt gegeben ist, über die 
kirchliche Datenschutzaufsicht oder das Gericht, bei denen 
der Rechtsbehelf einzulegen ist, den Sitz und über die ein-
zuhaltende Frist belehrt wird (Rechtsbehelfsbelehrung). 

(2) Sofern nicht anderweitig, insbesondere in einer Kirchli-
chen Verwaltungsgerichtsordnung, etwas anderes bestimmt 
ist, beginnt die Frist für einen Rechtsbehelf nur zu laufen, 
wenn der Beteiligte über den Rechtsbehelf, die kirchliche 
Datenschutzaufsicht oder das Gericht, bei dem der Rechts-
behelf anzubringen ist, den Sitz und die einzuhaltende 
Frist schriftlich oder in Textform belehrt worden ist. Im Fal-
le des § 11 Abs. 2 Satz 3 1. Halbsatz beginnt der Fristlauf 
mit der schriftlichen Bestätigung des Verwaltungsaktes. 

(3) Ist die Belehrung unterblieben oder unrichtig erteilt, so ist 
die Einlegung des Rechtsbehelfs unbeschadet der Bestim-
mungen des CIC nur innerhalb eines Jahres seit Bekannt-
gabe oder Zustellung zulässig, außer wenn die Einlegung 
vor Ablauf der Jahresfrist infolge höherer Gewalt unmög-
lich war oder eine schriftliche oder elektronische Beleh-
rung dahin erfolgt ist, dass ein Rechtsbehelf nicht gege-
ben sei. 
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Abschnitt 3 
Bestandskraft des Verwaltungsaktes 

§ 15 
Wirksamkeit des Verwaltungsaktes 

(1) Ein Verwaltungsakt wird gegenüber demjenigen, für den 
er bestimmt ist oder der von ihm betroffen wird, in dem 
Zeitpunkt wirksam, in dem er ihm bekannt gegeben wird. 
Der Verwaltungsakt wird mit dem Inhalt wirksam, mit 
dem er bekannt gegeben wird. 

(2) Ein Verwaltungsakt bleibt wirksam, solange und soweit er 
nicht zurückgenommen, widerrufen, anderweitig aufgeho-
ben oder durch Zeitablauf oder auf andere Weise erledigt 
ist. 

(3) Ein nichtiger Verwaltungsakt ist unwirksam. 

§ 16 
Nichtigkeit des Verwaltungsaktes 

(1) Ein Verwaltungsakt ist nichtig, soweit er an einem beson-
ders schwerwiegenden Fehler leidet und dies bei verstän-
diger Würdigung aller in Betracht kommenden Umstände 
offensichtlich ist. 

(2) Ohne Rücksicht auf das Vorliegen der Voraussetzungen 
des Absatzes 1 ist ein Verwaltungsakt nichtig, 

1. der schriftlich oder in Textform erlassen worden ist, 
die erlassende kirchliche Datenschutzaufsicht aber 
nicht erkennen lässt, 

2. der von einer unzuständigen kirchlichen Daten-
schutzaufsicht erlassen worden ist. 

(3) Ein Verwaltungsakt ist nicht schon deshalb nichtig, weil 
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1. eine durch Rechtsvorschrift zur Mitwirkung berufe-
ne Datenschutzaufsicht den für den Erlass des Ver-
waltungsaktes vorgeschriebenen Beschluss nicht ge-
fasst hat, 

2. die nach einer Rechtsvorschrift erforderliche Mit-
wirkung einer anderen Datenschutzaufsicht unter-
blieben ist. 

(4) Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil des Verwaltungsak-
tes, so ist er im Ganzen nichtig, wenn der nichtige Teil so 
wesentlich ist, dass die kirchliche Datenschutzaufsicht 
den Verwaltungsakt ohne den nichtigen Teil nicht erlas-
sen hätte. 

(5) Die kirchliche Datenschutzaufsicht kann die Nichtigkeit 
jederzeit von Amts wegen feststellen; auf Antrag ist sie 
festzustellen, wenn der Antragsteller hieran ein berechtig-
tes Interesse hat. 

§ 17 
Heilung von Verfahrens- und Formfehlern 

(1) Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, 
die nicht den Verwaltungsakt nach § 16 nichtig macht, ist 
unbeachtlich, wenn 

1. der für den Erlass des Verwaltungsaktes erforderli-
che Antrag nachträglich gestellt wird, 

2. die erforderliche Begründung nachträglich gegeben 
wird, 

3. die erforderliche Anhörung eines Beteiligten nach-
geholt wird. 

(2) Handlungen nach Absatz 1 können bis zum Abschluss der 
letzten Tatsacheninstanz eines datenschutzgerichtlichen Ver-
fahrens nachgeholt werden. 
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(3) Fehlt einem Verwaltungsakt die erforderliche Begrün-
dung oder ist die erforderliche Anhörung eines Beteiligten 
vor Erlass des Verwaltungsaktes unterblieben und ist da-
durch die rechtzeitige Anfechtung des Verwaltungsaktes 
versäumt worden, so gilt die Versäumung der Rechtsbe-
helfsfrist als nicht verschuldet. 

§ 18 
Folgen von Verfahrens- und Formfehlern 

Die Aufhebung eines Verwaltungsaktes, der nicht nach § 16 nich-
tig ist, kann nicht allein deshalb beansprucht werden, weil er 
unter Verletzung von Vorschriften über das Verfahren oder die 
Form zustande gekommen ist, wenn offensichtlich ist, dass die 
Verletzung die Entscheidung in der Sache nicht beeinflusst hat. 

§ 19 
Umdeutung eines fehlerhaften Verwaltungsaktes 

(1) Ein fehlerhafter Verwaltungsakt kann in einen anderen 
Verwaltungsakt umgedeutet werden, wenn er auf das glei-
che Ziel gerichtet ist, von der erlassenden kirchlichen Da-
tenschutzaufsicht in der geschehenen Verfahrensweise und 
Form rechtmäßig hätte erlassen werden können und wenn 
die Voraussetzungen für dessen Erlass erfüllt sind. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Verwaltungsakt, in den der 
fehlerhafte Verwaltungsakt umzudeuten wäre, der erkenn-
baren Absicht der erlassenden kirchlichen Datenschutz-
aufsicht widerspräche oder seine Rechtsfolgen für den 
Betroffenen ungünstiger wären als die des fehlerhaften 
Verwaltungsaktes. Eine Umdeutung ist ferner unzulässig, 
wenn der fehlerhafte Verwaltungsakt nicht zurückgenom-
men werden dürfte. 
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(3) Eine Entscheidung, die nur als gesetzlich gebundene Ent-
scheidung ergehen kann, kann nicht in eine Ermessens-
entscheidung umgedeutet werden. 

(4) § 5 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 20 
Rücknahme eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes 

(1) Ein rechtswidriger Verwaltungsakt kann, auch nachdem 
er unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise mit 
Wirkung für die Zukunft oder für die Vergangenheit zu-
rückgenommen werden. Ein Verwaltungsakt, der ein Recht 
oder einen rechtlich erheblichen Vorteil begründet oder 
bestätigt hat (begünstigender Verwaltungsakt), darf nur 
unter den Einschränkungen der Absätze 2 bis 4 zurückge-
nommen werden. 

(2) Wird ein rechtswidriger Verwaltungsakt zurückgenom-
men, so hat die kirchliche Datenschutzaufsicht dem Be-
troffenen auf Antrag den Vermögensnachteil auszuglei-
chen, den er dadurch erleidet, dass er auf den Bestand des 
Verwaltungsaktes vertraut hat, soweit das Vertrauen unter 
Abwägung mit dem kirchlichen Interesse schutzwürdig 
ist. Auf Vertrauen kann sich der Betroffene nicht berufen, 
wenn er 

1. den Verwaltungsakt durch arglistige Täuschung, Dro-
hung oder Bestechung erwirkt hat, 

2. den Verwaltungsakt durch Angaben erwirkt hat, die 
in wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvoll-
ständig waren, 

3. die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte 
oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht kannte. 
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 Der Vermögensnachteil ist jedoch nicht über den Betrag 
des Interesses hinaus zu ersetzen, das der Betroffene an 
dem Bestand des Verwaltungsaktes hat. Der auszuglei-
chende Vermögensnachteil wird durch die Datenschutz-
aufsicht festgesetzt. Der Anspruch kann nur innerhalb ei-
nes Jahres geltend gemacht werden; die Frist beginnt, so-
bald die kirchliche Datenschutzaufsicht den Betroffenen 
auf sie hingewiesen hat. 

(3) Erhält die kirchliche Datenschutzaufsicht von Tatsachen 
Kenntnis, welche die Rücknahme eines rechtswidrigen Ver-
waltungsaktes rechtfertigen, so ist die Rücknahme nur in-
nerhalb eines Jahres seit dem Zeitpunkt der Kenntnisnah-
me zulässig. Dies gilt nicht im Falle des Absatzes 2 Satz 2 
Nr. 1. 

(4) Über die Rücknahme entscheidet die kirchliche Daten-
schutzaufsicht. 

§ 21 
Widerruf eines rechtmäßigen Verwaltungsaktes 

(1) Ein rechtmäßiger nicht begünstigender Verwaltungsakt 
kann, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, in Über-
einstimmung mit cc. 47 und 58 CIC ganz oder teilweise 
mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, außer 
wenn ein Verwaltungsakt gleichen Inhalts erneut erlassen 
werden müsste oder aus anderen Gründen ein Widerruf 
unzulässig ist. 

(2) Ein rechtmäßiger begünstigender Verwaltungsakt darf, auch 
nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise 
mit Wirkung für die Zukunft nur widerrufen werden, 

1. wenn der Widerruf durch Rechtsvorschrift zugelas-
sen oder im Verwaltungsakt vorbehalten ist, 
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2. wenn mit dem Verwaltungsakt eine Auflage ver-
bunden ist und der Begünstigte diese nicht oder 
nicht innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfüllt hat, 

3. wenn die kirchliche Datenschutzaufsicht aufgrund 
nachträglich eingetretener Tatsachen berechtigt wä-
re, den Verwaltungsakt nicht zu erlassen, und wenn 
ohne den Widerruf das kirchliche Interesse gefähr-
det würde, 

4. wenn die kirchliche Datenschutzaufsicht aufgrund 
einer geänderten Rechtsvorschrift berechtigt wäre, 
den Verwaltungsakt nicht zu erlassen, soweit der 
Begünstigte von der Vergünstigung noch keinen Ge-
brauch gemacht hat, und wenn ohne den Widerruf 
das kirchliche Interesse gefährdet würde, 

5. um schwere Nachteile für das kirchliche Interesse 
zu verhüten oder zu beseitigen. 

§ 20 Absatz 3 gilt entsprechend. 

(3) Der widerrufene Verwaltungsakt wird mit dem Wirksam-
werden des Widerrufs unwirksam, wenn die kirchliche 
Datenschutzaufsicht keinen anderen Zeitpunkt bestimmt. 

(4) Über den Widerruf entscheidet die kirchliche Datenschutz-
aufsicht. 

(5) Wird ein begünstigender Verwaltungsakt in den Fällen 
des Absatzes 2 Nr. 3 bis 5 widerrufen, so hat die kirchli-
che Datenschutzaufsicht den Betroffenen auf Antrag für 
den Vermögensnachteil zu entschädigen, den dieser da-
durch erleidet, dass er auf den Bestand des Verwaltungs-
aktes vertraut hat, soweit das Vertrauen schutzwürdig ist. 
§ 20 Absatz 2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. 
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§ 22 
Wiederaufgreifen des Verfahrens 

(1) Die kirchliche Datenschutzaufsicht hat auf Antrag des Be-
troffenen über die Aufhebung oder Änderung eines unan-
fechtbaren Verwaltungsaktes zu entscheiden, wenn 

1. sich die dem Verwaltungsakt zugrundeliegende Sach- 
oder Rechtslage nachträglich zugunsten des Betrof-
fenen geändert hat, 

2. neue Beweismittel vorliegen, die eine dem Betroffe-
nen günstigere Entscheidung herbeigeführt haben 
würden, 

3. Wiederaufnahmegründe entsprechend § 580 der Zi-
vilprozessordnung gegeben sind. 

(2) Der Antrag ist nur zulässig, wenn der Betroffene ohne 
grobes Verschulden außerstande war, den Grund für das 
Wiederaufgreifen in dem früheren Verfahren, insbesonde-
re durch Rechtsbehelf, geltend zu machen. 

(3) Der Antrag muss binnen drei Monaten gestellt werden. 
Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem der Betroffene 
von dem Grund für das Wiederaufgreifen Kenntnis erhal-
ten hat. 

(4) Über den Antrag entscheidet die kirchliche Datenschutz-
aufsicht. 

(5) Die Vorschriften des § 20 Absatz 1 Satz 1 und des § 21 
Absatz 1 bleiben unberührt. 
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Abschnitt 4 
Verwaltungszustellung 

§ 23 
Zustellung 

Die Zustellung von Schriftstücken in Verwaltungsangelegenhei-
ten der kirchlichen Datenschutzaufsicht, die nach dem Gesetz 
über den Kirchlichen Datenschutz oder diesem Gesetz zuzustel-
len sind, geschieht 

1. bei der Zustellung durch die Post durch Einschreiben oder 
durch Postzustellung mit Zustellungsurkunde, 

2. bei der Zustellung durch die Datenschutzaufsicht durch 
Übergabe an den Empfänger; wird die Annahme des Schrift-
stückes oder die Unterschrift unter das Empfangsbekennt-
nis verweigert, so gilt das Schriftstück im Zeitpunkt der 
Weigerung als zugestellt, wenn eine Niederschrift über 
den Vorgang zu den Akten gebracht ist. 

§ 24 
Anwendbare Regelungen zur Verwaltungszustellung 

Die Regelungen des Verwaltungszustellungsgesetzes des Bun-
des zur Zustellung an gesetzliche Vertreter und Bevollmächtig-
te, die Heilung von Zustellungsmängeln, die Zustellung im Aus-
land und die Zustellung durch die Post mit Zustellungsurkunde, 
per Einschreiben oder gegen Empfangsbekenntnis gelten ent-
sprechend. 
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Abschnitt 5 
Verfahren in Anordnungs- und Bußgeldsachen 

§ 25 
Anwendung der Vorschriften über das Bußgeldverfahren 

(1) Für Verstöße gegen datenschutzrechtliche Bestimmungen, 
die gemäß § 51 KDG mit einem Bußgeld geahndet wer-
den sollen, gelten, soweit dieses Gesetz nichts anderes be-
stimmt, die Vorschriften des Gesetzes über Ordnungswi-
drigkeiten (OWiG) sinngemäß. Die §§ 17, 35 und 36 
OWiG finden keine Anwendung. 

(2) Für Verwaltungsverfahren zur Verhängung eines Bußgel-
des wegen eines datenschutzrechtlichen Verstoßes gelten, 
soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, die Vor-
schriften des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten und der 
allgemeinen Gesetze über das Strafverfahren, namentlich 
der Strafprozessordnung und des Gerichtsverfassungsge-
setzes, entsprechend. Die §§ 56 bis 58, 87, 88, 99 und 100 
OWiG finden keine Anwendung. 

§ 26 
Durchsetzung und Vollstreckung von Bußgeldbescheiden 

und anderen Anordnungen der kirchlichen 
Datenschutzaufsicht 

(1) Die kirchliche Datenschutzaufsicht ist berechtigt, sich im 
Wege der Amtshilfe der kirchlichen Aufsichtsbehörde des 
Bußgeldschuldners zu bedienen, um diesen mit den ihr 
zur Verfügung stehenden Mitteln der Rechtsaufsicht zu 
veranlassen, die Bußgeldforderung zu begleichen. 

(2) Die kirchliche Datenschutzaufsicht kann auf der Grundla-
ge eines von ihr erlassenen Bußgeldbescheides andere kirch-
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liche Dienststellen verpflichten, die einem Verantwortli-
chen oder einer kirchlichen Stelle im Sinne des § 3 Abs. 1 
lit. b) oder lit. c) KDG zustehenden finanziellen Forderun-
gen oder Zuschussansprüche ganz oder teilweise an die 
kirchliche Datenschutzaufsicht zu leisten, um auf diese 
Weise die Geldbuße zu vollstrecken oder zu sichern. 

(3) Kommen die in den Absätzen 1 und 2 genannten kirchli-
chen Stellen einem Antrag der kirchlichen Datenschutz-
aufsicht nicht nach, ist diese berechtigt, die Bischöfliche 
Aufsicht einzuschalten, um rechtmäßige Zustände herzu-
stellen. 

(4) Besteht die Möglichkeit einer staatlichen Vollstreckungs-
hilfe, kann die kirchliche Datenschutzaufsicht stattdessen 
diese in Anspruch nehmen. 

(5) Unbeschadet ihrer jeweiligen Rechtsform ist die kirchli-
che Datenschutzaufsicht Inhaberin der Bußgeldforderung 
und mithin Vollstreckungsgläubigerin. 

(6) Unbeschadet des § 47 Abs. 3 KDG gelten die Absätze 1 
und 3 entsprechend für sonstige Anordnungen der kirchli-
chen Datenschutzaufsicht im Sinne des § 47 Abs. 5 KDG. 

Abschnitt 6 
Schlussbestimmungen 

§ 27 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt zum ……………… in Kraft. 
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H. Kirchliche Datenschutzgerichts-
 ordnung (KDSGO)9 

Präambel 

Die Deutsche Bischofskonferenz erlässt aufgrund eines beson-
deren Mandats des Apostolischen Stuhles gemäß can. 455 § 1 
CIC in Wahrnehmung der der Kirche durch das Grundgesetz für 
die Bundesrepublik Deutschland garantierten Freiheit, ihre An-
gelegenheiten selbstständig innerhalb der Schranken des für alle 
geltenden Gesetzes zu ordnen, und im Einklang mit der europä-
ischen Datenschutz-Grundverordnung vom 27. April 2016 zur 
Herstellung und Gewährleistung eines wirksamen gerichtlichen 
Rechtsschutzes auf dem Gebiet des Datenschutzes, wie dies in 
§ 49 Absatz 3 des Kirchlichen Datenschutzgesetzes (KDG) vor-
gesehen ist, die folgende Ordnung: 

§ 1 
Errichtung Kirchlicher Gerichte in 

Datenschutzangelegenheiten 

(1) Die Bischöfe der (Erz-)Bistümer im Bereich der Deut-
schen Bischofskonferenz errichten mit Genehmigung der 
Apostolischen Signatur ein Interdiözesanes Datenschutz-
gericht als erste Instanz mit Sitz in Köln (vgl. can. 1423 § 1 
CIC). Dem Interdiözesanen Datenschutzgericht werden 
alle nach dieser Ordnung wahrzunehmenden Zuständig-

                                                 
9 Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht ausdrücklich in ge-

schlechtsspezifische Personenbezeichnungen differenziert. Die gewählte 
männliche Form schließt eine adäquate weibliche Form gleichberechtigt 
ein. 
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keiten übertragen. Das Nähere wird in einem gemeinsa-
men Errichtungsdekret der Diözesanbischöfe geregelt. 

(2) Die Deutsche Bischofskonferenz errichtet mit Genehmi-
gung der Apostolischen Signatur ein Datenschutzgericht 
der Deutschen Bischofskonferenz als zweite Instanz mit 
Sitz in Bonn (vgl. can. 1439 § 1 CIC). Dem Datenschutz-
gericht der Deutschen Bischofskonferenz werden alle nach 
dieser Ordnung wahrzunehmenden Zuständigkeiten über-
tragen. 

§ 2 
Sachliche Zuständigkeit und Verfahrensvorschriften 

(1) Die Kirchlichen Gerichte in Datenschutzangelegenheiten 
sind zuständig für die Überprüfung von Entscheidungen 
der Datenschutzaufsichten der katholischen Kirche in 
Deutschland sowie für gerichtliche Rechtsbehelfe der be-
troffenen Person gegen den Verantwortlichen oder den 
kirchlichen Auftragsverarbeiter. Ein besonderes Verfah-
ren zur Überprüfung der Rechtmäßigkeit von kirchlichen 
Rechtsnormen (Normenkontrollverfahren) findet nicht statt. 

(2) Das Interdiözesane Datenschutzgericht prüft auf Antrag 
die vorangegangene Entscheidung der Datenschutzauf-
sicht über das Vorliegen einer Datenschutzverletzung so-
wie gerichtliche Rechtsbehelfe gegen den Verantwortli-
chen oder den kirchlichen Auftragsverarbeiter. Antrag-
steller können die betroffene Person oder der Verantwort-
liche im Sinne des § 4 Ziffer 9. KDG sein. 

(3) Die betroffene Person verwirkt ihr Antragsrecht nach Ab-
satz 2, wenn sie den Antrag später als ein Jahr nach Zugang 
der Ausgangsentscheidung geltend macht. Den Zugangs-
zeitpunkt muss sie auf Verlangen nachweisen können. 
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(4) Der Antrag des Verantwortlichen richtet sich nach § 8 Ab-
satz 2. 

(5) Gegen die Entscheidung des Interdiözesanen Datenschutz-
gerichts steht den Beteiligten innerhalb einer Frist von drei 
Monaten ab Zugang dieser Entscheidung das Recht auf 
Beschwerde beim Datenschutzgericht der Deutschen Bi-
schofskonferenz zu. 

§ 3 
Zusammensetzung Kirchlicher Gerichte in 

Datenschutzangelegenheiten und 
Ernennungsvoraussetzungen 

(1) Das Interdiözesane Datenschutzgericht besteht aus dem 
Vorsitzenden, dem stellvertretenden Vorsitzenden und vier 
beisitzenden Richtern. 

(2) Das Datenschutzgericht der Deutschen Bischofskonferenz 
besteht aus dem Vorsitzenden, dem stellvertretenden Vor-
sitzenden und acht beisitzenden Richtern. 

(3) Die Vorsitzenden, stellvertretenden Vorsitzenden und die 
Richter des Interdiözesanen Datenschutzgerichts und des 
Datenschutzgerichts der Deutschen Bischofskonferenz sind 
an das staatliche sowie an das kirchliche Recht gebunden. 
Sie üben ihr Amt unparteiisch und in richterlicher Unab-
hängigkeit aus. 

(4) Die Mitglieder des Interdiözesanen Datenschutzgerichts 
und des Datenschutzgerichts der Deutschen Bischofskon-
ferenz müssen katholisch sein und sollen über Berufser-
fahrung in einem juristischen Beruf sowie in Datenschutz-
fragen verfügen. Sie dürfen zu Beginn ihrer Amtszeit das 
75. Lebensjahr nicht überschritten haben. Anderweitige 
Tätigkeiten in abhängiger Beschäftigung dürfen das Ver-
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trauen in die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit des 
Richters nicht gefährden. Die Vorsitzenden und ihre Stell-
vertreter müssen die Befähigung zum Richteramt nach 
dem Deutschen Richtergesetz, die weiteren Richter einen 
akademischen Grad im kanonischen Recht oder die Befä-
higung zum Richteramt nach dem Deutschen Richterge-
setz besitzen. 

(5) Personen, die als Diözesandatenschutzbeauftragte oder 
betriebliche Datenschutzbeauftragte bestellt bzw. benannt 
sind, können für die Dauer dieses Amtes und bis zum Ab-
lauf von zwei Jahren nach Ausscheiden aus diesem Amt 
nicht zu Richtern an den Kirchlichen Gerichten in Daten-
schutzangelegenheiten berufen werden. Hauptberuflich im 
kirchlichen Dienst stehende Personen können für die Dau-
er dieser Beschäftigung nicht berufen werden. 

(6) Für ihre Tätigkeit erhalten die Mitglieder der Kirchlichen 
Gerichte in Datenschutzangelegenheiten eine angemesse-
ne Vergütung sowie den Ersatz notwendiger Reisekosten. 

(7) Die Geschäftsstelle der Kirchlichen Gerichte in Daten-
schutzangelegenheiten wird beim Verband der Diözesen 
Deutschlands eingerichtet. 

§ 4 
Aufbringung der Mittel 

Die Kosten der Kirchlichen Gerichte in Datenschutzangelegen-
heiten trägt der Verband der Diözesen Deutschlands. 
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§ 5 
Besetzung der der Kirchlichen Gerichte in 

Datenschutzangelegenheiten 

(1) Das Interdiözesane Datenschutzgericht entscheidet in der 
Besetzung mit dem Vorsitzenden oder dem stellvertreten-
den Vorsitzenden und zwei beisitzenden Richtern, wobei 
ein Mitglied des Spruchkörpers einen akademischen Grad 
im kanonischen Recht besitzen muss. 

(2) Das Datenschutzgericht der Deutschen Bischofskonferenz 
entscheidet in der Besetzung mit dem Vorsitzenden oder 
dem stellvertretenden Vorsitzenden und vier beisitzenden 
Richtern, wobei zwei Mitglieder des Spruchkörpers einen 
akademischen Grad im kanonischen Recht besitzen müssen. 

(3) Die Verteilung der Verfahren zwischen dem Vorsitzenden 
und dem stellvertretenden Vorsitzenden erfolgt anhand ei-
nes Geschäftsverteilungsplans, der spätestens am Ende des 
laufenden Jahres für das folgende Jahr vom Vorsitzenden 
nach Anhörung des stellvertretenden Vorsitzenden schrift-
lich festzulegen ist. 

(4) Ist der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende 
an der Ausübung seines Amtes gehindert, tritt an seine Stel-
le der stellvertretende Vorsitzende oder der Vorsitzende. 

§ 6 
Richter 

(1) Die Vorsitzenden, ihre Stellvertreter und die beisitzenden 
Richter der Kirchlichen Gerichte in Datenschutzangele-
genheiten werden jeweils für eine Amtszeit von fünf Jah-
ren auf Vorschlag des Ständigen Rates der Deutschen Bi-
schofskonferenz vom Vorsitzenden der Deutschen Bischofs-
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konferenz ernannt. Die mehrmalige Wiederernennung ist 
zulässig. Sind zum Ende der Amtszeit die neuen Richter 
noch nicht ernannt, führen die bisherigen Richter die Ge-
schäfte bis zur Ernennung der Nachfolger weiter. 

(2) Die Dienstaufsicht über die Mitglieder der Kirchlichen 
Gerichte in Datenschutzangelegenheiten übt der Vorsit-
zende der Deutschen Bischofskonferenz aus. 

(3) Das Amt eines Richters endet vor Ablauf der Amtszeit 

a) mit der Annahme der Rücktrittserklärung durch den 
Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz, 

b) mit der Feststellung des Wegfalls der Ernennungs-
voraussetzungen oder der Feststellung eines schwe-
ren Dienstvergehens. Diese Feststellungen trifft der 
Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz durch 
Dekret. 

Endet das Amt eines Richters vor Ablauf seiner regulären 
Amtszeit, wird für die Dauer der Amtszeit, die dem aus-
geschiedenen Richter verblieben wäre, ein Nachfolger er-
nannt. 

(4) Die Richter sind verpflichtet, über die Beratung und Ab-
stimmung auch nach Ende ihrer Amtszeit Stillschweigen 
zu bewahren. 

§ 7 
Verfahrensbeteiligte, Bevollmächtigte und Beistände 

(1) Am Verfahren sind neben der betroffenen Person der Ver-
antwortliche oder der kirchliche Auftragsverarbeiter und 
die zuständige Datenschutzaufsicht beteiligt. 

(2) Vor den Kirchlichen Gerichten in Datenschutzangelegen-
heiten kann sich jeder Beteiligte durch einen Bevollmäch-
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tigten in jeder Lage des Verfahrens vertreten lassen und 
sich in der mündlichen Verhandlung eines Beistandes be-
dienen. 

(3) Die Bevollmächtigung wird gegenüber den Kirchlichen 
Gerichten in Datenschutzangelegenheiten durch Vorlage 
einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen. 

§ 8 
Verfahrenseinleitung 

(1) Antragsbefugt ist, wer vorbringt, durch die Verarbeitung 
seiner personenbezogenen Daten in eigenen Rechten ver-
letzt zu sein. Die Antragsbefugnis ist auch gegeben, wenn 
innerhalb von drei Monaten nach Eingang der Beschwer-
de keine Mitteilung der Datenschutzaufsicht oder nach 
Ablauf einer Frist von zwölf Monaten seit Eingang der 
Beschwerde keine Entscheidung der Datenschutzaufsicht 
erfolgt ist. 

(2) Der Verantwortliche kann gegen Entscheidungen der Da-
tenschutzaufsicht binnen eines Monats nach Zugang der-
selben einen Antrag auf Überprüfung durch das Interdiö-
zesane Datenschutzgericht stellen. Der Zugangszeitpunkt 
ist von ihm nachzuweisen. 

§ 9 
Ausschluss 

Ein Richter ist von der Ausübung seines Amtes ausgeschlossen, 
wenn er 

a) selbst Beteiligter ist, 
b) gesetzlicher Vertreter oder angehörige Person im Sin-

ne des § 41 Nummer 2 bis 3 der Zivilprozessord-
nung eines Beteiligten ist oder gewesen ist, 
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c) in dieser Sache bereits als Zeuge oder Sachverstän-
diger gehört wurde, 

d) bei dem vorausgegangenen Verfahren oder als Mit-
glied des Interdiözesanen Datenschutzgerichts – auch 
als allgemeiner Vertreter der befassten Person oder 
als Diözesandatenschutzbeauftragter bzw. dessen Ver-
treter – mitgewirkt hat, 

e) Bevollmächtigter oder Beistand eines Beteiligten war. 

§ 10 
Ablehnung 

(1) Ein Richter kann wegen Besorgnis der Befangenheit von 
jedem Beteiligten abgelehnt werden, wenn ein Grund vor-
liegt, der geeignet ist, Misstrauen gegen die Unparteilich-
keit des Mitgliedes zu begründen. 

(2) Der abgelehnte Richter hat sich zu dem Ablehnungsgrund 
zu äußern. Bis zur Erledigung des Ablehnungsantrages 
darf er nur solche Handlungen vornehmen, die keinen 
Aufschub dulden. 

(3) Über die Ablehnung eines Richters entscheidet das Ge-
richt durch unanfechtbaren Beschluss. Dabei wirkt anstel-
le des abgelehnten Richters der Nächstberufene mit. 

(4) Einen Ablehnungsantrag kann nicht stellen, wer sich in 
Kenntnis eines Ablehnungsgrundes in eine Verhandlung 
eingelassen oder Anträge gestellt hat. 

(5) Auch ohne Ablehnungsantrag findet eine Entscheidung 
nach Absatz 3 statt, wenn ein Richter einen Sachverhalt 
mitteilt, der seine Ablehnung nach Absatz 1 rechtfertigen 
könnte, oder wenn Zweifel darüber bestehen, ob er von 
der Ausübung seines Amtes nach § 9 ausgeschlossen ist. 
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§ 11 
Antragsschrift 

(1) Der Antrag ist schriftlich bei der Geschäftsstelle der Kirch-
lichen Gerichte in Datenschutzangelegenheiten oder bei 
der Datenschutzaufsicht, deren Entscheidung beanstandet 
wird, einzureichen. Die Antragsschrift muss den Namen 
der Beteiligten und den Gegenstand der Überprüfung be-
zeichnen und soll ein bestimmtes Begehren enthalten. Die 
zu dessen Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, Bescheide aus dem Vorverfahren 
in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 

(2) Wurde die Antragsschrift bei der Datenschutzaufsicht ein-
gereicht, leitet diese sie an die Geschäftsstelle der Kirchli-
chen Gerichte in Datenschutzangelegenheiten weiter. 

(3) Für die Anhörung der Datenschutzaufsicht sollen Abschrif-
ten der Antragsschrift und sonstiger Schriftstücke beige-
fügt werden. 

§ 12 
Verfahren nach Eingang der Antragsschrift 

(1) In den Fällen des § 8 Absatz 2 holt der Vorsitzende nach 
dem Eingang der Antragsschrift eine schriftliche Stellung-
nahme derjenigen Datenschutzaufsicht ein, deren Entschei-
dung zur Überprüfung gestellt ist. Sie wird dem Antrag-
steller zur Gegenäußerung übermittelt. 

(2) Der Vorsitzende kann bis zum Abschluss des Verfahrens 
von Amts wegen oder auf Antrag Dritte, deren rechtliche 
Interessen durch die Entscheidung berührt werden, am 
Verfahren beteiligen. In diesem Fall sind sie im Verfahren 
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ebenso Beteiligte; die Beteiligten sind anzuhören und ha-
ben das Recht eigener Antragstellung. 

(3) Der Antragsteller kann bis zum Zugang eines Beschlusses 
gemäß § 15 seinen Antrag durch schriftliche Erklärung 
zurücknehmen; die Rücknahme wird allen Beteiligten mit-
geteilt. Das Überprüfungsverfahren endet in diesem Fall 
ohne Weiteres und kann nicht mehr aufgenommen werden. 

§ 13 
Verfahren vor dem Interdiözesanen Datenschutzgericht 

(1) Das Interdiözesane Datenschutzgericht erforscht den Sach-
verhalt von Amts wegen; die am Verfahren Beteiligten 
haben an der Aufklärung des Sachverhalts mitzuwirken. 
Das Interdiözesane Datenschutzgericht ist an das Vorbrin-
gen und an die Beweisangebote der Beteiligten nicht ge-
bunden. 

(2) Die Beteiligten können die Akten des Interdiözesanen Da-
tenschutzgerichts und die ihm vorgelegten Akten einsehen 
und sich auf ihre Kosten Kopien oder Abschriften fertigen 
lassen. 

(3) Das Interdiözesane Datenschutzgericht entscheidet in der 
Regel ohne mündliche Erörterung durch Beschluss; es be-
steht kein Anspruch auf Anberaumung eines Termins. 

(4) Wenn die Sache besondere Schwierigkeiten tatsächlicher 
oder rechtlicher Art aufweist oder der Sachverhalt unge-
klärt ist, kann das Interdiözesane Datenschutzgericht zur 
Klärung einen mündlichen Anhörungstermin ansetzen. 

(5) Der Vorsitzende lädt dazu die am Verfahren Beteiligten 
mit einer Frist von mindestens zwei Wochen. In der La-
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dung ist darauf hinzuweisen, dass auch in Abwesenheit 
eines Beteiligten verhandelt und entschieden werden kann. 

(6) Im Anhörungstermin werden alle wesentlichen tatsächli-
chen und rechtlichen Fragen erörtert. Alle Mitglieder des 
Interdiözesanen Datenschutzgerichts sind befugt, die Be-
teiligten zu befragen. Ein Mitglied des Interdiözesanen 
Datenschutzgerichts führt Protokoll über die wesentlichen 
Ergebnisse der Anhörung. 

(7) Das Interdiözesane Datenschutzgericht erhebt die erfor-
derlichen Beweise. Zur Aufklärung des Sachverhalts kön-
nen Urkunden eingesehen, Auskünfte eingeholt, Zeugen, 
Sachverständige und Beteiligte vernommen und ein Au-
genschein eingenommen werden. 

§ 14 
Ergebnis des Verfahrens 

(1) Das Interdiözesane Datenschutzgericht entscheidet über 
das Begehren des Antragstellers mit Stimmenmehrheit. 

(2) Es kann erkennen auf 

a) Verwerfung des Antrags als unzulässig, 
b) Zurückweisung des Antrags als unbegründet, auch 

in den Fällen der Verwirkung des Antragsrechts, 
oder 

c) Feststellung des Vorliegens und Umfangs einer Da-
tenschutzverletzung. 
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§ 15 
Beschluss 

(1) Der das Verfahren beendende Beschluss ist schriftlich ab-
zufassen und von den Richtern, die an der Entscheidung 
mitgewirkt haben, zu unterzeichnen. 

(2) Er enthält neben dem Erkenntnis den Sachverhalt, die tra-
genden Gründe für die Entscheidung und einen Hinweis 
über die Möglichkeit eines Antrags nach § 17 Absatz 1. 

(3) Der Beschluss wird allen Beteiligten unverzüglich mitge-
teilt. 

§ 16 
Kosten des Verfahrens 

Im Verfahren vor dem Interdiözesanen Datenschutzgericht wer-
den Gebühren nicht erhoben. Im Übrigen entscheidet es zusam-
men mit dem Erkenntnis, ob Auslagen aufgrund materiell-recht-
licher Vorschriften erstattet werden und wer diese zu tragen hat. 
Zeugen und Sachverständige werden in Anwendung des staatli-
chen Gesetzes über die Entschädigung von Zeugen und Sach-
verständigen entschädigt. 

§ 17 
Verfahren vor dem Datenschutzgericht der 

Deutschen Bischofskonferenz 

(1) Jeder Beteiligte kann gegen die Entscheidung des Interdi-
özesanen Datenschutzgerichts binnen einer Frist von drei 
Monaten nach Erlangung der Kenntnis von ihrem Inhalt 
die Entscheidung des Datenschutzgerichts der Deutschen 
Bischofskonferenz beantragen, soweit von seinem Antrag 
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abgewichen wurde. Der Ausspruch nach § 16 ist nur zu-
sammen mit der Hauptsache anfechtbar. 

(2) Für das Verfahren vor dem Datenschutzgericht der Deut-
schen Bischofskonferenz gelten die §§ 7 bis 16 entspre-
chend, § 11 jedoch mit der Maßgabe, dass der Antrag nur 
wahlweise bei dem Interdiözesanen Datenschutzgericht 
oder dem Datenschutzgericht der Deutschen Bischofskon-
ferenz eingereicht werden kann. Der Vorsitzende kann 
von einer neuerlichen Anhörung der Datenschutzaufsicht 
absehen. 

(3) Beweise erhebt das Datenschutzgericht der Deutschen Bi-
schofskonferenz nur dann, wenn die Sachverhaltsaufklä-
rung beim Interdiözesanen Datenschutzgericht nicht auf 
alle wesentlichen Punkte erstreckt wurde. Einen Anhö-
rungstermin setzt das Datenschutzgericht der Deutschen 
Bischofskonferenz nur dann an, wenn es Hinweise dafür 
hat, dass mit den am Verfahren Beteiligten noch nicht alle 
für die Entscheidung wesentlichen Fragen erörtert wur-
den; ein Anspruch hierauf besteht nicht. 

(4) Mit der Mitteilung des Beschlusses an die Beteiligten en-
det das Verfahren. 

§ 18 
Inkrafttreten 

(1) Diese Ordnung tritt am 24.05.2018 in Kraft. 

(2) Diese Ordnung soll innerhalb von drei Jahren ab Inkraft-
treten überprüft werden. 

Approbiert durch Beschluss der Vollversammlung der Deut-
schen Bischofskonferenz vom 20.02.2018 
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Rekognosziert durch Dekret der Apostolischen Signatur vom 
03.05.2018 

Promulgiert durch Schreiben des Vorsitzenden der Deutschen 
Bischofskonferenz vom 14.05.2018 
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ANHANG 1 

Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz 
(KDG): Fundstellen in kirchlichen Amtsblättern 

(Erz-) 
Diözese 

Amtsblatt 
vom 

Nr./Seite in Kraft 
gesetzt am 

in Kraft 
gesetzt zum 

Aachen 01.03.2018 78 ff. 15.02.2018 24.05.2018 
Augsburg 09.04.2018 378 ff. 17.01.2018 24.05.2018 
Bamberg 15.03.2018 162 ff. 01.03.2018 24.05.2018 
Berlin 01.03.2018 24 02.02.2018 24.05.2018 
Dresden-
Meißen 

09.03.2018 103 ff. 09.03.2018 24.05.2018 

Eichstätt 17.04.2018 193 ff. 17.04.2018 24.05.2018 
Erfurt 20.03.2018 2 (Nr. 5) 20.03.2018 24.05.2018 
Essen 19.01.2018 33 ff. 17.01.2018 24.05.2018 
Freiburg 23.03.2018 185 ff.  24.05.2018 
Fulda 08.05.2018 49 ff. 11.04.2018 24.05.2018 
Görlitz 08.05.2018 Nr. 43 02.05.2018 24.05.2018 
Hamburg 23.01.2018 2 ff. 22.12.2017 24.05.2018 
Hildesheim 23.04.2018 98 ff. 01.04.2018 24.05.2018 
Köln 31.01.2018 13 ff. 12.01.2018 24.05.2018 
Limburg 15.01.2018 295 ff. 14.12.2017 24.05.2018 
Magdeburg 01.02.2018 Anlage  24.05.2018 
Mainz 26.02.2018 21 ff. 05.02.2018 24.05.2018 
München 
und Freising 

30.04.2018  02.03.2018 24.05.2018 

Münster 01.02.2018 56 ff. 08.12.2017 24.05.2018 
- Offizialat 

Vechta 
15.05.2018 166 ff. 25.04.2018 24.05.2018 

Osnabrück 19.04.2018 100 ff. 21.03.2018 24.05.2018 
Paderborn 06.02.2018 48 ff. 06.01.2018 24.05.2018 
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Passau 16.04.2018 99 ff. 16.03.2018 24.05.2018 
Regensburg 30.01.2018 

10.05.2019 
17 ff. 

58 
30.01.2018 24.05.2018 

01.07.2019 
Rottenburg-
Stuttgart 

05.03.2018 69 ff. 05.02.2018 24.05.2018 

Speyer 22.03.2018 746 ff. 02.03.2018 24.05.2018 
Trier 01.04.2018 118 ff. 20.03.2018 24.05.2018 
Würzburg 28.03.2018 255 ff. 15.03.2018 24.05.2018 
     
VDD 
Amtsblatt 
München 
und Freising 

31.05.2018 434 ff. 23.04.2018 24.05.2018 
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ANHANG 2 

Diözesandatenschutzbeauftragte der 
katholischen Kirche in Deutschland und 
Ordensdatenschutzbeauftragte 

(Erz-)Diözesen Hamburg, Hildesheim, Osnabrück und 
Bischöflich Münstersches Offizialat in Vechta i. O. 

Katholische Datenschutzaufsicht Nord für das Erzbistum Ham-
burg, die Bistümer Hildesheim und Osnabrück und das Bischöf-
lich Münstersche Offizialat in Vechta i. O. 
Unser Lieben Frauen Kirchhof 20, 28195 Bremen 
Telefon: (0421) 33 00 56–0 
E-Mail: info@kdsa-nord.de 

Diözesandatenschutzbeauftragter: Andreas Mündelein 

(Erz-)Diözesen Berlin, Dresden-Meißen, Erfurt, 
Görlitz, Magdeburg 

Kirchliche Datenschutzaufsicht der ostdeutschen Bistümer und 
des Katholischen Militärbischofs 
Badepark 4, 39218 Schönebeck 
Telefon: (03928) 7179018 
E-Mail: kontakt@kdsa-ost.de 

Diözesandatenschutzbeauftragter: Matthias Ullrich 
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(Erz-)Diözesen Aachen, Essen, Köln, Münster, 
Paderborn 

Katholisches Datenschutzzentrum (KdÖR) 
Brackeler Hellweg 144, 44309 Dortmund 
Telefon: (0231) 138 985–0 
E-Mail: info@kdsz.de 

Diözesandatenschutzbeauftragter: Steffen Pau 

(Erz-)Diözesen Freiburg, Fulda, Limburg, Mainz, 
Rottenburg-Stuttgart, Speyer, Trier 

Katholisches Datenschutzzentrum Frankfurt/M. KdöR 
Haus am Dom 
Domplatz 3, 60311 Frankfurt 
Telefon: (069) 800 8718 800 
E-Mail: info@kdsz-ffm.de 

Diözesandatenschutzbeauftragte: Ursula Becker-Rathmair 

(Erz-)Diözesen Augsburg, Bamberg, Eichstätt, 
München, Passau, Regensburg, Würzburg 

Datenschutzbeauftragter der Bayerischen (Erz-)Diözesen 
Büroanschrift: Schrammerstr. 3, 80333 München 
Postanschrift: Postfach 330360, 80063 München 
Telefon: (089) 2137 1796 
E-Mail: JJoachimski@eomuc.de 

Diözesandatenschutzbeauftragter: Jupp Joachimski 
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Konferenz der 
Diözesandatenschutzbeauftragten der 
katholischen Kirche in Deutschland 

– Geschäftsstelle – 
c/o Katholisches Datenschutzzentrum 
Brackeler Hellweg 144, 44309 Dortmund 
Telefon: (0231) 138 985–0 
Telefax: (0231) 138 985–22 
E-Mail: ddsb@kdsz.de 

Ordensdatenschutzbeauftragte 

Gemeinsamer Ordensdatenschutzbeauftragter DOK 
Süd (GDSB Süd) 

Jupp Joachimski 
Vorsitzender Richter am Bayerischen Obersten Landesgericht 
a. D. 
Wittelsbacherring 9, 53115 Bonn 
Telefon: (0173) 8467227 (dienstags 14–17 Uhr) 
E-Mail: joachimski@orden.de 

Gemeinsame Ordensdatenschutzbeauftragte DOK 
Mitte (GDSB Mitte) 

Christine Haumer 
Richterin am Oberlandesgericht München 
Wittelsbacherring 9, 53115 Bonn 
Telefon: (0170) 6305415 (dienstags 14–17 Uhr) 
E-Mail: haumer@orden.de 
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Gemeinsamer Ordensdatenschutzbeauftragter DOK 
Nord (GDSB Nord) 

RA Dieter Fuchs 
Wittelsbacherring 9, 53115 Bonn 
Telefon: (0171) 4215965 (dienstags 14–17 Uhr) 
E-Mail: fuchs@orden.de 
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ANHANG 3 

Interdiözesanes Datenschutzgericht  
(1. Instanz) 

Die Geschäftsstelle des Interdiözesanen Datenschutzgerichts 
ist beim Verband der Diözesen Deutschlands (VDD) 
eingerichtet und befindet sich im 

Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz 
Kaiserstraße 161 
53113 Bonn 
 
Postanschrift: 
Interdiözesanes Datenschutzgericht 
Geschäftsstelle  
Kaiserstraße 161 
53113 Bonn 
 
Telefon: 
Martina Burke  
(0228) 103–239 
Marianna Radkowskaja 
(0228) 103–210  
 
Telefax: 
(0228) 103–5239 
 
E-Mail:  
idsg@dbk.de 
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Datenschutzgericht der Deutschen 
Bischofskonferenz (2. Instanz) 

Die Geschäftsstelle des Datenschutzgerichts der Deutschen 
Bischofskonferenz ist beim Verband der Diözesen Deutsch-
lands (VDD) eingerichtet und befindet sich im 

Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz 
Kaiserstraße 161 
53113 Bonn 
 
Postanschrift: 
Datenschutzgericht der Deutschen Bischofskonferenz 
Geschäftsstelle 
Kaiserstraße 161 
53113 Bonn 
 
Telefon: 
Martina Burke  
(0228) 103–239 
Marianna Radkowskaja 
(0228) 103–210  
 
Telefax: 
(0228) 103–5216 
 
E-Mail:  
dsg-dbk@dbk.de 




